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Editorial

Vom Scheitern und Gelingen
Berichte aus der Praxis sozialer Bewe-
gungen

Soziale Bewegungen sind beim Forschungsjour-
nal Programm, ist diese Zeitschrift, zum ers-
ten Mal 1988 erschienen, doch selbst ein Kind
der Neuen Sozialen Bewegungen. So ist es
selbstverständlich, dass die Redaktion immer
wieder auch einen Blick darauf wirft, wie es
um die praktische Bewegungslandschaft be-
stellt ist, mit welchen Schwierigkeiten soziale
Bewegungen zu kämpfen haben, aber auch
welche Erfolge es zu feiern gibt. Zuletzt hat
sie mit Heft 1 des Jahrgangs 2006 ein ganzes
Heft der Frage „Immer in Bewegung – nie am
Ziel. Was bewirken soziale Bewegungen?“ ge-
widmet.

In der Rückschau auf das Jahr 2011 drängt
es sich förmlich auf, erneut eine solche Bilanz
zu ziehen. Denn zumindest auf den ersten Blick
scheint dieses Jahr ein Erfolgsjahr für soziale
Bewegungen weltweit zu sein.

International waren es die sozialen Bewe-
gungen in der arabischen Welt, die im Früh-
jahr 2011 die Erinnerungen an das Jahr 1989
weckten, als die Demokratiebewegung Ost-
europa weitgehend friedlich veränderte und
Deutschland sich über die Wiedervereinigung
freuen konnte. Ob der Weg zu einem demo-
kratischen System auch in der arabischen Welt
beschritten wird und welche Erfolge die sozia-
len Bewegungen dort erzielen können, damit
wird sich das Forschungsjournal in Heft drei
des neuen Jahrgangs beschäftigen.

Im aktuellen Heft stehen die sozialen Be-
wegungen in Deutschland im Mittelpunkt. Sie
haben unter anderem mit dem voraussichtlich
endgültigen Beschluss zum Ausstieg aus der
Atomenergie sowie mit den Protesten gegen
Großprojekte wie „Stuttgart 21“ die politische
Landschaft und die politische Kultur in
Deutschland nachhaltig verändert. So kommt
es nicht von ungefähr, dass soziale Bewegun-
gen in Deutschland Hochkonjunktur haben.
Allerdings droht auch immer die Gefahr, dass

Erfolge den Motor der Bewegungen ins Stot-
tern bringen, dass Institutionalisierung und
Professionalisierung die Bewegungen zähmen,
die dann zwar feiern können, dass ihre Ziele
in der Mitte der Gesellschaft angekommen
sind, die sich damit aber auch ihre Existenzbe-
rechtigung selbst nehmen können. Doch De-
mokratie lebt von Beteiligung, sie lebt davon,
dass Menschen den Finger in die Wunde le-
gen, wo es etwas zu verbessern gilt. Und im
täglichen demokratischen Prozess werden sozi-
ale Bewegungen immer eine wichtige Rolle als
Korrektiv übernehmen, wenn der Wille der
Bevölkerung sich nicht mit den Entscheidun-
gen der Herrschenden deckt. Eine demokrati-
sche Zivilgesellschaft ist das Ziel, zu dem sozi-
ale Bewegungen wichtige Beiträge zu leisten
haben.

Soziale Bewegungen zu fördern und ihnen
den Weg zum Erfolg durch eine finanzielle
Unterstützung zu erleichtern, ist das Ziel der
Bewegungsstiftung, die im März 2012 ihr zehn-
jähriges Bestehen feiert. Dieses Heft ist in
Kooperation mit der Stiftung entstanden, die
vom 17. bis 19. Juni 2011 zu einer Tagung
nach Frankfurt eingeladen hatte. Unter dem
Titel „Vom Scheitern und Gelingen sozialer
Bewegungen“ trafen sich VertreterInnen der
Gruppierungen, die von der Bewegungsstiftung
gefördert werden, mit WissenschaftlerInnen
und Bewegungs-PraktikerInnen. Sie diskutier-
ten darüber, wie Erfolg definiert werden kann
und gaben Tipps dazu, Bewegungen so zu or-
ganisieren, dass sie sich dauerhaft etablieren
und entsprechende Gegenmacht entwickeln
können.

Dieses Heft greift wichtige Diskussionsströ-
me der Tagung auf, ohne sich jedoch auf eine
Tagungsdokumentation reduzieren zu lassen.
Die sechs Aufsätze des Hauptteils beschäfti-
gen sich mit wesentlichen Themen der Tagung,
stehen aber für sich und gehen über die reinen
Vorträge hinaus.

Roland Roth, der auch den einleitenden
Vortrag in Frankfurt hielt, leitet den Themen-
schwerpunkt mit einem Essay ein. Er unter-
nimmt mit Blick auf den „Arabischen Früh-



| 3

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 25. Jg. 1 | 2012

Vom Scheitern und Gelingen

ling“ und die „Occupy“-Bewegung den Versuch,
einige der überraschenden und neuen Elemen-
te dieser transnationalen Protestkonstellation
zu identifizieren. Außerdem macht er Beson-
derheiten des deutschen Protests aus, auch
wenn dieser international auf geringen Reso-
nanzboden getroffen ist. Christa Wichterich
bilanziert die Entwicklung der Frauenbewegun-
gen im Wandel der vergangenen 100 Jahre und
blickt auf die Herausforderungen, die die Glo-
balisierung, aber auch die Professionalisierung
an sie stellen. Achim Brunnengräber hat in
seinem Aufsatz eine ganz neue Bewegung im
Blick: die Occupy-Bewegung, die im Zug der
Banken- und Wirtschaftskrise weltweit an Dy-
namik gewinnt. Er vergleicht sie mit den klas-
sischen Nicht-Regierungsorganisationen, die in
den vergangenen zwei Jahrzehnten immer mehr
an politischem Gewicht und Gehör gewonnen
haben, aber derzeit an Grenzen ihrer Verhand-
lungsstrategie angelangt sind. Dies dürfte in
der Zukunft das Gewicht von Mobilisierung
wieder stärken.

Frauke Banse und Friederike Habermann
blicken als Aktivistinnen auf die Globalisie-
rungsbewegung, die sie mit den Protesten beim
G8-Gipfel in Heiligendamm zumindest in
Deutschland auf einem vorläufigen Höhepunkt
angekommen sehen. Mit Blick auf die Verän-
derungen in der arabischen Welt erhoffen sie
sich aber neue Impulse für die Globalisierungs-
bewegung. Theodor Ebert, hierzulande als
Doyen in den Debatten um „Zivilen Unge-
horsam“ bekannt, kennzeichnet diesen als ein
besonderes Mittel des Protestes, der öffentli-
che und mediale Aufmerksamkeit erzeugt.
Zugleich macht er aber auch auf die Grenzen
dieses Instruments aufmerksam, wenn Entschei-
dungen, die mit Zivilem Ungehorsam in Frage
gestellt werden, bereits über eine recht breite
demokratische Legitimation verfügen. Micha-
el Naberhaus entwickelt mit der „Großen
Transformation“ einen Entwurf, wie zivilge-
sellschaftliche Organisationen gemeinsam mit
den BürgerInnen, der Wirtschaft und der Poli-
tik ein neues Gesellschaftsbild entwerfen kön-
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nen, um die globalen Krisen gemeinsam zu
lösen. Diese Akteure zusammenzubringen, ist
das Ziel der Smart CSOs Initiative, der Naber-
haus vorsteht.

Im Pulsschlag werden weitere Themen rund
um die Tagung der Bewegungsstiftung aufge-
griffen. Gisela Notz stellt die Ziele der Bewe-
gungsstiftung vor. Martin Singe beschäftigt
sich mit Gerichtsprozessen als Mittel der poli-
tischen Auseinandersetzung. Hagen Kopp und
Jean Peters behandeln die schwierige Frage,
wie sich das politische Engagement von Akti-
vistInnen, die im linkspolitischen Milieu
unterwegs sind, finanzieren lässt. Karin Urich
fasst die Praxistipps zusammen, die die Ta-
gungsteilnehmerInnen für die Organisation
erfolgreicher Kampagnen mit nach Hause neh-
men konnten. Abgerundet wird der Themen-
schwerpunkt durch eine Sammelrezension zu
aktuellen Büchern, die sich mit sozialen Bewe-
gungen und der neuen Bürger-Protestkultur
auseinandersetzen.

In der „Aktuellen Analyse“ setzt sich Tariq
Modood mit der aktuellen Kritik am Multi-
kulturalismus auseinander. Im Vergleich mit
Konzepten wie Assimilation, individualistischer
Integration oder Kosmopolitismus sieht er im
Multikulturalismus ein überlegenes Integrati-
onskonzept, dessen Tradition sich aus den de-
mokratischen Grundwerten der Französischen
Revolution, Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit/Solidarität, speist.

Stephanie Schmoliner, Hamburg; Karin
Urich, Mannheim; Ansgar Klein, Berlin; Jörg
Rohwedder, Verden; Gisela Notz, Berlin.

Editorial

In eigener Sache

Hefte des Forschungsjournals bis 2007 nun
im Volltext als pdf auf der Homepage der
Zeitschrift kostenfrei abrufbar

Endlich ist es soweit: Mit viel Engagement
hat die Redaktion des Forschungsjournals –
unser Dank gilt hier vor allem Valentina Smi-
raglia, Vera Faust und Regina Vierkant – das
Angebot der Homepage deutlich ausbauen
können. Seit Jahresbeginn und auch in Zu-
kunft sind jeweils alle Hefte, die älter als vier
Jahre sind, im Volltext elektronisch als pdf auf
der Journal-Homepage abrufbar. Damit soll-
ten die immer wieder uns erreichenden Mails
von Interessierten mit Bitte um Zusendung von
älteren, nicht mehr lieferbaren oder auch schwer
ausleihbaren Heften unserer Zeitschrift der
Vergangenheit angehören.

Wir danken vor allem unserem Verlag und
Herrn von Lucius, der dieser für alle unsere
Leserinnen und Leser sehr freundlichen Rege-
lung ohne Zögern und mit großer Unterstüt-
zung unserer Arbeit seine Zustimmung gege-
ben hat!

Der Verlag stellt ab dem 1. Januar 2012
auch die neu erschienenen Zeitschriften sowie
die jeweils neuesten vier Jahrgänge als Volltex-
te im Internet für unsere Abonnenten zur Ver-
fügung. Für Bezieher persönlicher Abonne-
ments wird hierfür bei gewünschter Freischal-
tung ein zusätzlicher Kostenbeitrag von 12
Euro pro Jahr erhoben; Instituten und Biblio-
theken im teureren institutionellen Abonnement
entstehen keine weiteren Kosten.

Für Herausgeber und Redaktion
Ansgar Klein/Jan Rohwerder
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AKTUELLE ANALYSE

Im 20. Jahrhundert galten die Vereinigten Staa-
ten als Ort der Rassenunterschiede und der
ethnischen Diversität, während Europa sich
selbst vorwiegend als Kontinent ethnisch ho-
mogener Nationalstaaten beschrieb. Im 21.
Jahrhundert wird Europa den USA ähnlicher –
mit dem Unterschied, dass die größte Minder-
heit muslimisch sein wird und die Trennlinien
nicht anhand der Kategorien schwarz/weiß,
sondern säkular-christlich/islamisch verlaufen
werden. Wie soll Integration in diesem sozio-
politischen Umfeld gestaltet werden? Welche
Folgen sind für einen Kontinent zu erwarten,
der sich zwar als säkular beschreibt, in dem
aber staatliche Religionsförderung Alltagspra-
xis ist? Welche Konsequenzen hat Integration
für das Christentum als kulturelles Markenzei-
chen Europas? Ich schlage im Folgenden mög-
liche Szenarien vor. Zunächst definiere ich
„Gruppendifferenz“ als Grundlage für eine
Unterscheidung einer Reihe normativer Positi-
onierungen und leite daraus vier gesellschafts-
theoretische Modelle ab, die ich Assimilation,
individualistische Integration, Kosmopolitismus
und Multikulturalismus nenne.

1 | Erkennen von und Reagieren auf
gesellschaftliche Differenz

Das Erfordernis für Integration entsteht, wenn
eine etablierte Gesellschaft Individuen in ihrer
Mitte ausmacht, die im Vergleich zum Durch-
schnittsbürger als benachteiligt wahrgenommen
und so behandelt werden (oft nehmen diese
Individuen sich selbst als „anders“ wahr, wo-
bei „anders“ nicht zwingend negativ konno-
tiert sein muss). Dies kann sich auf verschiede-
ne Weise und in verschiedenen Gesellschafts-
bereichen äußern – etwa auf dem Arbeits- und

Differenz und Integration1

Tariq Modood

Wohnungsmarkt oder im Bildungsbereich. Je-
mand ist beispielsweise in den Arbeitsmarkt
integriert, wenn er/sie gleiche Chancen hat,
einen Karriere- oder Bildungsweg einzuschla-
gen, sowie gleichen Zugang zu jenen Bildungs-
und Ausbildungsmöglichkeiten hat, die für den
gewünschten Berufsweg erforderlich sind. Chan-
cengleichheit heißt auch, dass der Arbeitsmarkt
für Personen mit vergleichbaren Qualifikatio-
nen und Erfahrungen nicht durch divergieren-
de Löhne und Arbeitsbedingungen segmentiert
ist. Damit meine ich insbesondere formelle oder
informelle Segmentierung nach Differenzkate-
gorien wie Hautfarbe, Ethnizität, Religion.
Diese Definition von Chancengleichheit lässt
sich nicht nur auf den Arbeitsmarkt anwen-
den, sondern gilt ebenso für andere gesellschaft-
liche Bereiche.

Ein Kernaspekt der Integration ist Chan-
cengleichheit in einer nicht segmentierten Ge-
sellschaft, in der Kriterien wie Hautfarbe, Eth-
nizität oder Religion den Zugang zu bestimm-
ten Sektoren nicht bedingen oder erschweren.
Integration besteht aus einer Reihe von kon-
textspezifischen rechtlichen und politischen
Steuerungsinstrumenten, die gleiche Teilhabe-
möglichkeiten in allen Gesellschaftsbereichen
gewährleisten. Integration kann aber auch eine
zusätzliche subjektive und symbolische Dimen-
sion haben, etwa die Wahrnehmung einer Min-
derheit durch die Mehrheitsgesellschaft oder
umgekehrt die Beschreibung der Gesamtgesell-
schaft durch Minderheitsangehörige. Auch
wenn Integration in mehrere gesellschaftliche
Kernbereiche erreicht wurde, wäre eine voll-
ständige Integration erst gegeben, wenn auch
ein Grad subjektiver Identifizierung mit der
Gesellschaft oder dem ganzen Land vorhan-
den ist, und wenn die Mehrheitsgesellschaft
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Tariq Modood

die vollwertige Teilhabe und die damit einher-
gehende Zugehörigkeitsbeschreibung akzep-
tiert. Die Commission on Multi-Ethnic Britain
etwa definierte „Zugehörigkeitsgefühl“ (CMEB
2000: Einleitung) als das Bewusstsein, berech-
tigterweise dazuzugehören.

Eine Integration in verschiedene Gesell-
schaftsbereiche und das entsprechende Zuge-
hörigkeitsgefühl kann individuell entstehen.
Eine Person hat die Wahl, sich zu integrieren
und ihr mag die Gelegenheit zur Teilhabe ge-
geben werden. Mein Interesse hier gilt weni-
ger jenen Individualentscheidungen oder ver-
einzelt dargebotenen Gelegenheiten, sondern
vielmehr der gesamten Gesellschaft und den
gesellschaftlichen Gruppen. Zugehörigkeitsge-
fühl hängt davon ab, wie andere jemanden
wahrnehmen oder behandeln, und zwar nicht
nur als Individuum, sondern auch als Träger
äußerer Merkmale wie Hautfarbe oder ethno-
religiöser Identität. Einzelne Policybereiche (wie
etwa Bildungspolitik oder städtische Raumpla-
nung)2 sind durch Spezifika und Schwierigkei-
ten gekennzeichnet. Nicht weniger wichtig ist

jedoch die Makroebene eines symbolischen
Verständnisses von Gesellschaft und Integrati-
on. Damit meine ich das Selbstverständnis, das
wir als Glieder einer Gesellschaft über diese
und über Zugehörigkeitsbedingungen zu die-
ser Gesellschaft haben. Dieses Selbstverständ-
nis äußert sich in der öffentlichen Meinung,
manifestiert sich in politische Debatten und
schlägt sich in den Grundlinien von politischen
Konzepten nieder. Eine von der Regierung in
Quebec eingesetzte Kommission, die sich mit
den „symbolischen Grundlagen von Integrati-
on“ (Identität, Religion, Wahrnehmung von
„Anderen“, kollektives Gedächtnis etc.) befasst
hat, folgerte, dass die symbolische Wahrneh-
mung genauso entscheidend ist wie die institu-
tionellen und materiellen Grundlagen von In-
tegration (Bouchard/Taylor 2008). Auch das
Narrativ einer „Krise“ des Multikulturalismus
oder des „Scheiterns“ der Integration ist auf
dieser symbolischen Makroebene zu verorten.
Dies wird offensichtlich, wenn man berück-
sichtigt, wie wenige politische Maßnahmen
tatsächlich Integration zum Ziel haben und
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wie gering öffentliche Ausgaben in diesem
Bereich sind – und diese Bilanz in ein Verhält-
nis zur Aufmerksamkeit setzt, die das Thema
in den Medien erhält. Die Auseinandersetzung
mit politischen Programmen und Konzepten
sollte daher diese symbolische Einstellungsebe-
ne eines gesellschaftlichen Grundethos keines-
falls vernachlässigen.3

Schaubild 1 unterscheidet vier Integrations-
paradigmen, die in zentralen politischen Kon-
zeptionierungen ein unterschiedliches makro-
symbolisches Integrationsverständnis abbilden.
Die vier Integrationsmodi nenne ich Assimila-
tion, individualistische Integration, Multikul-
turalismus und Kosmpolitismus.4 Jedes dieser
Paradigmen kennzeichnet eine eigene Interpre-
tation der Grundwerte europäischer Demokra-
tie – Freiheit, Gleichheit oder Solidarität (die
man auch Bürgergesellschaft oder, dem Ver-
ständnis der französischen Revolution folgend,
Brüderlichkeit nennen könnte). Die Integrati-
onsparadigmen unterscheiden sich vor allem
in ihrer Nuancierung dieser Konzepte. Diffe-
renz in Einwanderungsgesellschaften ist das
Grundthema oder „Problem“, mit dem sich
diese Paradigmen auseinandersetzen (Modood
2007). Einwanderer, die als Teil der großen
Migrationsbewegungen des vergangenen Jahr-
hunderts von anderen Kontinenten nach Euro-
pa kamen, fallen größtenteils in diese Diffe-
renzkategorie. Differenz hängt jedoch nicht
zwingend mit Migration zusammen, ebenso
wenig wie mit Aufenthaltsdauer oder dem
Umstand, dass die Einwanderer und ihre Fami-
lien in der Regel aus ökonomisch weniger ent-
wickelten Teilen der Welt stammen. All diese
Faktoren ließen sich quantitativ strukturieren
und erfassen. „Differenz“ ist jedoch davon
bestimmt, wie Einwanderer wahrgenommen
werden; wie sie sich selbst beschreiben (zum
Beispiel als „weiß“, „schwarz“, „chinesisch“ oder
„Muslim“ etc.), wie sie andere bezeichnen
(wiederum als weiß“, „schwarz“, „Chinesisch“
oder „Muslim“ etc.) und wie sie von anderen
beschrieben werden („Muslime“ etc.). Diese
Identitäten lassen sich (nicht zwingend ambi-
valenzfrei oder präzise) in Differenzkategori-

en wie Hautfarbe, Ethnizität, Religion, Kul-
tur oder Nationalität einordnen.

Zweifellos überlappen sich solche Katego-
risierungen mit Klassen- oder Geschlechtszu-
schreibungen; jedoch sollte betont werden, dass
sich diese Zuschreibungen nicht auf sozio-öko-
nomische Kriterien reduzieren und sich nicht
im klassisch-soziologischen Sinne „objektiv“
sozio-ökonomisch definieren lassen. Vielmehr
implizieren diese Identitätszuschreibungen Sub-
jektivität sowie Handlungsfähigkeit. Ein Ver-
ständnis der Beziehungen zwischen Einwande-
rern und „Einheimischen“ – angesichts der
Tatsache, dass die Einwanderung vorwiegend
im dritten Viertel des 20. Jahrhunderts erfolg-
te, sollte man wohl eher von Beziehungen
zwischen Minderheit und Mehrheit sprechen
– kann nicht ohne Auseinandersetzung mit je-
nen Formen der Differenz erreicht werden.
Ohne die explizite oder implizite Zugrundele-
gung verschiedener Formen der Differenz las-
sen sich relevante Interaktionen nicht erklä-
ren, Positionen verschiedener Akteure nicht
vorhersagen (oder ausmachen) noch politische
Präferenzen angemessen verstehen. Die Kon-
zepte, die im Folgenden analysiert werden, sind
normativ und haben einen klaren Policy-Bezug:
Sie basieren auf einem Verständnis von sozia-
len Phänomenen, die politischer Reaktionen
bedürfen. Wenn das Problem ist, wie Diffe-
renz integriert werden kann – und damit mei-
ne ich einen Prozess, an dessen Ende Diffe-
renz aufhört, problematisch zu sein –, bieten
diese Integrationsmodi verschiedene Antwor-
ten (Schaubild 1).

2 | Vier Integrationsparadigmen

Assimilation ist eine einseitige Perspektive auf
sozialen Wandel und soziale Beziehungen.
Gemäß dieser Sichtweise machen sich Einwan-
derer idealer Weise in der Gesellschaft, in der
sie sich niederlassen, so wenig wie möglich
bemerkbar und gleichen sich so weitgehend
wie möglich ihren neuen Landsmännern an.5

Diese Perspektive konzipiert Integration als
Einbahnstraße. Assimilation kann aus einer lais-

Differenz und Integration
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* In allen Fällen wird ein freiheitlich-demokratischer Rechts- und Werthintergrund vorausgesetzt. Die hier
angeführten Kriterien ergänzen diesen Rahmen.
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sez-faire Haltung entstehen oder wird bewusst
zum Staatsziel erklärt, wie etwa im Falle der
„Amerikanisierungspolitik“ gegenüber europä-
ischen Einwanderern des frühen 20. Jahrhun-
derts. Diese Politik hat einen möglichst gerin-
gen Grad an alltagspraktischen und institutio-
nellen Veränderungen zum Ziel. Die zugrun-
deliegende Logik ist, das erst gar keine Gele-
genheitsstrukturen für Diskriminierung und
soziale Konflikte entstehen, wenn Differenz
eliminiert wird. Ausgehend von anglophonen
Ländern gilt Assimilation seit den 1960er Jah-
ren in einer wachsenden Zahl von Staaten als
zunehmend unpraktikabel, illiberal sowie als
inegalitär. Schon 1966 erklärte Innenminister
Roy Jenkins, die britische Regierung verstün-
de Integration nicht als „verwässernden Assi-
milierungsprozess, sondern als Chancengleich-
heit und Toleranz gegenüber kultureller Viel-
falt“ (Jenkins 1967: 267). Obwohl der Begriff
„Assimilation“ heute durch den Terminus „In-
tegration“ ersetzt wurde, meinen viele Politi-
ker auch heute noch – bewusst oder unbewusst
– Assimilation, wenn sie von Integration spre-
chen. Da Begriffsgehalte und ihr Gebrauch im
öffentlichen Diskurs nicht selten auseinander-
fallen, sollten sie stets kritisch hinterfragt wer-
den.

In den drei nicht-assimilativen Paradigmen
wird von einem zweiseitigen Integrationsbegriff
ausgegangen. Sie erfordern einen Beitrag der
Mehrheitsgesellschaft und der eingewanderten
ethnischen Minderheiten. Letztere können auch
nicht ausschließlich dafür verantwortlich ge-
macht werden, wenn Integration scheitert oder
keine Integrationsversuche erfolgen. Integrati-
on gilt vor allem als institutionelle und gesell-
schaftliche Aufgabe, die von Akteuren wie
Arbeitgebern, Zivilgesellschaft oder dem Staat
getragen wird. Institutionelle Chancengleich-
heit für (angehende) Neubürger kann – zum
Beispiel – durch rechtlichen Diskriminierungs-
schutz garantiert werden. An dieser Stelle soll-
te wiederum zwischen individualistischer Inte-
gration und Multikulturalismus unterschieden
werden. Erstere erfordert die individuelle Be-
rücksichtigung von Einwanderern oder Min-

derheiten als individuelle Träger gleicher Rechte
und politischer Ansprüche (Barry 2001). Min-
derheitenverbände sind zwar als private Verei-
nigungen rechtlich geschützt, erhalten aber
keine öffentlichen Fördergelder und überneh-
men keine öffentlichen Aufgaben.

Multikulturalismus legt einen beidseitigen
Integrationsprozess zugrunde. Er berücksich-
tigt Individuen und soziale Gruppierungen. Das
Modell differenziert auch zwischen einzelnen
Gruppierungen und entwickelt variierende in-
stitutionelle Lösungen für unterschiedliche
Bedürfnisse (CMEB 2000; Parekh 2000; Mo-
dood 2007). Das „Multi“ im Wort Multikul-
turalismus steht dafür, dass Integration nicht
als vorgefertigte Schablone für alle verstanden
werden kann, da jede gesellschaftliche Gruppe
eigene Charakteristika und Bedürfnisse hat. Der
„Kulturalismus“ hingegen, der durch seinem
Bezug zu einem komplexen Konzept wie „Kul-
tur“ sowie seinen „ismus“ keineswegs ein güns-
tiger Begriff ist, unterscheidet Gruppierungen
und Gruppenidentitäten aufgrund ihres sozio-
ökonomischen Profils, ihres Phänotyps sowie
ihrer Aufenthaltsdauer. Gruppenbezogene In-
tegration ist eine Ergänzung und keine Alter-
native zur Integration von Individuen. Zum
Beispiel erfolgt Integration durch gezielte Anti-
Diskriminierungspolitik sowie durch einen so-
liden Rahmen für Persönlichkeitsrechte. Wie
die meisten Konzepte in der politischen Theo-
rie nimmt der  Multikulturalismus in verschie-
denen sozialen Kontexten und zu unterschied-
lichen Zeiten variierende Formen an. Zum
Bespiel wurde er in den Niederlanden anders
verstanden als in Großbritannien (Joppke 2004;
Koopmans et al. 2005) und in Quebec anders
konzipiert als in im englischsprachigen Teil
Kanadas (Bouchard/Taylor 2008, Kapitel 6).
Jedes Land debattiert und verhandelt sein nati-
onales Integrationsverständnis. Solche Debat-
ten mögen durch einen Initiator angestoßen
werden – wie im oben erwähnten Beispiel Roy
Jenkins – und durch Diskussionsteilnehmer
(bisweilen auch Nachzügler), die die Aushand-
lung in verschiedene Richtungen lenken oder
ihren Rahmen erweitern. Die britische Diskus-

Differenz und Integration
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sion wurde zum Beispiel maßgeblich von mus-
limischen Migranten geprägt, die schon in den
1990er Jahren Religion betonen (Modood
2005).

Im Mittelpunkt des Multikulturalismus,
ähnlich wie bei allen Integrationsparadigmen,
steht der Gleichheitsgedanke. Der wesentliche
Unterschied zwischen Individualistischer Inte-
gration und Multikulturalismus ist die Bedeu-
tung, die der Multikulturalismus gesellschaft-
lichen Gruppen und dem „Multi“ in seinem
Wortstamm beimisst. Es lassen sich zwei Dif-
ferenzierungsprozesse zwischen Minderheiten
und der Mehrheitsgesellschaft ausmachen:
Einerseits Fremdheit, Stigmatisierung, Stereo-
typisierung, Ausgrenzung, Diskriminierung und
Rassismus, anderseits die positive Selbstbeschrei-
bung von Gruppen. Multikulturalismus stützt
sich auf Datenerhebungen aus diesen beiden
Kernbereichen. Differenz wird in beiden Be-
reichen sowohl aus der Außen- als auch der
Innenperspektive wahrgenommen. Aus beiden
Blickwinkeln stellt sie nicht nur ein Anders-
sein dar, sondern auch eine Form der Fremd-
heit oder Minderwertigkeit, die gleichberech-
tigte Zugehörigkeit zur Gesellschaft oder dem
politischen Gemeinwesen erschwert. Kürzlich
wurde Multikulturalismus als Modell definiert,
„das ethnisch-kulturell-religiöse Minderheiten
als gesonderte soziale Gruppierungen versteht
und ihre Besonderheit aktiv fördert“ (Emmer-
son 2011). Diese Definition umschreibt jedoch
nur einen Teilaspekt: Der Multikulturalismus
schafft Raum für jene, die den Wunsch haben,
ihre Besonderheit zu betonen. Er sucht aber
auch nach Formen des sozialen Zusammenhalts,
die sich damit vereinbaren lassen. Hartmann
und Gerteis (2005) sprechen in diesem Zu-
sammenhang von „neuen Solidaritätskonzep-
ten“, die auf dem Gleichheitsgedanken basie-
ren (auch Bouchard/Taylor 2008). Jedes Inte-
grationsparadigma reflektiert ein eigenes Ver-
ständnis von freier Wahl, Gleichheit und Soli-
darität. Dem Multikulturalismus sein Interes-
se an gesamtgesellschaftlicher Solidarität ab-
zusprechen ist zwar eine geläufige, aber eine
verkürzte Darstellung.

3 | Präzisierung der Konzepte Multikultu-
ralismus und Integration

Multikulturelle Minderheitenpolitik unterschei-
det sich von individualistischer Integration
darin, dass sie die soziale Realität von Grup-
pen anerkennt und nicht nur den Bedürfnissen
von Einzelpersonen oder organisierten Vereini-
gungen Rechnung trägt. Keineswegs setzt
multikulturelle Anerkennung präzise vonein-
ander abgegrenzte, homogene, unveränderliche
und geschlossene Bevölkerungsgruppen voraus
(Modood 2007: 93-97).6 Hier beginnt die Aus-
einandersetzung mit dem Kosmopolitismus.

Kosmopolitismus basiert auf der Akzeptanz
von Differenz – gleichzeitig steht er aber der
Kategorie „Gruppe“ kritisch gegenüber oder
löst sie gänzlich auf (Waldron 1991).7 Zwei
Formen des Multikulturalismus entstehen aus
der Differenz darüber, ob Einwanderung die
Bildung gesellschaftlicher Teilgruppen bedingt,
deren Status gesonderter politischer Aufmerk-
samkeit bedarf. In öffentlichen Debatten wie
auch in der Sozialwissenschaft wird oft einer
dieser beiden Begriffe als Multikulturalismus
verwandt. In den meisten Fällen wird nicht
darauf hingewiesen, dass es hier zwei konkur-
rierende Begriffsvorstellungen gibt. Für mich
ist Multikulturalismus jene sozialwissenschaft-
liche und politische Position, die die Realität
sozialer Gruppen berücksichtigt.8

Ich spreche von Kosmopolitismus, wenn
Differenz positiv bewertet oder pragmatisch
akzeptiert wird; gleichzeitig wird die Existenz
von Gruppierungen geleugnet oder ihnen poli-
tische Anerkennung abgesprochen. Dem liegt
das Argument zugrunde, dass vor dem Hinter-
grund von Rassismus, Kolonialismus und euro-
päischem Überlegenheitsdenken während der
frühen Migrations- und Siedlungswellen be-
stimmte Formen von sozialer Ausgrenzung
entstanden sind, die Gruppenbildung (wie etwa
„weiß/schwarz“) erst geschaffen oder verstärkt
haben. In Zeiten der sozialen Vermischung,
kulturellen Begegnung und Globalisierung sind
jene Identitätszuschreibungen der Moderne
(basierend etwa auf Hautfarbe oder Nationali-

Tariq Modood
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tät) in Auflösung begriffen. Selbstbeschreibun-
gen werden fließender und vielschichtiger, sind
kontextspezifisch und kombinieren variieren-
de Komponenten (Hall 1992a).

Briten karibischen Ursprungs sind zum Bei-
spiel Teil einer „Multikultur“ geworden, weil
sie aktiv soziale Bande geknüpft haben, an-
statt sich als segregierte Gemeinschaft abzu-
grenzen. Solche Eingliederungsprozesse lassen
sich nicht vollständig durch Modelle wie indi-
vidualistische Integration beschreiben (Gilroy
2000). Während Briten karibischen Ursprungs
weiterhin wirtschaftlich marginalisiert und in
Problemstatistiken urbaner Deprivation über-
repräsentiert bleiben, sind sie doch in Berei-
chen wie Jugendkultur, Musik, Tanz, Mode
und Sport fester Bestandteil der Popkultur und
hierin sogar überrepräsentiert (Hall 1998).
Wenn wir davon ausgehen, dass Fußballmann-
schaften, die Olympiade oder Fernsehprogram-
me wie Großbritannien sucht den Superstar
(The X Factor) eine wichtige Rolle für die
nationale Identitätsbildung spielen, stehen sie
gar im Zentrum ideeller britischer Nationen-
bildung. Zudem erfährt Großbritannien – wie
auch andere Staaten Westeuropas – gerade neue,
auch innereuropäische, Einwanderung, die sich
weiter fortsetzen wird. Angesichts der Vielzahl
an Herkunftsgesellschaften lässt sich nicht
mehr von klar auszumachenden Einwanderer-
gruppen sprechen, so ein bekanntes Argument.
Vielmehr entsteht ein soziales Profil der „Hy-
perdiversität“, indem weniger strukturierte
Formationen verschiedener Sprachen, Ethnizi-
täten und Religionen entstehen (Vertovec
2007). Als mögliches Zukunftsszenario ent-
spricht diese Vision einer Sicht, die vor dem
Hintergrund von Globalisierung, Migration
und Telekommunikation verstärkte transnatio-
nale Assoziationstendenzen beschreibt. Die
Interaktionsdichte und gegenseitige Loyalität
in solchen Gemeinschaften gilt als stärker als
jene zwischen Staatsbürgern.

In welcher Hinsicht geht Kosmopolitismus
über individualistische Integration hinaus? Dies
geschieht weniger im politischen Sinne als auf-
grund des im Kosmopolitismus gegebenen

Ethos, Vielfalt positiv zu bewerten und Bedin-
gungen zu schaffen, die eine freiwillige Wahl
ermöglichen. Als problematisch gelten alle
Formen der Oktroyierung von Gruppenidenti-
täten und alle Ideen, Vorstellungen oder Vor-
urteile, die Individuen als unterlegen oder be-
drohlich stilisieren und sie dabei von der voll-
wertigen gesellschaftlichen Teilhabe ausschlie-
ßen.

Assimilation oder Anpassung an vorherr-
schende soziale Normen sollten nicht als Be-
dingung formuliert werden. Jedoch können
Gruppenzugehörigkeitszwänge sich ähnlich
negativ auf die individuelle Lebensgestaltung
auswirken (Appiah 1994). Vererbte oder zuge-
schriebene Identitäten, die Individuen in fremd
gewählte Schubladen sortieren und ihnen wie
in einem Drehbuch ihre Lebensgestaltung vor-
geben, sollten zurückgewiesen werden (die
Forschungsliteratur spricht hier häufig von
„Grenzüberschreitungen“). Die Zahl an Mög-
lichkeiten zur Selbstverwirklichung wird be-
grenzt; ein antagonistisches gruppenbasiertes
Gesellschaftsbild entsteht.9

Kosmopolitismus ist die Multikulturalismus-
variante der maximalen Freiheiten für Minder-
heit und Mehrheit, sich unabhängig von Grup-
pengrenzen mit allen auszutauschen, von allen
anderen zu lernen oder Gepflogenheiten zu
übernehmen. Individuelle Identitäten entstehen
aus einem Mischverhältnis der persönlichen
Präferenzen für Merkmale und Aspekte ver-
schiedener Gruppen und Traditionen. Es gibt
keine dominante soziale Identität, der sich alle
anpassen müssen. Das Ergebnis ist eine Gesell-
schaft, die sich aus einem Mix von verschiede-
nen Kulturen zusammensetzte, eine „Multikul-
tur“.

Während dies eine attraktive wie auch mit
der liberalen Demokratie kompatible Vision der
gegenwärtigen Gesellschaft ist, ist sie allerdings
nur bedingt auf den Londoner Kontext an-
wendbar – ebenso wenig wie auf große Teile
Großbritanniens oder Kontinentaleuropas. In
den meisten Groß- und Kleinstädten, zum Bei-
spiel im Norden Englands, gibt es keine große
Vielfalt an Gruppierungen, sondern häufig nur

Differenz und Integration
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zwei soziale Gruppen (beispielsweise südost-
asiatische Muslime und Europäer). Identifizie-
rungsmöglichkeiten sowie freie Kombination
von Identitätsmerkmalen halten sich in Gren-
zen und die meisten Individuen empfinden eine
starke Bindung an eine oder an einige wenige
Gruppenidentitäten. Eine Mehrheit der briti-
schen Muslime etwa beschreibt sich selbst als
„Muslim“ oder „britisch“; in den meisten Fäl-
len als beides (Travis 2002).

Hyperdiversität entsteht zeitgleich und er-
gänzend zur städtischen Konzentration von
etablierten postkolonialen Gemeinschaften mit
ihrer außergewöhnlichen Beziehung zu Groß-
britannien und ihrer politischen Sonderstellung.
In anderen europäischen Ländern gibt es ver-
gleichbare Minderheiten mit ähnlichem ge-
schichtlichen Hintergrund und einer daraus
resultierenden gesellschaftlichen und politischen
Position, zum Beispiel Einwanderer aus dem
Maghreb in Frankreich und aus der Türkei in
Deutschland. Viele dieser Gruppen sind oft
verhältnismäßig umfangreich und daher sowohl
in der Selbstwahrnehmung als auch von außen
als Gruppierung wahrnehmbar. Sie stehen im
Zentrum der öffentlichen Debatte und Auf-
merksamkeit, insbesondere wenn der Eindruck
entstanden ist, ihre Integration sei nicht be-
sonders erfolgreich. Muslime scheinen in west-
lichen Demokratien häufig in diese Kategorie
zu fallen, unabhängig davon, ob das jeweilige
Gesellschaftsprofil eher von Gemeinschaftssinn
oder Hyperdiversität geprägt ist.

Das heißt nicht, dass solche Minderheiten-
identitäten exklusiv sind. Eine Reihe quantita-
tiver Erhebungen hat nachgewiesen, dass Mus-
lime in Großbritannien sich zwar stark mit
ihrer religiösen Identität identifizieren, dass die
Mehrheit von ihnen sich aber ebenso als bri-
tisch wahrnimmt. Die Wahrscheinlichkeit, dass
ein Muslim sich selbst als britisch beschreibt
und britischen Institutionen Vertrauen schenkt,
ist sogar höher als bei Nicht-Muslimen (He-
ath/Roberts 2008). Gallup (2008) präsentier-
te ähnliche Forschungsergebnisse für Deutsch-
land; abweichende Zahlen fanden sich in Frank-
reich, wo allerdings Pew (2006) allgemein hö-

here Identifikation mit der Nationalität im
Vergleich zu anderen westeuropäischen Staa-
ten feststellte. „Bindestrich-Identitäten“ wie
„britisch-indisch“ sind inzwischen in Großbri-
tannien so populär und weitverbreitet wie seit
Jahrzehnten in den USA. Zunehmende Bedeu-
tung kommt, wie oben erwähnt, transnationa-
len Diasporas zu. Allerdings erfährt nationale
Identität keineswegs einer Erosion. Afrikanisch-
karibische Briten und Südostasiaten haben zwar
Familien in ihren Herkunftsländern wie auch
in den USA und Kanada. Es gibt allerdings
keine Hinweise darauf, dass die jeweiligen Fa-
milienmitglieder sich nicht als britisch, ameri-
kanisch oder kanadisch beschreiben.

Ein zentraler Unterschied zwischen indivi-
dualistischer Integration und Multikulturalis-
mus ist, dass die betreffenden, durch Einwan-
derung entstandenen Gruppierungen sehr viel-
fältige Charakteristika und daher auch unter-
schiedlichen Anerkennungsbedarf haben. Wäh-
rend einige sich mit ihrer Hautfarbe identifi-
zieren, wird für andere die nationale Herkunfts-
identität (z.B. „Türkisch“) salienter sein; wieder
andere definieren sich stattdessen über ihre
regionale Herkunft (z.B. „Berber“) oder ihrer
Religionszugehörigkeit (z.B. „Sikh“). Auch
drücken diese Bezeichnungen Formen der
Gruppengehörigkeit und des Stolzes auf eine
Gruppenidentität aus und spiegeln das Ringen
um Anerkennung und Inklusion wider. Diese
Minderheitenselbstbeschreibungen stehen auf
verschiedenste Arten im Dialog mit umfassen-
deren sozialen Identitäten wie etwa „Frau“,
„Arbeiterklasse“, „Londoner“, „Britin“, die
verschiedenen Erfahrungen, Lokalitäten und
Ambitionen Ausdruck geben.

Sowohl der Multikulturalismus und der
Kosmopolitismus als auch der ethno-religiöse
Kommunitarismus (den ich auch als Multikul-
turalismus einordne) gehen auf jene politischen
Minderheitenbedürfnisse ein. Keines dieser
Paradigmen funktioniert als allumfassendes
politisches oder soziologisches Modell – viel-
mehr sollten sie als komplementär gesehen
werden (Modood 1998, CMEB 2000, Mo-
dood/Dobbernack 2011). Während die Aner-
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kennung ethnischer und religiöser Gruppierun-
gen eine rechtliche Dimension hat, liegt der
Löwenanteil der zu erfüllenden Aufgabe im
Bereich demokratischer Konsultationsmechanis-
men, politischer Partizipation, institutioneller
Regelungen (im schulischen und gesundheits-
politischen Bereich zum Beispiel) sowie öffent-
licher Diskurse – insbesondere im Bereich der
(Neu)-Formulierung eines Verständnisses gesell-
schaftlicher Solidarität und nationaler Identi-
tät.

Unabhängig davon, ob die Anerkennung
von Minderheitenidentitäten formell oder in-
formell erfolgt, oder ob sie vom Staat oder
von semi-autonomen zivilgesellschaftlichen
Akteuren gesteuert wird, stellt sie keine Re-
lativierung oder Abwertung von Individual-
rechten oder gemeinschaftlichen Bürger-
schaftsmodellen dar. Es kann passieren, dass
sich einige Gruppierungen zu bestimmten
Zeiten oder in einigen Bereichen zu sehr nach
innen wenden. In Fällen, in denen es wenig
positiven gruppenübergreifenden Austausch
oder Interaktion auf lokaler Ebene gibt, mö-
gen Politikinstrumente, die gemeinschaftlichen
Zusammenhalt zum Ziel haben, ein angemes-
senes Politikinstrument darstellen (Cantle
2001): Etwa, wenn eine christliche Schule in
Großbritannien angeregt wird, auch nicht-
christliche Schüler aufzunehmen oder Schul-
partnerschaften mit Schulen anderer Religi-
onszugehörigkeit zu initiieren. Im Zusammen-
hang mit gesellschaftlichem Selbstverständnis
und verwandten Diskursen, also im Bereich
der Definition nationaler und gesellschaftli-
cher Identität, sieht weder die Theorie noch
die Praxis des Multikulturalismus eine Wen-
dung nach innen vor. Dennoch scheint dies
die grundlegendste Sorge der Kritiker des
Multikulturalismus zu sein, die ihn nahezu
mit Separatismus gleichsetzen.10 Es ist zu
betonen, dass der Multikulturalismus ein In-
tegrationsmodus ist, der genauso wie andere
Integrationsmodi daraufhin untersucht wer-
den muss, welchen Beitrag er eventuell zu
sozialer Ausgrenzung oder Segregation leis-
tet (Banting/ Kymlicka 2008).

4 | Warum Multikulturalismus nicht tot
ist

Die Präzisierung meines Begriffsverständnisses
von Multikulturalismus ist nicht zuletzt sinn-
voll, um jene Kritiker zu verstehen, die be-
haupten, Multikulturalismus sei gescheitert
(Weldon 1989, siehe auch Presseurop 2010 für
Angela Merkels Rede zum Scheitern von Mul-
tikulti) oder tot (Cameron 2011). Diese Kriti-
ker mögen stattdessen Assimilation befürwor-
ten oder auch individualistische Integration oder
Kosmopolitismus. Gleichzeitig tragen sie der
soziologischen Realität von Gruppendifferenz
Rechnung und verstärken sie, indem sie bekla-
gen, dass bestimmte Gruppen (insbesondere
Muslime) als klar definierte Gruppierung wahr-
nehmbar seien. Sie erklären dies mit einer se-
paratistischen Neigung jener sozialen Gruppen,
die angeblich von multikultureller Politik ge-
fördert wurde. So paradox dies klingen mag:
Eingefleischte Kritiker des Multikulturalismus
lehnen mit dieser Kritik zwar einerseits das
politische Instrumentarium ab, legen ihrer Kri-
tik aber anderseits die soziologischen Grund-
annahmen des Multikulturalismus zugrunde.
Gingen sie davon aus, dass diese Gruppen ein-
zig das Ergebnis von Stereotypisierung und
Ausgrenzung sind (im selben Sinne, in dem
gruppenbasierte Rassenzuschreibung ein Pro-
dukt des Rassismus ist) oder hauptsächlich durch
sozio-ökonomische Faktoren entstehen (etwa
indem Migranten als Teil der Arbeiterklasse
gesehen werden), würden sie die soziologischen
Prämissen des Multikulturalismus nicht teilen.
Die Ironie ist jedoch, dass eben jener Diskurs,
der beklagt, „bestimmte Gruppen verweiger-
ten Integration“, besagte Gruppenidentitäten
verstärkt und damit die sozialen Bedingungen
verfestigt, die Multikulturalismus soziologisch
erfassbar und politisch notwendig machen.
Soziologische Prämissen, die den Fokus auf
Ethnizität anstatt auf Individualität, Klassen-
zugehörigkeit oder Geschlechtszuschreibungen-
legen, passen besser zu einer anti-multikultu-
rellen Politik. Jedoch scheint sie weniger ge-
eignet, die soziale Realität adäquat zu erklä-
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ren oder vorherzusagen. Zwar legt unsere nor-
mative Orientierung – individualistisch oder
multikulturell – eine soziologische Position
nahe, jedoch überzeugt uns ein Politikparadig-
ma gerade deswegen, weil wir meinen, dass
die zugrundeliegenden soziologischen Annah-
men eher zutreffen.11

Nicht nur im Bereich soziologischer Prä-
missen greifen die Kritiker des Multikultura-
lismus auf seine Ideen zurück. Teil des anti-
multikulturellen Diskurses ist auch die Imple-
mentierung multikultureller Politik. Konsulta-
tionsprozesse, Minderheitenpräsenz in politi-
schen Institutionen oder Anerkennungspoliti-
ken erfreuen sich in letzter Zeit sogar steigen-
der Beliebtheit. Seit dem 11. September 2001
hat die britische Regierung es für notwendig
befunden, Konsultationen mit muslimischen
Vertretern auszubauen. Angesichts der Kritik
gegenüber den etablierten Vertretern muslimi-
scher Verbände wurden gleichzeitig der Kreis
der assoziierten Gesprächspartner wie auch die
Kommunikationskanäle erweitert. Staaten und
Regierungen, die ihre Ressentiments gegenü-
ber dem Multikulturalismus offen kundtaten,
haben korporatistische Verflechtungen mit
Minderheitenvertretern intensiviert. So schuf
Nikolas Sarkozy den „Conseils Francais du
Culte Musulma“ im Jahr 2003, einen Rat, der
alle Muslime gegenüber der französischen Re-
gierung in Fragen der Religionsausübung ver-
tritt. In dieselbe Kategorie fällt auch die Ein-
richtung der deutschen Islamkonferenz im Jahr
2005, einem Forum für Sondierungsgespräche
mit einer sehr umfassenden politischen Agen-
da. Beide Foren haben „top down“- Charakter,
da sie als Kontrollinstanzen eingerichtet wur-
den, um bestimmte Gruppierungen zu fördern
und anderen die öffentliche Anerkennung zu
entziehen. Die konzeptuellen Paradigmen As-
similation, individualistische Integration oder
Kosmopolitismus haben eine geringe Erklär-
kraft angesichts des Grades an Institutionali-
sierung, das unter Bezug auf diese Konzepte
eingeführt wurde.

Es ist tatsächlich ein neuer Grad an Intole-
ranz gegenüber bestimmten muslimischen Prak-

tiken zu verzeichnen (zum Beispiel gegenüber
dem Tragen der Burka), die in manchen Tei-
len Europas auch in jüngsten Gesetzgebungs-
initiativen politischen Ausdruck gefunden hat
(nicht jedoch in Großbritannien). Bemerkens-
wert ist, dass wir keinen Paradigmenwechsel
von einem pluralistischen Integrationsmodus
hin zur individualistischen Integration beob-
achten. Multikulturalismuskritiker mögen nicht
nur auf die gesellschaftliche Wahrnehmbarkeit
muslimischer Gruppierungen hinweisen, son-
dern auch ihre mangelnde Teilhabe am Ge-
meinschaftsleben oder an geteilten und gemein-
samen Werten feststellen. Für mich ist hier
maßgeblich, dass die Maßnahmen, die in die-
sem Zusammenhang ergriffen werden, nicht
als Assimilation oder individualistischen Inte-
gration angesehen werden können, weil sie die
soziale Realität und politische Signifikanz von
Gruppen berücksichtigen.

Man könnte meinen, ich verwässere den
markanten Unterschied zwischen Multikultu-
ralismus und seinen politischen Kritikern –
nämlich dass gerade die politischen Kritiker
des Multikulturalismus die Integration in ein
gemeinschaftliches Leben betonen. Genau
hierin stimme ich aber nicht zu. Der Kern
meines Arguments liegt darin, dass der Mul-
tikulturalismus, wie er in den Werken von
Taylor, Kymlicka, Parekh und Phillips oder
auch den relevanten Policy-Dokumenten, Ge-
setzestexten und politischen Konzepten in
Kanada, Australien und Großbritannien defi-
niert wurde, Integration ins Zentrum seiner
politischen Zielsetzung rückt (siehe Modood,
2007: 14-20 für eine ausführliche Darstellung).
Der Unterschied zwischen Befürwortern und
Gegnern des Multikulturalismus liegt nicht
im Bereich der integrationspolitischen Ziel-
setzung, sondern im normativen Verständnis
von Integration. Ich habe dies bei der Priori-
tätensetzung im Bereich der normativen Kon-
zepte Freiheit, Gleichheit und Solidarität (zu-
sammengefasst in Schaubild 1) verdeutlicht.
Des Weiteren divergieren die Bewertung sozi-
aler Kontexte, der Instrumentarien und ihrer
Zielführung sowie die allgemeinen Vorstellun-
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gen darüber, wie eine Gesellschaft funktio-
niert (die ich zuvor als soziologische Annah-
men bezeichnet habe).

Der angebotene analytische Rahmen ermög-
licht auch, die Argumentation jener zu verste-
hen, die behaupten, Vielfalt zu begrüßen, aber
zugleich den Multikulturalismus ablehnen.
Diese kritischen Stimmen weisen meist darauf
hin, dass eine prononcierte Gruppenidentität
verfochten und betont wird, um für eine poli-
tische Agenda zu mobilisieren und eine Son-
derbehandlung zu erwirken. Oft erhalten sie
eine Antwort, die darauf hinweist, wie Multi-
kulturalismus in multi-ethnischen Nachbarschaf-
ten funktioniert, in denen Individuen nicht nur
friedlich nebeneinander her leben, sondern sich
bereitwillig austauschen und den Austausch
einem Monokulturalismus vorziehen. Jene Le-
bensweise setzt keineswegs eine prägnante
Gruppenidentität oder deren politische Aner-
kennung voraus. Im Gegenteil wird argumen-
tiert, dass die Abwesenheit solcher Identitäten
und ihrer politischen Anerkennung den Aus-
tausch ermöglicht.12 Obwohl diese Erwiderung
an sich eine sinnvolle Reaktion ist, geht sie
nicht an den Kern der Multikulturalismuskri-
tik und überschneidet sich gar mit deren Sicht-
weise: Das Gruppenelement ist der unpopulä-
re Aspekt des Multikulturalismus – verwirrend
hierbei ist, dass dabei das, was ich als Kosmo-
politismus definiert habe, oft als Multikultu-
ralismus bezeichnet wird.

Es wurde beispielsweise argumentiert, dass
die Mehrheit der Australier Multikulturalismus
befürwortet. In der Tat wird er als Teil der
Landesidentität gesehen, allerdings versteht
man ihn als „Austausch verschiedener Indivi-
duen anstatt einer Ansammlung von Gruppen“
(Brett/Moran 2011: 203). Ein gruppenbasiert-
er Multikulturalismus ist weniger populär als
der Kosmopolitismus – und eine zentrale Fra-
ge hat hier Signifikanz: Kann die Integration
aller Gruppen in einer Einwanderungsgesell-
schaft ohne Multikulturalismus erfolgen (Mo-
dood 1998, 2007)? Ein gruppenbasierter Mul-
tikulturalismus, der freiwillige Gruppenzuge-
hörigkeit voraussetzt, mag vielmehr sogar un-

gewollt Bestandteil künftiger Gesellschaftsent-
würfe sein, da er mit Premierminister Came-
rons Vorstellung einer „Big Society“ sehr wohl
kompatibel ist; einer Vision, die zivilgesellschaft-
lichen Vereinigungen, darunter lokalen Grup-
pen, Religionsgemeinschaften oder auch dem
interreligiösen Dialog zentrale staatliche Auf-
gaben zuweist. Wenn Gruppierungen wie Sikhs,
Hindus und Muslime als zivilgesellschaftliche
Partner der Regierung angesehen werden und
ihnen in dieser Funktion öffentliche Gelder
zugesprochen werden, fällt es schwer nachzu-
vollziehen, wie der Entwurf der „Big Society“
einen Bruch mit jenem staatlichen Multikultu-
ralismus darstellen soll, von dem die offizielle
Rhetorik sich verabschiedet hat (Cameron
2011).

Jedes der vorgestellten makro-symbolischen
Konzepte und politischen Paradigmen hat eine
eigene Gesellschaftsutopie und legt eine Inter-
pretation normativer politischer Konzeptionen
zugrunde –  unter anderem enthält jedes Kon-
zept eine bestimmte Vision gesamtgesellschaft-
licher Solidarität. Die vier Paradigmen unter-
scheiden sich in ihren soziologischen Grund-
annahmen (erste Analyseebene), hinsichtlich der
favorisierten Politikinstrumente (zweite Analy-
seebene) und spezifizieren ein solidarisches
„wir“ (wie in der unteren Reihe von Schaubild
1 dargestellt). Für Vertreter der assimilatori-
schen Variante ist dies ein prägnantes homoge-
nes Nationalbewusstsein. Individualistische In-
tegration betont die liberal-demokratische Ver-
fassungsordnung. Der Kosmopolitismus tut sich
mit dem nationalen Gedanken schwer, da die-
ser Identifizierungsmechanismus eine klare
Grenze zwischen „uns“ und dem Rest der Welt
zieht. Der Multikulturalismus entwirft eine
positive Vision eines neujustierten Nationalbe-
wusstseins, das zuvor ausgegrenzte und margi-
nalisierte Selbstbeschreibungen in Zugehörig-
keitsdefinitionen und Gleichheitsideale einbe-
zieht. Nur wenn diese dritte Ebene berück-
sichtigt wurde, lässt sich von multikultureller
Integration oder multikultureller Staatsbürger-
schaft sprechen (Taylor 1994; Parekh 2000;
Modood 2007).
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Bisher scheinen wir jene dritte Analyseebe-
ne des Multikulturalismus vernachlässigt zu
haben, jene Ebene, die die soziale Vielfalt als
soziologische Tatsache anerkennt, Gruppenbil-
dungsprozesse berücksichtigt, Ausgrenzung
ernst nimmt und über individualrechtliche und
politisch-institutionelle Integration hinausgeht.
Vielleicht lässt sich so erklären, dass sich ein
polemisches Verständnis von Multikulturalismus
verbreitet hat, das sich einzig auf die Unter-
stützung der Minderheitendifferenz stützt und
übersieht, dass der Multikulturalismus diese mit
einer Vision von Gemeinsamkeit ausbalanciert.
Jener Irrtum veranlasst Kommentatoren und
Politiker, den Multikulturalismus als segregie-
rend und separatistisch anzusehen.

Theoretiker wie Taylor (1994) und Parekh
(2000), politische Entwürfe wie z.B. der Re-
port der Kommission für ein Multiethnisches
Großbritannien (CMEB 2000) oder gesetzli-
che Grundlagen in Kanada und Australien, die
als Vorreiter und Vertreter eines staatlichen
Multikulturalismus gelten, gehen alle von der
Idee der nationalen Staatsbürgerschaft aus. Aus
einer multikulturellen Perspektive – die nicht
unbedingt von ihren Kritikern mitgetragen wird
– erscheint die gegenwärtige Betonung bür-
gerschaftlichen und sozialen Zusammenhalts13

als notwendige Ausbalancierung der politischen
Manifestationen des Multikulturalismus in den
1990er Jahren, die sich großenteils in grup-
penbasierten Anerkennungspolitiken nieder-
schlug und ein ambivalentes Verhältnis zur
nationalen Identität hatte (Meer/Modood
2009).14 Keineswegs relativiert sich hiermit die
vorausgegangene Argumentation – ohne insti-
tutionell-politische Modifizierung kann Integra-
tion kaum erfolgreich sein.

Multikulturalisten vertreten eine Pluralisie-
rung der nationalen Identität, die Minderheits-
perspektiven einbindet. Das beinhaltet eine
Neuformulierung der Nationalgeschichte, in
der Minderheiten als Akteure eine Rolle spie-
len. Differenz soll dabei nicht verwässert, son-
dern in eine gemeinsame Selbstbeschreibung
eingewoben werden, damit sich alle darin wie-
derfinden und ein dementsprechendes Zuge-

hörigkeitsgefühl entwickeln können (CMEB
2000: 54-6; Modood 2007: 145-154). In den
USA ist Minderheitenförderung weitverbreitet.
Minderheiten können dadurch ihre Herkunft
in Ehren halten und am amerikanischen Traum
teilhaben. Sie sehen sich als „Bindestrich-Ame-
rikaner” (Italian-Americans, Asian-Americans
usw.) und werden als solche akzeptiert. Auch
wenn der Trend sich in Europa noch nicht
ganz durchgesetzt hat, ist es gut möglich, dass
„Bindestrich-Nationalitäten” auch hier zur Norm
werden.

5 | Schlussfolgerung

Alle besagten Integrationsmodelle und ihre
Implementierung in nationaler Politik scheinen
derzeit in der Krise – zumindest werden sie als
krisenbehaftet wahrgenommen. Wir gewinnen
einen besseren Eindruck der dieser Krise
zugrunde liegenden Probleme, wenn wir erken-
nen, wie Integrations- und Multikulturalismus-
diskurse Differenz konzeptionalisieren und
dabei auf drei Ebenen operieren: über implizi-
te soziologische Prämissen, mittels politischer
Instrumentarien, und unter Bezug auf eine
gesamtgesellschaftliche Vision eines Mitein-
anders, das Differenz integriert.

Abhängig von den zugrundeliegenden so-
ziologischen Prämissen werden manche Instru-
mentarien als naheliegender und sinnvoller als
andere betrachtet. Es besteht zudem ein en-
ger Zusammenhang zwischen soziologischen
Prämissen und Problemdefinitionen sowie po-
litischen Lösungsmechanismen. Schließlich
habe ich einen theoretischen Rahmen vorge-
stellt, in dem die Konturen verschiedener Po-
litikparadigmen – Assimilation, individualisti-
sche Integration, Kosmopolitismus und Mul-
tikulturalismus – durch den Dialog miteinan-
der Gestalt angenommen haben. Jedes Para-
digma entwirft ein Integrationsmodell, das die
vermeintlichen Schwächen der anderen Para-
digmen zu beseitigen sucht. Jede dieser Posi-
tionen hat ihre Stärken und mag je nach sozi-
alem Kontext unterschiedliche Vorzüge haben.
Jedes Politikparadigma enthält eine bestimm-
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te Auffassung von Gleichheit und Staatsbür-
gerschaft, die nur realisiert werden kann, wenn
Minderheiten keine Entscheidungen oder Prä-
ferenzen nahegelegt werden, sondern diese
Präferenzen frei wählbar bleiben. Die Wahr-
scheinlichkeit ist groß, dass diese unterschied-
lich ausfallen.

Es gibt kein passendes Modell für alle Grup-
pierungen und Bedürfnisse. Um einen Höchst-
anteil der Bevölkerung zu integrieren, sollte
keines der obengenannten Integrationsparadig-
men abgewertet oder verworfen werden. Auch
wenn ethno-religiöser Kommunitarismus in
europäischen Öffentlichkeiten und politischen
Kreisen gegenwärtig als nicht erstrebenswert
gilt, ist es doch angesichts der Prominenz von
muslimischen Migranten in diesen Debatten
unwahrscheinlich, dass Integration ohne Ele-
mente dieses Ansatzes realisierbar sein wird.
Dies äußert sich nicht zuletzt darin, dass selbst
jene Entscheidungsträger, die Multikulturalis-
mus in ihren Reden abwerten, multikulturelle
Politik implementieren. Die Wahrnehmung von
Muslimen als Gruppierung verstärkt sich so-
wohl aus der Außen- als auch in der Innen-
sicht. Die Kernfrage ist, ob sie als Außenseiter
stigmatisiert werden oder als Bestandteil des
Gemeinwesens akzeptiert werden.

Entscheidend ist hier die dritte Analyseebe-
ne einer gesamtgesellschaftlichen Vision eines
Miteinanders, deren Gestaltung in vielerlei
Hinsicht eher bei der Mehrheitsgesellschaft als
bei Einwanderern selbst liegt. Die Ausweitung
und Pluralisierung nationaler Identitäten ist
Voraussetzung für eine Integration, die Bür-
gern nicht nur Rechte einräumt, sondern auch
ein Zugehörigkeitsgefühl zur gesellschaftlichen
Gesamtheit und gleichzeitig zu ihrer Minder-
heitenidentität ermöglicht.
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Anmerkungen
1 Mein Dank geht an meine Kollegen im  Pro-

jekt „New Paradigms in Public Policy“ der
British Academy, insbesondere an den Lei-
ter Peter Taylor-Gooby, sowie an zwei ano-
nyme Gutachter, denen ich für ihre Kom-
mentare zu früheren Entwürfen dankbar bin.
Aus demselben Grund danke ich Bhikhu
Parekh, Albert Weale, Geoff Levey, Naser
Meer, Varun Uberoi und Aleksandra Lewi-
cki.

2 Verschiedene Gruppen sind oft unterschied-
lich in gesellschaftliche Bereiche integriert.
Zum Beispiel ist die jüdische Minderheit in
Großbritannien einerseits sehr gut in den
Arbeitsmarkt integriert, andererseits ist sie
aber auch die weitestgehend segregierte reli-
giöse Minderheit (Peach 2006).

3 Eine alternative Sichtweise schlägt vor, All-
tagswahrnehmungen zu erforschen, insbe-
sondere wenn Makrostrukturen nicht klar
definierbar sind. Vgl. Fox/Miller-Idris 2008.

4 Der vorliegende Beitrag befasst sich weni-
ger mit sozio-ökonomischer Integration.
Hierzu siehe Loury/Modood/Teles 2005
oder Heath/Cheung 2007. An anderer Stel-
le wäre es sinnvoll, die Analyse jener sozio-
ökonomischen Fragen mit dem Thema die-
ses Beitrags zu verknüpfen. Das Thema Dif-
ferenz ist für die Staatsbürgerschaftsfor-
schung jedoch ebenso zentral wie sozio-öko-
nomische Faktoren und erhält hier daher auch
gesonderte Aufmerksamkeit.

5 Der Begriff „Assimilation“ wird in der ame-
rikanischen Soziologie synonym zu unserem
Begriff von Integration verwendet. Vgl. z.B.
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Portes/Zhou’s „segmentierte Assimilation“
(1993).

6 Vgl. „In der Amerikanischen Gesellschaft ist
die Kategorie ethnische Gruppe kein Über-
bleibsel der großen Einwanderungswellen son-
dern eine neue soziale Form“ (Glazer/Moy-
nihan 1963: xvii).

7 Mit Kosmopolitismus meine ich nicht die
Idee einer Weltregierung oder das ethische
Prinzip, das Individuen als Weltbürger defi-
niert, sondern einen Integrationsmodus, der
den globalen Austausch verschiedener Kul-
turen beschreibt. Zum Beispiel kann Lon-
don aus dieser Perspektive als kosmopoliti-
sche Stadt gesehen werden. Britische Sozio-
logen verwenden manchmal den Begriff
„Multikultur“ („multiculture“), der aber im
öffentlichen Diskurs kaum verwendet wird.
Alternativ ließe sich von „Interkulturalismus“
sprechen. Allerdings wird dieser Begriff meist
im Zusammenhang mit Quebec verwandt,
das meinem Modell Individualistischer Inte-
gration am nächsten ist. Es ist nicht ganz
klar, in welcher Hinsicht Interkulturalismus
über Multikulturalismus hinausginge (vgl.
Meer/Modood 2012, im Erscheinen). Der
Begriff „Diversität“ erscheint mir zu deskrip-
tiv und allgemein. Einerseits ist nicht klar,
dass der Begriff einen Integrationsmodus
umschreibt, andererseits hat er im Bereich
Human Resources als „Diversitäts-Manage-
ment“ spezifische Bedeutung erlangt.

8 Politische Theoretiker wie Taylor (1994),
Kymlicka (1995) und Parekh (2000), aber
auch die kanadische Regierung haben den
Begriff auf diese Weise verwandt. Er stimmt
auch mit der Verwendung in CMEB (2000)
sowie einer Reihe weiterer Definitionen des
Multikulturalismus überein. Vgl. Modood
(2007: 14-20) für eine ausführlichere Dar-
stellung.

9 Britische Vertreter dieser Position privilegie-
ren bestimmte Gemeinschaftsidentitäten;
„Political blackness“ fällt etwa in diese Kate-
gorie, wie auch zu einem gewissen Grad nicht-
kulturelle und nicht-religiöse politische Iden-
titäten (Modood 1994).

10Eine Durchsicht amerikanischer sozialwissen-
schaftlicher Forschungsliteratur bemerkt,
dass „die in wissenschaftlichen und öffentli-
chen Diskursen am häufigsten zitierte Kon-
zeption von Multikulturalismus eine negati-
ve ist, die Multikulturalismus als etwas be-
greift, was es nicht ist oder wozu er sogar
im Gegensatz steht. Multikulturalismus steht
oft für mit Homogenität inkompatible He-
terogenität und wird mit einer Vielfaltskon-
zeption gleichgesetzt, die für gesellschaftli-
che Solidarität als hinderlich gilt (Hartmann/
Gerteis 2005: 219). Ein Vergleich mit Ver-
tretern des Multikulturalismus ergab, dass
jene dichotomisierenden Vereinfachungen
einer Realitätsprüfung nicht standhielten. Die
Autoren schlussfolgern: „Multikulturalismus
sollte als Projekt der kritischen Theorie ge-
sehen werden, das in Zeiten zunehmender
vielfältiger gesellschaftlicher Realität zur
Schaffung neuer Formen von Solidarität bei-
trägt“ (ebd. 221f.).

11Gleichheit ist selbstverständlich ein nor-
matives, nicht nur ein statistisches oder ana-
lytisches Konzept. Als grundlegendes Kon-
zept der Sozialwissenschaften wird es nicht
nur bei der Analyse von Minderheit-Mehr-
heitsbeziehungen angewandt, sondern auch
bei der Erforschung soziologischer Kate-
gorien wie Klassen- oder Geschlechtsunter-
schieden. Die Sozialwissenschaften brau-
chen zur Durchführung solcher Forschungs-
vorhaben keine Lösung für normative Di-
lemmata. Ein Großteil der Forschung kann
normative Fragen ausklammern. Jedoch lie-
ßen sich Fragen nach Ursachen für Un-
gleichheit kaum beantworten, wenn wir
keinen klaren Begriff von Gleichheit ha-
ben. Das Auslassen normativer Fragen ist
zwar in manchen Forschungsbereichen an-
gebracht, dennoch stellen normative Defi-
nitionen gleichzeitig wichtige Grundlagen
für die Sozialwissenschaften dar. Wie eine
Computersoftware Daten anhand bestimm-
ter Kriterien durchrechnet, so kann ein „po-
sitivistisches“ Projekt durchgeführt werden,
ohne normative Fragen aufzuwerfen. Aber
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ebenso wie die Software nur von jeman-
dem erstellt werden kann, der von einem
analytischen Modell ausgeht, so setzt ein
empirisches Forschungsprojekt ein analyti-
sches Modell voraus, das auf normativen
Konzepten basiert.

12Es liegt eine gewisse Ironie darin, dass ein
Anti-Multikulturalist wie Präsident Sarkozy
eine korporatistische Vertretung für Musli-
me in Frankreich geschaffen hat und Befür-
worter ethnischer Vielfalt zu einem Ende
jener offiziellen Treffen mit Vertretern des
Islam aufrufen (Sen 2006; Malik 2011).

13Kommentatoren sprechen in diesem Zusam-
menhang von einer „bürgerschaftlichen Wen-
de“ („civic turn“) (Mouritsen 2008).

14 In den 1990er Jahren wurden Kosmopolitis-
mus und Multikulturalismus in Großbritan-
nien zunehmend mit der Modernisierung na-
tionaler Identität verknüpft, z.B. in Werken
wie „Cool Britannia“ oder „Rebranding Bri-
tain“ (Leonard 1997). Andere definierten Glo-
balisierung als postnationale Ära (Hall 1992b,
Soysal 1994).
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THEMENSCHWERPUNKT

Protest hat Konjunktur. Mit dem „Arabischen
Frühling“ haben neue Bewegungen und welt-
weite Mobilisierung Faszination und weitrei-
chende Veränderungshoffnungen ausgelöst. Die-
ser Beitrag unternimmt den Versuch, einige
gemeinsame Elemente der transnationalen
Aufbrüche zu entziffern und sie mit den be-
wegten Erfolgen in der Bundesrepublik zu
kontrastieren.

1 | 2011 als internationales Jahr der
Proteste

Das US-Magazin „Time“ hat den „protester“
zur Person des Jahres 2011 gekürt – eine gute
Wahl, wie die prall gefüllte Protestlandkarte
im Innern der Zeitschrift verdeutlicht (Time,
Vol. 178,  No. 25/2011: 68f.). Ausgangspunk-
te des Protests waren die Orte des „Arabi-
schen Frühlings“ in Tunesien, Ägypten, Li-
byen, Algerien, im Jemen und noch immer
in Syrien. Es folgten die Platzbesetzungen
der „Indignados“ vom 15. Mai auf der Puer-
ta del Sol in Madrid, später dem Athener
Syntagma-Platz und weitere Camps in ande-
ren Metropolen. „Occupy Wall Street“ (OWS)
lautete der Schlachtruf einer Serie von welt-
weiten Aktionen und Besetzungen, die am
17. September im Zuccotti Park des New
Yorker Finanzdistrikts ihren Ausgangsort
hatte. Dass bereits im Sommer eine halbe
Million Israelis (bei einer Gesamtbevölkerung
von 7 Millionen) gegen die sozialen Verwer-
fungen eines neoliberalen „Schweine-Kapita-
lismus“ auf die Straße gingen, gehört ebenso
in dieses Protestjahr wie die „riots“ in Lon-
don oder die Demonstrationen gegen die
Wahlfälschungen der Kreml-Machthaber im
Dezember 2011.

Insgesamt wird in der „Time“-Ausgabe auf
27 verschiedene Proteste auf dem Globus ver-
wiesen, die es teilweise gar nicht in die deut-
schen Medien geschafft haben. Umgekehrt
wurde den Mobilisierungen gegen „Stuttgart
21“ – wie anderen einheimischen Protesten auch
– in diesem Kontext keine internationale Auf-
merksamkeit zuteil. Die deutschen Wut- und
Mutbürger blieben – aus internationaler Pers-
pektive – provinziell und ohne Beachtung. Kurt
Anderson spricht in seinem Leitartikel von ei-
nem weltweiten Protest-Netzwerk, dem es ge-
lungen sei, Massendemonstrationen von Ne-
benschauplätzen ins Zentrum gesellschaftlicher
Veränderung zu rücken. Ob und in welchem
Umfang die Protestierenden wirklich die Fä-
higkeit zurückgewonnen haben, „Geschichte
zu machen“ (Andersen 2011), dürfte an der
Mehrzahl der Schauplätze am Ende des Jahres
2011 durchaus ungewiss sein. Nicht zuletzt,
ob „Occupy“ den Winter übersteht und im
Folgejahr einige mehr von jenen 99 Prozent
der Bevölkerung mobilisieren kann, in deren
Namen die Park- und Platzbesetzer angetreten
sind.

Auch wenn Sätze wie „Die Occupy-Bewe-
gung zeigt, wie Revolution im 21. Jahrhun-
dert geht“ (Diez 2011) getrost dem Feuilleton
zu überlassen sind, bieten die Proteste des Jah-
res 2011 genügend Stoff, um konventionelle
Annahmen über die Gelingensbedingungen und
die Wirkungen sozialer Bewegungen zu über-
prüfen. Sie bringen die Erfahrung zurück, dass
soziale Bewegungen und Proteste nicht nur
überraschend zustande kommen können, son-
dern dabei kreativ ihre eigenen „neuen“ Akti-
ons- und Praxisformen erfinden. Ihre Verände-
rungsimpulse können weit über jene „realpoli-
tischen“ Erwartungen hinausgehen, wie sie

Vom Gelingen und Scheitern sozialer Bewegungen
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durch eine häufig auf Normalisierung gestimm-
te Bewegungsforschung nahegelegt werden.
Einige dieser Herausforderungen des Jahres
2011 verdienen besondere Aufmerksamkeit,
wenn es um das Gelingen und Scheitern sozia-
ler Bewegungen geht.

1.1 | „Geschichte wird gemacht!“

Was heißt schon gelingen, wenn es um soziale
Bewegungen geht? Ging es der Ökologiebe-
wegung nur um das Verbandsklagerecht und
das Stromeinspeisungsgesetz? Oder doch um
die längst zur Selbsterhaltung notwendige
Überwindung des Raubtierbändiger- und Aus-
beutungsverhältnisses zur Natur, von der bereits
Karl Marx und zuletzt eindrucksvoll André
Gorz geschrieben haben? Die Proteste des Jah-
res 2011 haben das Anspruchsniveau von Sozi-
alprotesten wieder nach oben korrigiert. Um
die Idee, soziale Bewegungen könnten eine neue
Gesellschaft hervorbringen, war es zuletzt ru-
hig geworden. Der letzte wissenschaftliche
Großversuch mit dieser Hypothese, den sozio-
logischen Interventionen der Forschungsgrup-
pe um Alain Touraine, war mit eigentümlich
diffusen Ergebnissen im Sande verlaufen.

Die Bewegungsforschung, groß geworden
mit dem selbstbegrenzten Radikalismus der
neuen sozialen Bewegungen, hat sich weitge-
hend auf deren Bescheidenheit eingestimmt.
Sie erfasst damit sicherlich das Gros der Mo-
bilisierungen in den OECD-Ländern, aber der
„Arabische Frühling“ hat an weiter reichende
Veränderungsansprüche erinnert. Den Protes-
tierenden geht es um die Überwindung auto-
ritärer Herrschaft, um die fundamentale Um-
gestaltung ihrer blockierten Gesellschaften,
in denen vor allem die jüngere Generation
keinen Platz mehr gefunden hat. Wer darin
lediglich den Versuch sieht, das westliche Vor-
bild zu übernehmen, vergisst womöglich, dass
der vorherrschende westliche Blick gerade den
arabischen Gesellschaften keine endogenen
Veränderungspotentiale zugestanden hatte.
Seit Samuel Huntingtons „Clash of Civiliza-
tions“ (1996) schien es ausgemacht, dass in

islamisch geprägten Gesellschaften keine Ent-
wicklung in Richtung „westliche Werte“ und
Menschenrechte erwartbar sei.1 Dabei wurde
offensichtlich die innere soziale Dynamik und
die Herausbildung von zivilgesellschaftlichen
Strukturen in den arabischen Ländern unter-
schätzt.

Dass aus den revolutionären Umbrüchen,
wenn sie erfolgreich verlaufen, am Ende doch
„nur“ das bekannte westliche Modell heraus-
kommen könne, erscheint nach einem Jahr eher
unwahrscheinlich. Dagegen spricht schon, dass
dieses Modell selbst mit „multiplen Krisen“ –
nicht zuletzt den Finanzmarktkrisen der ver-
gangenen Jahre – zu kämpfen hat. Vor allem
in den südeuropäischen Ländern ist zurzeit zu
besichtigen, welcher enorme Veränderungs-
druck dadurch ausgelöst worden ist. In den
Protesten, Asambleas und Camps von Madrid
und Athen bis nach New York regt sich nicht
nur Empörung und Widerstand gegen die
Zumutungen der Banken, sondern es wird ein
gesellschaftlicher Gestaltungsanspruch vorge-
bracht, der grundlegende Veränderungen ein-
fordert: „utopia in our time!“2. Die Wieder-
kehr utopischer, situationistischer und radikal
kulturkritischer Motive, die bereits die Parole
„Seid realistisch, fordert das Unmögliche“ vie-
ler 68er-Proteste geprägt hatten, verdient mehr
Aufmerksamkeit als den wohlfeilen Hinweis,
es fehle doch an konkreten Forderungen – was
im übrigen so nicht stimmt, wie eine Zusam-
menstellung seriöser wie provozierender Vor-
schläge aus den Protesten der Occupy-Bewe-
gung verdeutlicht (Blumenkranz u.a. 2011:
88f.).

Wenn das Anspruchsniveau steigt und die
Forderungen utopischer werden, sei das Schei-
tern doch vorhersehbar: Gegen diese Mutma-
ßung spricht nicht nur die zitierte paradoxe
Bewegungsparole, sondern auch eine Zwischen-
bilanz von mehr als zwei Jahrzehnten globali-
sierungskritischen Mobilisierungen. Womöglich
sind selbst kleinere Veränderungen – etwa bei
den Finanzmarktkontrollen oder in der Besteu-
erung von Finanztransaktionen – nur dann er-
wartbar und durchzusetzen, wenn es radikale
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Protestbewegungen gibt, die weit über das
pragmatisch Machbare hinausweisen.

1.2 | Eine transnationale Konstellation

In der Regel denken wir an lokale und natio-
nale Kontexte, wenn von Gelegenheitsfenstern
bzw. politischen Chancenstrukturen die Rede
ist, die soziale Bewegungen nutzen (können),
um erfolgreich zu mobilisieren.3 Eine Ausnah-
me bilden allenfalls die Proteste der globalisie-
rungskritischen Bewegungen, die stärker durch
die Veranstaltungsorte und Rhythmen von
Weltkonferenzen, Gipfeltreffen und Jahresta-
gungen internationaler Organisationen geprägt
worden sind. Der Einfluss solch nationaler
Kontexte ist auch in den Protestbewegungen
von 2011 spürbar, wie schon der unterschiedli-
che Verlauf der „Arabellion“ in den Ländern
des Maghreb verdeutlicht. Aber das Jahr 2011
hat an besondere transnationale Konstellatio-
nen erinnert, die mit Jahreszahlen wie 1989
oder 1968 verbunden sind. Es geht um das
zeitlich beschleunigte, länderübergreifende
Zusammenspiel sehr unterschiedlicher lokaler
und nationaler Proteste, nicht nur um die all-
mähliche Diffusion von Bewegungsthemen und
–formen, sondern um eine internationale Kon-
junktur des Protests.

Dies gilt zunächst für die Vorbildwirkung
der tunesischen Proteste für den arabischen
Raum. Die internationale Inspiration, die von
den arabischen Befreiungsbewegungen aus-
ging, wurde zunächst mit den Platzbesetzun-
gen in spanischen und griechischen Städten
aufgegriffen und verbreitet. Bereits am 25.
Mai 2011 wurden weltweit in 706 Städten
acampadas gezählt (Castells 2011). Mit den
Occupy-Protesten dürfte sich ihre Zahl und
thematische Vielfalt weltweit deutlich gestei-
gert haben. Aktionsformen und Themen rei-
sen, locker durch gemeinsame Protesttage
koordiniert, um die Welt. Es sind die ebenso
unwahrscheinlichen wie – zumindest vorüber-
gehend – erfolgreichen Proteste in den arabi-
schen Ländern und ihre Praxis der Besetzun-
gen öffentlicher Räume und Plätze, die Mut

machen, gegen die „multiplen Krisen“ und
die verordneten „Lösungsstrategien“ anzuge-
hen. OWS hat in der Bundesrepublik keine
machtvolle Bewegung ausgelöst. Verglichen
mit den globalisierungskritischen Mobilisie-
rungen – von den Protesten gegen die Ta-
gung von Weltbank und Internationalem
Währungsfonds in Berlin 1988 bis zu den
Mobilisierungen von Heiligendamm im Som-
mer 2007 – blieben die Besetzungen in Zahl
und Beteiligung eher bescheiden. Aber die
Hoffung, Occupy möge eine Duldungsstarre
beenden, Wege aus den Finanzmarktkrisen
zeigen und entsprechende Reaktionen der
Verantwortlichen erzwingen, war immerhin in
einem überaus wohlwollenden und anhalten-
den Medieninteresse zu spüren.

Auch wenn es solche transnationalen Kon-
stellationen disparater, aber sich wechselseitig
verstärkender Proteste und Bewegungen histo-
risch schon häufiger gegeben hat4, dürfte nicht
zuletzt die dichte digitale Vernetzung erheb-
lich dazu beigetragen haben, dass Protestim-
pulse heute in Echtzeit um den Globus gehen.
Sicherlich werden künftige Forschungen zei-
gen, wie stark auch bei den Protesten von 2011
der Einfluss von lokalen und nationalen Gele-
genheitsstrukturen und Themen war5, aber
ohne die transnationalen Impulse und Ermuti-
gungen hätte es viele von ihnen vermutlich
gar nicht oder zumindest nicht in diesen For-
men gegeben. Vieles spricht dafür, dass post-
nationale Konstellationen auch das künftige
Protestgeschehen stark beeinflussen werden.
Damit dürfte der Erklärungswert von lokal und
national gefassten politischen Gelegenheits-
strukturen eher sinken.

1.3 | Remoralisierung des Protests

In seiner großen Studie über die sozialen Grund-
lagen von Gehorsam und Revolte hat Barring-
ton Moore (1982) Ungerechtigkeit als das äl-
teste und wichtigste Protestmotiv identifiziert.
Wenn das Gerechtigkeitsempfinden in einer
Gesellschaft dauerhaft verletzt wird, ist mit
heftigen Emotionen zu rechnen. Dass es in
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den diktatorischen Regimes des arabischen
Raums nicht gelungen ist, den Aufstand einer
um ihre Zukunft betrogenen Generation dau-
erhaft zu unterdrücken, ist vermutlich wenig
überraschend. Erstaunlicher ist die moralische
Aufladung der Proteste in den OECD-Ländern.
Fast schien es so, als habe die neoliberale Sozi-
alisation zu einem auf Eigennutz getrimmten
„unternehmerischen Selbst“ so erfolgreich ge-
griffen, dass jeder moralische Zweifel an der
Un-Gerechtigkeit der bestehenden Macht- und
Eigentumsverhältnisse selbst in Zeiten ausge-
trieben wäre, in denen sich soziale Ungleich-
heiten beschleunigt vertiefen. Wenn Gerech-
tigkeitsvorstellungen erneut Proteste stimulie-
ren, dann ist dies in einem zunehmend moral-
frei auftretenden Kapitalismus bereits eine enor-
me Leistung6.

Es ist sicherlich kein Zufall, dass die Auffor-
derung des greisen Stéphane Hessel „Empört
Euch!“ (2011) zu einem zentralen Text der Pro-
teste avancierte. Am deutlichsten sichtbar wur-
de dies vermutlich in den Sommerprotesten in
Israel, als die Formel „Schweine-Kapitalismus“
große Zustimmung fand – in einem Land, das
als Musterschüler neoliberaler Landnahme Spit-
zenwerte in Sachen sozialer Ungleichheit und
Kinderarmut zu verzeichnen hat. Aber auch die
Verbreitung von Guy Fawkes-Masken und Ro-
bin Hood-Motiven bis hin zur Formel von den
99 Prozent in den OWS-Protesten signalisieren,
dass die jüngste krisenbeschleunigte Bereiche-
rungsrunde von Superreichen als zutiefst unan-
ständig und korrekturbedürftig angesehen wird
– nicht zuletzt, weil die illegitimen Gewinne
auf Kosten der großen Mehrheit der Bevölke-
rung erzielt wurden. Gemeinsam ist den Pro-
testmotiven eine Remoralisierung gesellschaftli-
cher Ungleichheit und die Drohung, dies nicht
länger hinzunehmen.

Gerechtigkeit steht auch im Zentrum mehr
oder weniger radikaler Umverteilungsvorschlä-
ge, die in den aktuellen Sozialprotesten zir-
kulieren. So fordert Mark Greif, einer der
intellektuellen Begleiter der Zuccotti-Park-Be-
setzung mit Blick auf die Banker-Boni eine
generelle Begrenzung von Gehältern auf

100.000 US-Dollar. Andere fordern nicht nur
eine Liste der Lobby-Gruppen, sondern wol-
len auch eine Aufstellung der Ausgabenpos-
ten von Superreichen, deren Luxuskonsum
selbst in den USA nicht mehr nur als erstre-
benswert, sondern von wachsenden Bevölke-
rungsgruppen als zutiefst unmoralisch ange-
sehen wird. Eine drastische Reichensteuer ist
in vielen Ländern ebenso populär wie der
Vorschlag von Matthias Greffrath es in
Deutschland werden könnte, einen Lastenaus-
gleich auf Vermögen zu erheben, um die Kos-
ten für die Schäden und Folgen der Finanz-
marktkrisen bei jenen einzutreiben, die davon
profitiert haben.

In der Bewegungsforschung hat zwar seit
einiger Zeit eine Rehabilitierung von Emoti-
onen als Triebkräften sozialen Protests einge-
setzt, aber erst allmählich gerät jene morali-
sche und normative Infrastruktur von Gesell-
schaften in den Blick, die bestehende Verhält-
nisse als gerecht bzw. ungerecht ausweisen.
Die Bewegungen des Jahres 2011 haben dar-
an erinnert, dass ohne gesellschaftlich geteil-
te Vorstellungen von Gerechtigkeit Protest
keine Resonanz finden kann. Es geht in sozi-
alen Bewegungen nicht nur um rationale Kal-
küle im Sinne einer fast schon „normalen“
Form unkonventioneller Politik, in der ver-
nachlässigte Interessen und gesellschaftliche
Problemlagen artikuliert werden. Protest
greift auch auf die moralische Infrastruktur
einer Gesellschaft zurück, sensibilisiert für
verletzte Gerechtigkeitsnormen und klagt
Solidaritäten ein – Themen, die in der neue-
ren Debatte über den Erfolg und Misserfolg
sozialer Bewegungen bislang eher randstän-
dig waren.

1.4 | Kapitalismuskritik reloaded

Wie viele Krisen und Krisenrettungen des fi-
nanzmarktgetriebenen Kapitalismus werden
unsere Gesellschaften überleben? Wie werden
mögliche Nachkrisengesellschaften aussehen?
Dies sind für Länder wie Griechenland längst
keine abstrakten Fragen mehr. Es gehört zu
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den Eigentümlichkeiten der jüngsten Zeit, dass
ausgerechnet eher konservative Beobachter die
K-Frage mit Nachdruck und Sorge gestellt
haben. Das Zusammenspiel von Kapitalismus
und Demokratie droht durch die enorme Un-
gleichheitsdynamik der aktuellen kapitalisti-
schen Formation in einer Weise aus dem Lot
zu geraten, dass selbst die Fiktionen des „Wohl-
stands für alle“ oder gar der politischen Gleich-
heit und demokratischen Regulierung von der
Wirklichkeit blamiert werden.

Dies trifft in vielen Gesellschaften vor al-
lem junge und gut gebildete Menschen, die in
großer Zahl keinen adäquaten Zugang zum
Arbeitsmarkt finden und sich um ihre Aufstiegs-
erwartungen betrogen fühlen. Sie bilden eine
der Kerngruppen der Asambleas und OWS-Pro-
teste (Lawson-Remer 2011). Der Ausschluss
gerade auch von Teilen des akademischen Nach-
wuchses der „Generation Praktikum“ (Perlin
2011) ist zwar nur eine der vielfältigen Erschei-
nungsformen prekarisierter Arbeits- und Lebens-
bedingungen, aber sie zerstört besonders nach-
haltig das Leistungs- und Anpassungscredo der
ökonomischen Eliten und setzt Protestenergien
frei.

Dass die K-Frage zu einer Revitalisierung
sozialistischer und kommunistischer oder auch
nur sozialdemokratischer Ideen führen könne,
zeichnet sich gegenwärtig nicht ab. Eher wer-
den genossenschaftliche, kommunalistische und
anarchistische Konzepte wiederentdeckt, ohne
in einen Gesellschaftsentwurf, in eine „große
Erzählung“ eingebaut zu sein. Von wem und
mit welchen Inhalten dieses Vakuum gefüllt
werden wird, lässt sich gegenwärtig nicht be-
antworten. Aber es geht nicht mehr um jenen
„selbstbegrenzten Radikalismus“, der für die
Diskurse der neuen sozialen Bewegungen kon-
statiert wurde. Die Selbstbegrenzung scheint
heute unangemessener denn je. Damit verän-
dern sich zugleich die Parameter für die De-
batte über das Gelingen und Scheitern sozia-
ler Bewegungen. Sie liegen, so ist zu vermu-
ten, jenseits der eingespielten Analysekonzep-
te von Framing und Political Opportunity Struc-
tures.

1.5 | „Echte“ Demokratie – Democracia
real ya!

Es ist vielfach hervorgehoben worden, dass
Demokratie das zentrale gemeinsame Thema
der Nachkriegsproteste in Deutschland war und
dies in besonderer Weise für die neuen sozia-
len Bewegungen gilt (Rucht/Roth 2008:
663ff.). Forderungen an eine geschlechtersen-
sible, generationengerechte und ökologisch
erweiterte Demokratiekonzeption sind vielfach
vorgetragen und mit einer beteiligungsorien-
tierten Ausweitung politischer Gestaltungsan-
sprüche in vormals „subpolitische“ Bereiche
verbunden worden. Die letzte große Anfrage
ist die der globalisierungskritischen Bewegun-
gen an eine demokratisch verfasste transnatio-
nale Politik und eine demokratische Kontrolle
internationaler Organisationen. All diese Be-
wegungen haben zudem versucht, bereits in
der eigenen Kooperationspraxis jene demokra-
tischen Ansprüche zu erproben, die sie an be-
stehende Institutionen gerichtet haben. Neue-
re empirische Studien z.B. über Diskussions-
und Entscheidungsprozesse in Sozialforen und
den beteiligten Gruppen zeigen, dass einzelne
Bewegungen diese Ansprüche bereits in einem
erstaunlich hohen Maße umsetzen konnten
(zusammenfassend Della Porta 2009).

Auch wenn die Camps und Massenversamm-
lungen auf öffentlichen Plätzen, die zu einem
Markenzeichen der jüngsten Protestwelle ge-
worden sind, alles andere als neu sind, sondern
in der einen oder anderen Form in fast allen
sozialen Bewegungen präsent waren, scheint
ihr kritischer Stachel dieses Mal tiefer einzu-
dringen. Er zielt auf das Herz westlich libera-
ler Demokratien: auf die etablierten Formen
politischer Repräsentation (vgl. Hardt/Negri
2011). Auf der Puerta del Sol in Madrid und
an anderen Orten ging es den Bewegten des
15. Mai nicht nur um die demokratische Ent-
scheidungsfindung unter Anwesenden oder um
die Kritik an der fehlenden Berücksichtigung
ihrer Interessen in der herrschenden Politik.
Der Ausschluss von Parteienvertretern und die
Weigerung, ihnen ein Forum zu bieten, waren
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mit der Forderung nach „echter“ Demokratie
verbunden. So unkonkret eine solche Losung
zunächst erscheinen mag, so radikal verwei-
gert sie gewählten Regierungen die demokra-
tische Legitimation.

Auch die Weigerung, Sprecherinnen oder
Sprecher hervorzubringen, Organisationen zu
bilden oder Programme zu schreiben, die an
Vorläufer oder bestehende politische Angebo-
te anknüpfen, gehört zu einem Politik- und
Demokratieverständnis, das auf maximale Dis-
tanz zur „demokratischen“ Elitenherrschaft
gegangen ist. Dazu haben sicherlich auch spe-
zifische nationale Frustrationen beigetragen,
wie die Enttäuschung über Obamas unerfüll-
te Versprechen oder die Ignoranz der spani-
schen politischen Eliten gegenüber einer jun-
gen Generation, die fast zur Hälfte arbeits-
los ist – von dem länderübergreifenden Ein-
druck, dass die Finanzmarktakteure immer
ungenierter die Politik vor sich her treiben,
ganz zu schweigen. All dies spricht für eine
sehr weitreichende Entfremdung vom reprä-
sentativen Betrieb.

Die Protestierenden setzen nicht auf be-
grenzte Partizipationsbegehren, sondern wol-
len Demokratie neu buchstabieren. Dass sie
dabei an die älteste Form der unmittelbaren
deliberativen Versammlungsdemokratie anknüp-
fen, verdeutlicht eher eine Suchrichtung als
eine fest umrissene Alternative. Auch die in-
ternetgestützten Visionen „fluider“ und „hori-
zontaler“ Demokratie jenseits parteigestützter
Gegnerschaften und Mehrheitsentscheidungen
aktualisieren Ansprüche und Experimente, wie
sie in sozialen Bewegungen immer wieder zu
finden sind (vgl. Mansbridge 1983) – dieses
Mal durch die kommunikativen Möglichkei-
ten sozialer Netze beflügelt (Sitrin 2011).

Radikale und utopische Vitalisierungen de-
mokratischer Ansprüche lassen sich nur schwer
in ein reformorientiertes Schema von Bewe-
gungserfolgen und –niederlagen pressen, denn
ihr Maßstab ist letztlich die Überwindung ei-
nes „demokratischen Elitismus“, der die west-
lichen Demokratien der Nachkriegszeit geprägt
hat, ohne auch nur über eine ausgearbeitete

Vision horizontaler Beteiligungsdemokratie zu
verfügen.

1.6 | Fluide Mobilisierungen, offene
Räume

Auch wer den Lobgesängen jener „digital nati-
ves“ auf das Zeitalter einer „fluiden“ Demo-
kratie ebenso misstraut wie den Warnungen
vor einer internetgestützten totalen Überwa-
chung, wird nicht zuletzt in vielen Protesten
des Jahres 2011 überraschende Mobilisierungs-
und Kommunikationsformen entdecken. Sozi-
ale Netze und digitale Kommunikation haben
nicht nur zu einer führerlosen, sondern auch
zu einer weitgehend organisationslosen Mobi-
lisierung beigetragen. Sicherlich zeigen sich bei
genauer Betrachtung auch soziale Strukturen
und Akteure, die den Protest erst ermöglicht
haben. Im arabischen Raum etwa haben zivil-
gesellschaftliche Vereinigungen und Nachbar-
schaften erheblich zu den Massenprotesten
beigetragen, und ohne die „culture jamer“ um
die Zeitschrift „Adbuster“ kein OWS-Aufruf.
Dennoch waren es nicht, wie konventionelles
Wissen erwarten ließe, in erster Linie Bewe-
gungsorganisationen, die, mit gemeinsamen
Parolen und einer Agenda ausgestattet, für
Mobilisierungserfolge gesorgt haben. Aufrufe
in sozialen Netzen und Mikroblogging-Platt-
formen ermöglichen heute flash mob–Mobili-
sierungen zu konkreten öffentlichen Orten, auf
denen die Anwesenden ihre gemeinsame Agen-
da erst entwickeln und womöglich eigene Or-
ganisationsstrukturen hervorbringen. Solche
fluiden Formen der Mobilisierung haben zwar
viele Vorläufer, wie z.B. die spontanen sit-ins
in der US-Bürgerrechtsbewegung, aber sie blie-
ben eher die Ausnahme im Kontext organisier-
ter Proteste.

Auch künftig wird soziales Vertrauen nötig
sein, das nur durch direkte Begegnungen ge-
bildet werden kann, wenn Protest und ziviler
Ungehorsam nicht nur Episode bleiben, son-
dern sich zu einer sozialen Bewegung versteti-
gen sollen (McAdam/Tarrow 2010: 538). Im
Wechselspiel von Cyberspace und Urban Space,
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von Facebook-Mobilisierung und Protestcamps
wird diesem Umstand durchaus Rechnung ge-
tragen, allerdings oft ohne auf die Vermittlung
von „etablierten“ Bewegungsorganisationen
zurückzugreifen oder eigene zu entwickeln. In
die Ekstase des Neubeginnens gehen sicherlich
auch jugendspezifische, generationelle Abgren-
zungsbedürfnisse ein. Indem soziale Netzwer-
ke zu Mobilisierungsplattformen und Lernfo-
lien werden, haben sie das Selbstvertrauen ge-
stärkt, im Protest eine eigene Agenda zu ent-
wickeln.

Für die Debatte über das Gelingen und
Scheitern sozialer Bewegungen ergibt sich
daraus eine paradoxe Situation. Zugespitzt
formuliert: Es wird nicht mobilisiert, um be-
stimmte Ziele zu erreichen, sondern um sie
erst gemeinsam zu entwickeln.

1.7 | Zivilität und ziviler Ungehorsam

Acampada steht für Fest und öffentlichen
Austausch. Wie schon bei den Revolutionen
des Jahres 1989 überrascht der überaus friedli-
che Charakter der Rebellionen und Proteste.
Eine Selbstverbrennung bildete den schockie-
renden Startpunkt des tunesischen Umbruchs,
ziviler Ungehorsam dominierte (Steinweg
2011). Gewalteskalationen gingen überwiegend
von den diktatorischen Machthabern und ih-
ren Repressionsorganen aus. Situationistische
und anarchistische Motive, die Verbindung von
Fest und Manifestation prägte viele der Platz-
besetzungen in Südeuropa und der OWS-Pro-
teste. Militanz, Gewalt oder Zerstörung sind
weitgehend abwesend. Auch die Kriege und
Bürgerkriege in Libyen und Syrien haben nicht
zu einer Wiederkehr von Barrikadenromantik
und Guerillafantasien im Westen geführt. Die-
se Verknüpfung einer radikal-utopischen Agen-
da mit Zivilität ist zwar nicht gänzlich neu,
durchaus aber die weitgehende Abwesenheit
von Militanz und Gewaltphantasien, wie z.B.
in den OWS-Mobilisierungen. Dies ist umso
erstaunlicher, wenn man bedenkt, wie schwie-
rig es ist, offene Versammlungen auf Plätzen
vor Provokationen zu schützen (McVeigh 2011).

Dies bedeutet auch für die Debatte über
Bewegungserfolge und -niederlagen eine neue
Herausforderung, denn politisch motivierte
Gewalt – von der RAF bis zu den Schüssen an
der Startbahn West – hat die Chancen sozialer
Bewegungen bislang erheblich –  in der Regel
negativ – beeinflusst.

2 | Soziale Bewegungen in Deutschland
2011 – ein Sonderweg?

Vor dem Hintergrund der transnationalen Kon-
stellation des Jahres 2011 fällt zweierlei ins
Auge. Zum einen haben die internationalen
Protestimpulse in Deutschland nur sehr schwa-
che Resonanz gefunden. Dies gilt für die Acam-
padas in Südeuropa ebenso wie für die späte-
ren OWS-Mobilisierungen, die in Zahl und
Beteiligung nur vergleichsweise bescheidene
Aktionen auslösten. Am Aktionstag des 15.
Oktober 2011 gab es weltweit immerhin in
950 Städten und 80 Ländern Demonstratio-
nen.

Zum anderen hatte auch in Deutschland
Protest in anderen Themenfeldern Hochkon-
junktur. Die Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma hat zwar weltweit Bestürzung und Anti-
AKW-Proteste ausgelöst, aber nur in wenigen
Ländern solch massive Mobilisierungen provo-
ziert wie in der Bundesrepublik. Im Ergebnis
sah sich die amtierende schwarz-gelbe Bundes-
regierung genötigt, einen kurz zuvor beschlos-
senen „Ausstieg aus dem Ausstieg“, das heißt
die Verlängerung der Laufzeiten von Atommei-
lern, zurückzunehmen, der bereits in den Mo-
naten vor dem japanischen Super-GAU Mas-
senproteste ausgelöst hatte. Seither gilt der
Atomausstieg erneut als beschlossene Sache.
Im Unterschied zu den rot-grünen Vereinba-
rungen scheint dieses Mal auch die Industrie
und Energiebranche bereit zu sein, jene Kon-
sequenzen zu ziehen, die sie zuvor noch abzu-
wenden versuchte. Dies gilt zumindest für den
in der deutschen Kernkraftbranche führenden
Siemens-Konzern, der stattdessen nun auf eine
neue zivile Sparte „Metropolen und Infrastruk-
tur“ setzt.
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Mit der Wahl eines grünen Ministerpräsi-
denten in Baden-Württemberg machte ein
zweites Ereignis die Stärke der Protest- und
Bewegungspolitik deutlich. Dass ausgerech-
net in einem konservativen Stammland die
erste Landesregierung unter grüner Führung
möglich wurde, war nicht nur dem Schock
von Fukushima geschuldet, sondern auch der
jahrelangen beharrlichen Opposition gegen
ein milliardenschweres regionales Großpro-
jekt S 21, der Tieferlegung des Stuttgarter
Bahnhofs. Der Widerstand gegen „S 21“ ist
seit dem Herbst 2010 zum Inbegriff für ei-
nen phantasievollen und selbstbewussten Bür-
gerprotest geworden, dem wir solche Sprach-
schöpfungen wie „Wutbürger“ und „Mutbür-
ger“ verdanken. Zwar blieb bei einer landes-
weiten Abstimmung über das Bahnprojekt
im Herbst 2011 den Gegnern der Erfolg ver-
sagt, aber dies dürfte keineswegs das Ende
der Proteste bedeuten. Die neue Landesre-
gierung verspricht in ihrer Koalitionsverein-
barung zudem den Abschied von der „Basta-
Politik“ der Vorgängerregierungen und hat
eine Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bür-
gerbeteiligung ins Kabinett berufen. Im Ge-
folge von „S 21“ setzte erneut eine verstärk-
te Aufmerksamkeit für Bürgerproteste gegen
Infrastrukturprojekte ein, wie z.B. gegen die
Fluglärmbelastungen durch Flughafenerwei-
terungen in Berlin oder Frankfurt am Main.
Auch für Berlin lässt sich bestätigen, dass
2011 ein „bewegtes Jahr“ mit über 4.000 po-
lizeilich registrierten Protesten und damit
einer deutlich größeren Zahl als in den Vor-
jahren war (Litschko 2012).

Dieses besondere Profil des deutschen Be-
wegungsgeschehens 2011, das hier nur in sei-
nen sichtbarsten Ausschnitten angesprochen
wird7, verweist auf nationale Entwicklungspfa-
de und spezifische Mobilisierungsbedingungen.
Es bestätigt zugleich einige der konventionel-
len Annahmen über die Erfolgsbedingungen
sozialer Bewegungen. Sie können hier nur
knapp angesprochen werden.8

Veralltäglichung des Protests und ein insti-
tutionalisierter Bewegungssektor: Zu den Be-

funden der Bewegungsforschung gehört, dass
sich Protest- und Bewegungspolitik einen fes-
ten Platz im politischen Geschehen der Bun-
desrepublik und im Handlungsrepertoire ihrer
Bürgerinnen und Bürger erobert hat. Die Pro-
testereignisse des Jahres 2011 haben dies
insgesamt eindrucksvoll bestätigt. Bereits die
verstärkte Sichtbarkeit von Protest und seine
öffentliche Resonanz können als Erfolg ange-
sehen werden, denn sie sprechen für die Über-
windung von Apathie, Ignoranz und Hinnah-
mebereitschaft. Moderne Gesellschaften, so
eine soziologische Grundannahme, zeichnen
sich durch eine Vielzahl von sozialen Proble-
men und politischen Herausforderungen aus.
Ob und in welchem Umfang sie zum Thema
werden, hängt nicht zuletzt von der Mobilisie-
rungskraft sozialer Bewegungen ab.

Das besondere Profil des deutschen Be-
wegungssektors: Insgesamt liegt das Protest-
volumen in Deutschland innerhalb Europas
im oberen Bereich. Dies gilt jedoch nicht für
soziale Themen und für Streikaktivitäten, die
im weltweiten Vergleich äußerst gering aus-
fallen. Stattdessen war der Anteil der neuen
sozialen Bewegungen an den Protestereignis-
sen in den 1970er und 1980er Jahren mit
knapp drei Vierteln außergewöhnlich hoch.
Dazu hat eine relativ starke Umweltbewegung
beigetragen. Das eigentliche Spezifikum in
Deutschland sind die intensiven, radikalen und
bis 2011 anhaltenden Aktivitäten der Anti-
Atomkraftbewegung, die in anderen Ländern
in dieser Form kaum mehr präsent war.
Allerdings war sie bis zum Ausstiegsbeschluss
weniger erfolgreich als in Ländern wie Öster-
reich oder Norwegen, die bereits früher aus
der Atomenergie ausgestiegen waren bzw. gar
nicht erst eingestiegen sind.

Die Revision des rot-grünen Ausstiegsbe-
schlusses, aber auch die Reaktorkatastrophe von
Fukushima trafen auf eine ausdifferenzierte,
regional gut verankerte Protestinfrastruktur
und eine entsprechend sensibilisierte Öffent-
lichkeit. Mit den erfolgreichen Protesten der
1970er Jahre war verhindert worden, dass die
Bundesrepublik einen ähnlich hohen Atom-
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strom-Anteil wie z.B. in Frankreich installier-
te. Die Proteste beschleunigten zusätzlich die
Suche nach Energiealternativen. Regenerative
Energie konnte so einen beachtlichen Anteil
an der Energieerzeugung erreichen und ihre
Technologien zu einem wichtigen Exportpro-
dukt werden.

Schon diese knappe Skizze macht deut-
lich, dass die Mobilisierungserfolge in Sachen
Kernkraft auf einer Kombination mehrerer Fak-
toren beruhen. Zu den internen Bedingun-
gen gehören ein mobilisierender Kern, ein Min-
destmaß an organisatorischen Ressourcen und
ein sensibilisiertes Umfeld von Aktivierbaren.
Die Mobilisierungserfolge des Jahres 2011 be-
ruhen zugleich auf einer partiellen Erfolgsge-
schichte von Widerstandsaktionen seit den
1970er Jahren. Sie haben dazu beigetragen,
dass heute realisierbare Energiealternativen
vorhanden sind. Nicht zuletzt waren die ex-
ternen politischen Gelegenheitsstrukturen
ungewöhnlich günstig, weil der Pro-Atom-
schwenk der insgesamt eher als schwach emp-
fundenen schwarz-gelben Bundesregierung als
Provokation wirkte und eine Serie von Land-
tagswahlen gleichzeitig die Chance bot, das
Unbehagen per Wahlzettel zum Ausdruck zu
bringen. Mit der Reaktorkatastrophe im fer-
nen Japan trat zusätzlich ein gravierendes
Ereignis ein, das die Sicherheitsversprechen
der Atombefürworter für breite Kreise der
Bevölkerung obsolet erscheinen und die Be-
fürchtungen der Kernkraftgegner zu erwart-
baren Katastrophen werden ließ.

Bürgerinitiativen als Grundform bewegter
Mobilisierungen: Ähnliche Erfolgsbedingungen
lassen sich für die Proteste gegen Stuttgart 21
ausmachen. Trotz der vielen lokalen Besonder-
heiten sowie der überaus langen und vielfälti-
gen Mobilisierungen wird gerne übersehen, dass
lokale Bürgerinitiativen seit Mitte der 1960er
Jahre eine Grundform des Protests in Deutsch-
land darstellen. Seit sich die politische Aufre-
gung und das wissenschaftliche Interesse irgend-
wann Ende der 1970er Jahre gelegt hatte –
damals war noch von einer Bürgerinitiativbe-
wegung die Rede – gehören Bürgerinitiativen

zum politischen Alltag. In ihnen sind seither
in der Regel mehr Menschen aktiv als in den
politischen Parteien.

Nach anfänglichen prozeduralen Erfolgen
(Verbandsklagerecht, Einspruchs- und Informa-
tionsrechte, Verbreitung von Bürgerbegehren
und Bürgerentscheiden sowie zahlreichen frei-
willigen Beteiligungsformen) wurde der „Auf-
bau Ost“ in der gesamten Bundesrepublik als
Legitimation für „Beschleunigungsgesetze“ im
Verkehrs- und Infrastrukturbereich genutzt, die
Beteiligungsgarantien einschränkten und ab-
räumten. Dass viele der gesetzlichen Beteili-
gungsauflagen eher als Beteiligungsbarrieren
genutzt werden, gehört zu den Alltagserfah-
rungen der Bürgerschaft. Gleichzeitig hat sich
seit den 1960er Jahren die Zahl der besser
Gebildeten und Protesterfahrenen deutlich
gesteigert.

Mit Stuttgart 21 hat sich die Einsicht ver-
breitet, dass frühzeitige Bürgerbeteiligung die
einzige Chance darstellt, große Infrastruktur-
projekte schneller und besser umzusetzen. Eine
prozedurale Kehrtwende in Richtung verstärk-
te Beteiligungspolitik scheint nicht mehr aus-
geschlossen – dafür spricht nicht nur die Stutt-
garter Staatsrätin, sondern auch eine Enquete-
Kommission des Landtags in Rheinland-Pfalz,
die hierzu Vorschläge entwickeln soll. Die wach-
sende Bereitschaft, über die beteiligungsorien-
tierte Öffnung repräsentativer Strukturen nach-
zudenken, gehört sicherlich zu den Erfolgen
der Proteste in den vergangenen Jahren, auch
wenn damit nur eine von vielen demokratischen
Herausforderungen aufgegriffen wird (Roth
2011).

Es liegt nahe, diesen ermutigenden Entwick-
lungen die gescheiterten und ausgebliebenen
Proteste gegenüberzustellen. Zum Scheitern
verurteilt scheinen – nach den erfolglosen Mon-
tagsdemonstrationen gegen Hartz IV – alle
Versuche, die wachsende soziale Ungleichheit,
prekäre Arbeitsverhältnisse, die Bildungs- und
Ausbildungsnotstände oder Armut und Aus-
grenzung zu mobilisierenden Themen zu ma-
chen. Die Liste solcher Themen, die es hierzu-
lande nicht zum Protest geschafft haben, ist
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lang. Eingeschränkte Bürgerrechte gehören
ebenso dazu wie eine zuweilen autoritäre Staat-
lichkeit (etwa in der strafrechtlichen Verfol-
gung von zivilem Ungehorsam) oder krasse
Formen des Staatsversagens (wie im Falle des
„Nationalsozialistischen Untergrunds“, der als
Neonazi-Terrorgruppe mindestens zehn Men-
schen umbringen konnte und mehr als ein Jahr-
zehnt unentdeckt blieb, obwohl er zeitweise
unter Beobachtung des Staatsschutzes stand
und von V-Leuten unterstützt wurde), der de-
mokratiearme Umgang mit den Finanz- und
Haushaltskrisen oder die ausbleibende europä-
ische Solidarität mit den Opfern der Sparauf-
lagen einer Troika aus IWF, EZB und ausge-
suchten EU-Staaten.

Solche Leerstellen, aber auch die schwache
Resonanz auf die beschriebenen radikaleren und
utopischen transnationalen Impulse passen in
ein Bild eher biederer bundesdeutscher Poli-
tik, die Peter Katzenstein einmal als eine „Po-
litik des mittleren Weges“ beschrieben hat.
Diese Charakterisierung scheint auch für die
Protest- und Bewegungspolitik zuzutreffen. In
„normalen“ Zeiten mag davon eine beruhigen-
de Wirkung ausgehen, angesichts der „multip-
len Krisen“ wirkt sie allerdings eigentümlich
hilflos.

Postskript: Am 7. Januar 2012 demonstrier-
ten mehrere hundert Menschen gegen den Ver-
bleib von Christian Wulff im Amt des Bundes-
präsidenten. Vor seinem Berliner Amtssitz Schloss
Bellevue hielten sie Schuhe in die Höhe und brach-
ten sie am Zaun an – im arabischen Raum ein
nachdrückliches Zeichen der Verachtung.

Roland Roth ist seit 1993 Professor für
Politikwissenschaft am Fachbereich Sozial- und
Gesundheitswesen der Hochschule Magdeburg-
Stendal. Kontakt: roland.roth@hs-
magdeburg.de

Anmerkungen
1 Noch 2010 hatte ein ehemaliger Bundesban-

ker mit solchen festen „kulturellen“ Zuschrei-
bungen überaus erfolgreich „Überfremdungs-

ängste“ in Deutschland bedient und mobili-
siert.

2 Zu diesem Ansatz liegt ein anregender aktu-
eller Sammelband vor, der die Erträge kri-
tisch bilanziert und neue Perspektiven für
verschiedene politische Kontexte bietet
(Goodwin/Jasper 2012).

3 Eine erste deutschsprachige Zusammenstel-
lung von Parolen und Texten aus den Maga-
zinen n+1 bzw. der Besetzungszeitung „oc-
cupy!“ bietet eine Dokumentation des Suhr-
kamp-Verlags (Blumenkranz u.a. 2011).

4 Herbert Marcuse sprach mit Blick auf die
68er-Proteste und Befreiungsbewegungen von
einem „Syndrom“ (vgl. Roth 1985: 184ff.).

5 Für die USA gibt Engler (2011) einige Hin-
weise.

6 In kleiner  Münze ist dies in lokalen Protes-
ten seit einiger Zeit weltweit spürbar, die
sich um die Forderung „Right to the City“
vernetzt haben (vgl. Sugranyes/Mathivet
2010). Susan Fainstein (2010) hat vor die-
sem Hintergrund das Leitbild einer gerech-
ten Stadt mit Konturen versehen.

7 Auf Entwicklungen im rechtspopulistischen
und rechtsextremen Bewegungsgeschehen
gehe ich in diesem Zusammenhang nicht
näher ein – zum Bewegungscharakter dieser
Szene vgl. Roth 2010.

8 Eine zusammenfassende Darstellung des Pro-
fils und der Erfolge sozialer Bewegungen in
Deutschland bietet das Schlusskapitel unse-
res Handbuchs (Rucht/Roth 2008) - dort
auch eine knappe Übersicht zu Konzepten,
die sich mit den Wirkungen sozialer Bewe-
gungen auseinandersetzen, und einschlägige
Literaturnachweise.
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Wie wir dahin kamen, wo wir sind

Frauenbewegungen als politische Handlungssubjekte zwischen Realpolitik und

Systemveränderung

Christa Wichterich

Die Geschichte von Frauenbewegungen in den
vergangenen 100 Jahren seit dem ersten inter-
nationalen Frauentag hat einen großen Bogen
beschrieben von Massenbewegungen an der
Basis über Projektbewegungen und den lan-
gen Marsch durch die Institutionen und Wis-
senschaften bis zu den aktuellen Latenzpha-
sen. Als Aktivismus haben Frauenbewegungen
weltweit eine „Atempause“ (Gerhard 1999) ein-
gelegt und werden ebenso unermüdlich wie
genussvoll totgesagt. Doch versprengte Arti-
kulationen von Forderungen und Protesten in
der Gegenwart zeigen zum einen die Aktuali-
tät „alter“ frauenpolitischer Themen, zum an-
deren ein neues Aufblitzen von Frauenbewegt-
heit und rebellischem Bewusstsein, zum drit-
ten die Ausweitung identitäts- und geschlechts-
bezogenen Aktivismus auf neue AkteurInnen:
Frauenrechtlerinnen in Indien rütteln an den
Gittern vor dem Parlament und rufen nach
einer Frauenquote, migrantische Hausangestell-
te in Hongkong kämpfen für Anerkennung
und gegen Prekarisierung, Slutwalk-Demos von
Melbourne bis Berlin fordern das Recht auf
Selbstbestimmung und Schutz vor sexistischer
Gewalt, in Taiwan feiern Lesben öffentlich eine
(nicht legale) Massen-Hochzeit.

Zwar wird das 20. Jahrhundert im Rück-
blick als Jahrhundert des Feminismus gefeiert,
und Frauenbewegungen mit ihren „langen
Wellen“ als Agentinnen sozialen Wandels und
Katalysatorinnen von Modernisierung, von
Enttraditionalisierung und Demokratisierung.
Die Veränderungen von Geschlechterverhält-
nissen mit einem Zugewinn an Frauenemanzi-
pation, Frauenrechten und Geschlechtergleich-
heit in der Phase der neoliberalen Globalisie-
rung schreiben Frauenbewegungen sich zu
Recht als Erfolg auf ihre Fahnen. Gleichwohl
zeigen nicht nur die oben erwähnten frauen-

und genderbewegten Proteste die Kontinuität
von Gewalt, Diskriminierung und Ausgrenzung
und die Tatsache, dass trotz der erzielten Er-
folge eine Transformation der patriarchalen
gesellschaftlichen Verhältnisse nicht stattgefun-
den hat. Frauenbewegungen spielen bei der
derzeitigen Umgestaltung von Politiken keine
relevante Rolle mehr: auf internationaler Ebe-
ne nicht und auf nationalstaatlicher Ebene nur
sehr selten. Ob dies beim arabischen Frühling
anders sein wird, muss sich noch zeigen.

Wie war es möglich, dass Frauenbewegun-
gen als soziale Bewegungen so erfolgreich
waren und gleichzeitig als revolutionäre Bewe-
gungen gescheitert sind, wie Christina Thür-
mer-Rohr sagt (2009). Versteht man Frauenbe-
wegungen als erfolgreiche Befreiungsbewegun-
gen, stellt sich die Frage, wen oder welche
Frauen sie wovon befreit haben. Was ist aus
dem Spagat zwischen individueller und kollek-
tiver Befreiung unter den Bedingungen der
neoliberalen Globalisierung geworden?

1 | Gleichheitstrouble

Am Anfang von Befreiungsbewegungen stan-
den das Unrecht und ein kollektives Unrechts-
bewusstsein. Freiheit von Unterordnung und
Gewalt sowie die Idee der Gleichheit stellen
deshalb für Befreiungsbewegungen von Unter-
drückten, Kolonisierten oder von sozialen Min-
derheiten ein emanzipatorisches Doppelziel dar.
Das Gleichheitsideal bot Frauenbewegungen
einen gemeinsamen Deutungsrahmen für erlit-
tenes Unrecht, Ungleichheit und Exklusion und
ein gemeinsames Handlungsmotiv.

In den 1.deutschen Frauenbewegungen do-
minierten Forderungen nach Gleichberechti-
gung – Wahlrecht, Bildung, Erwerbsarbeit –
die Frauenkämpfe für gleiche Chancen, glei-

Themenschwerpunkt
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che Rechte und reale Gleichstellung. Zentral
war dabei der Rechtsansatz, dessen emanzipa-
torisches Potential in der Überwindung von
Ausschluss liegt. Die Substanz war das „Recht,
Rechte zu haben“, wie Hannah Arendt sagt,
nämlich als vollwertige, eigenständige und
gleichwertige Subjekte in bürgerlichen Gesell-
schaften anerkannt und geschützt zu werden.
Anerkennung als politische Subjekte, als ent-
wicklungsfähige Persönlichkeiten, als eigenstän-
dige Bürgerinnen und als vollwertige Arbeite-
rinnen muss mit der Umverteilung von Res-
sourcen, Rechten und Macht auf dem Weg zu
Gleichheit und Freiheit Hand in Hand gehen.
Anerkennung und Umverteilung lassen sich in
schrittweise strategische Nahziele und Ziele
mittlerer Reichweite mit Bezug auf das Fern-
ziel Gleichheit ausbuchstabieren.

Welche Gleichheit aber ist gemeint? Gleich-
stellung mit den Männern derselben sozialen
Klasse oder Gruppe? Gleichheit aller Frauen
in einem Land oder als globales soziales Recht
im Weltbürgertum?

Clara Zetkin forderte schon damals „Frau-
enrechte als Menschenrechte“, das heißt für
alle Frauen weltweit und gleich. Denn wo
immer nur eine soziale Gruppe Gleichheit für
sich fordert und andere Ungleichheiten in den
intersektionalen Systemen von Herrschaft aus-
blendet – wie soziale Klasse und sexuelle Prä-
ferenzen, Herkunft und Ethnie, Religion oder
Alter –, besteht die Gefahr, dass die Befreiung
einiger ohne die Befreiung aller stattfindet oder
auf Kosten anderer. Dieses Dilemma zieht sich
wie ein roter Faden durch Frauenbewegungen.

Der größte Erfolg der 1. Frauenbewegun-
gen und des punktuellen klassenübergreifen-
den Bündnisses zwischen dem proletarischen
und dem bürgerlichen Lager war das allgemei-
ne Wahlrecht für Frauen – zu diesem Zeitpunkt
die wichtigste Richtungsforderung und ein
historischer Durchbruch für Gleichberechti-
gung. Trotzdem: Das liberale Gleichheitsziel
sagt noch nichts über den systemischen Bezug
auf die gesellschaftlichen Verhältnisse aus.
Anerkennung und Umverteilung kann es auch
innerhalb des Systems geben. Die Gleichstel-

lungsforderung ist in der Geschichte von Frau-
enbewegungen zu einem demokratischen Ver-
satzstück in allen Realpolitiken geworden, teils
verschränkt mit dem Anspruch der Systemver-
änderung, häufig aber mit affirmativem Bezug
auf das Gesellschaftssystem.

2 | Individuelle Emanzipation und
strukturelle Transformation

Während das zentrale Narrativ der 1. Frauen-
bewegungen im Westen die Gleichheit war,
trat in den 2. Frauenbewegungen die Forde-
rung nach Selbstbestimmung als Freiheitsme-
tapher in den Vordergrund. In Deutschland
waren offene Auseinandersetzungen mit Män-
nern und Männlichkeiten seit dem berühmten
Tomatenwurf auf die SDS-Genossen 1967 kein
Tabu mehr. Der gesellschaftliche Boden für
ein rebellisches Frauenbewusstsein und eman-
zipatorische Forderungen war historisch durch
die StudentInnenbewegung und ein anti-auto-
ritäres Aufbegehren außerparlamentarischer,
zivilgesellschaftlicher Kräfte gegen die Verkrus-
tungen und Repressionen der bürgerlichen
Demokratien bereitet. Vor diesem Hintergrund
waren genau zu diesem Zeitpunkt die damals
radikal neuen, patriarchatskritischen Themen
wie Sexualität und sexistische Gewalt oder
Hausarbeit und geschlechtshierarchische Ar-
beitsteilung in hohem Maße mobilisierungs-
tauglich und bündnisfähig (Lenz 2008).

Bei ihrem Aufbruch verknüpften Frauenbe-
wegte individuelle Betroffenheit mit System-
kritik (Thürmer-Rohr 2008). Ausgehend von
körperpolitischen Themen und Subjektivitäten
schufen die neuen Frauenbewegungen mit dem
Diktum „das Private ist politisch“ das Jahrhun-
dertprojekt der Politisierung des Privaten. Da-
mit konstituierten die Frauen sich als „Expert-
innen des Alltags“ und kollektives herrschafts-
kritisches Subjekt und eigneten sich Definiti-
onsmacht und rechtliche Ansprüche an.

Mit der Politisierungsstrategie überwanden
die neuen Frauenbewegungen nicht nur die Ab-
spaltung des Privaten aus dem Öffentlichen,
sondern auch die künstliche Trennung zwi-
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schen dem sozialen und kulturellen, wirtschaft-
lichen und politischen Bereich. Sie dekonstru-
ierten Geschlechterverhältnisse als systemische
Herrschafts- und Ordnungsstruktur: Das Patri-
archale bzw. die hegemoniale Männlichkeit ist
tief eingeschrieben in das Alltagsbewusstsein,
in die Tiefenstruktur und die Körper, in die
gesellschaftlichen Institutionen und alle Politi-
ken.

Die Artikulationen der Frauenrebellion in
alltäglicher Subversion, in zivilem Ungehorsam
und der Aneignungsgeste des „mein Bauch
gehört mir“ stellte einen Angriff auf die patri-
archale Ordnung als Herrschafts- und Ungleich-
heitssystem dar. Sie verunsicherten und delegi-
timierten patriarchale Eigentums- und Gewalt-
verhältnisse oder – um es gramscianisch zu
formulieren – das hegemoniale Patriarchat.
Gerade die multilokalen Ansatzpunkte der Frau-
enbewegung – vom individuellen „Geschlech-
terkampf“ am häuslichen Tisch und Bett bis
zu den öffentlichen Forderungen nach Rechts-
reform und Gleichstellung an den patriarcha-
len Staat, von den Selbsterfahrungsgruppen bis

zur Titelseite des Stern mit der „Ich habe ab-
getrieben“-Schlagzeile, – erschütterten gesell-
schaftliche Alltagsverhältnisse und Geschlech-
terbeziehungen in Mark und Bein, Kopf und
Herz. In der Forderung nach Selbstbestim-
mung, sprich: Befreiung von Unterdrückung
und Bevormundung, verschränkten sich ein
Feminismus individueller Betroffenheit und die
feministische Gesellschafts- und Patriarchatskri-
tik. Die Selbstbestimmungsforderung war zu
diesem Zeitpunkt die zentrale Richtungsfor-
derung, die auf der Zielebene die Emanzipati-
on des Subjekts mit dem Ziel der Transforma-
tion der Strukturen verknüpfte. In der spiele-
risch subversiv klingenden Formel, die „Ver-
hältnisse zum Tanzen zu bringen“ (im engli-
schen hieß es: „rock the boat“), drückt sich
der transformatorische Anspruch aus, der –
anders als der sozialistisch revolutionäre An-
spruch – nicht nur die materielle Ordnung,
sondern gleichrangig auch die symbolische
Ordnung destabilisieren wollte.

Der entscheidende Unterschied zu den „al-
ten“ Frauenbewegungen bestand darin, dass sich

Christa Wichterich
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hier autonom – nämlich unabhängig von Par-
teien, von Klassenpositionen und politischen
Ideologien – ein politisches Handlungssubjekt
mit einer neuen kollektiven Identität formier-
te, über soziale, politische und andere Identi-
täten und Zugehörigkeiten hinweg und quer
dazu. Wie andere neue soziale Bewegungen
lassen diese politischen Subjekte sich nicht mehr
binären politischen Schemata wie links – rechts,
konservativ – progressiv zuordnen. Zugespitzt
sollte das Prinzip der Autonomie im Denken
und Handeln eine Anpassung an die männli-
chen Normen in der Gesellschaft verhindern.

Mit dem Aufbau eigener feministischer
Medien bis zu Massendemonstrationen für ein
Recht auf Abtreibung und großen internatio-
nalen Treffen erzeugten die Bewegungen dann
gezielt eigene Foren des Austauschs und der
Selbstverständigung und schufen eine politi-
sche Gegenkultur zu den etablierten Frauen-
verbänden und bürokratischen Organisations-
formen wie den Gewerkschaften. Die autono-
men Ansätze und neuen Themen, verknüpft
mit der Kritik des patriarchalen und kapitalis-
tischen Systems, prägten diese Phase der 2.
Frauenbewegungen von den Bauchbewegungen
zu Protestbewegungen der Straße (Lenz 2008).

3 | Das verflixte Wir

Frauenbewegungen waren und sind ein Sam-
melbecken, keine homogenen Organisationen,
sondern ein Ensemble pluraler Formen, Pro-
zesse und heterogener Akteurinnen. Es sind
soziale Handlungszusammenhänge, die sich auf
unterschiedlichen politischen Ebenen ständig
neu formieren, weil Frauen nach Gemeinsam-
keiten suchen, sich streiten, Solidarität erklä-
ren, strategische Allianzen bilden, sich vernet-
zen, gemeinsam kämpfen und verhandeln und
dann wieder verschiedene Wege gehen. Zu
keinem Zeitpunkt war es ein Leichtes, in Frau-
enbewegungen über unterschiedliche Interes-
sen und Identitäten hinweg eine strategische,
das heißt kampfbezogene kollektive Identität
zu bilden. Die Spannung zwischen Einheit und
Pluralität auszubalancieren ist Vorbedingung,

um als Bewegungssubjekt handlungsfähig zu
werden.

Sowohl in den 1. als auch in den 2. Frauen-
bewegungen schien die individuelle Emanzipa-
tion der Einzelnen nicht abtrennbar von, son-
dern verschränkt mit der kollektiven Emanzi-
pation von Frauen als sozialer Gruppe bzw.
von der Emanzipation des Geschlechts, das als
das „andere“ nicht-normerfüllend oder minder-
wertig sozio-kulturell konstruiert ist. Anderer-
seits reicht die Geschlechtszugehörigkeit allein
nicht als Konstituens einer kollektiven Kampf-
identität aus. Exemplarisch brachte dies Do-
mitila Barrios, Ehefrau eines bolivianischen
Minenarbeiters, zum Ausdruck, als sie 1975
bei der 1. Weltfrauenkonferenz der Vereinten
Nationen auf eine Dame aus der mexikanischen
Elite traf: „Sagen Sie mir bitte, Senora, hat
Ihre Lage Ähnlichkeit mit der meinen? Über
welche Gleichheit werden wir reden? Scheint
es Ihnen nicht so, dass wir im Augenblick,
auch als Frauen, nicht gleich sein können?“
Schon immer war die Geschlechtsidentität ein-
gebunden in multiple Identitäten. Sie ist in
intersektionalen Herrschaftsstrukturen geprägt
oder überlagert durch andere Zugehörigkeiten
wie soziale Klasse, Ethnie, Herkunft, Religion
oder Alter.

Anfänglich machten es sich westliche wei-
ße Feministinnen leicht mit der Konstruktion
des „Wir“ als geschlechtsbasierte Identität und
als kollektives Handlungssubjekt gegen das als
Feindbild identifizierte Patriarchat. Das „Wir“
hat immer das Potential von Macht und Mas-
se, von Gegenmacht. Mit diesem Motiv verab-
solutierten westliche Feministinnen nicht nur
Geschlechterverhältnisse als gesellschaftliches
Paradigma von Herrschaft, Gewalt und Unter-
drückung. Sie dehnten auch die gerade erst
angeeignete Definitions- und Repräsentations-
macht naiv auf das weibliche Geschlecht
schlechthin aus. Dabei ignorierten oder ver-
nachlässigten die meisten Feministinnen die
Intersektionalität realer Macht- und Unterdrü-
ckungsverhältnisse. Diese essentialistische Fehl-
leistung wurde durch plurale Realitäten schnell
aufgebrochen: Mütter, Lesben, Schwarze, Mi-
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grantinnen, Jüdinnen, Musliminnen etc. mel-
deten sich zu Wort, widersetzten sich der Re-
präsentation durch andere, kündigten Bünd-
nisse auf und wollten für sich selbst sprechen.

Die Identifikation gemeinsamer Nenner
wurde noch einmal schwieriger, als sich inter-
nationale Frauennetzwerke und -bewegungen
zum einen mit Bezug auf die Vereinten Natio-
nen, zum anderen im Windschatten der Glo-
balisierung organisierten. Westliche Feministin-
nen unterstellten mit dem Slogan „globaler
Schwesternschaft“ in den 1980er Jahren eine
„gemeinsame Weltsicht“ von Frauen als Folge
einer „gemeinsamen Ausgangslage“ (Morgan
1984). Oder aber sie konstruierten die Frauen
der „Dritten Welt“ essentialistisch als subalter-
ne Subjekte, als unemanzipierte „Andere“, als
ewige Opfer eines noch gewaltförmigeren und
unterdrückerischen Patriarchats. Feministinnen
aus dem globalen Süden wandten sich mit post-
kolonialer Geste gegen jedwede feministische
Bevormundung und Führungsansprüche aus
dem Norden. Die gefeierte post-koloniale The-
oretikerin Gayatri Spivak verweigerte sich der
globalen Verschwisterung: „I am not a sister.“
(Spivak 1996) Sie warf westlichen „hegemoni-
alen“ Feministinnen vor, sich zu Agentinnen
eines „imperialen Projekts“ zu machen, das die
Stimmen der Subalternen verstummen lasse
(Spivak 1988). Die neue Funktionärinnen-Eli-
te bei den Vereinten Nationen schimpfte sie
„feministische Apparatschiks, die die Organi-
sation von Konferenzen mit Aktivismus
schlechthin verwechseln“.

Spivak blieb auch skeptisch gegenüber dem
„strategischen Essentialismus“, mit dem Frau-
enorganisationen bei den Vereinten Nationen
als politisches Kollektivsubjekt auftraten. Als
sich verschiedenste Netzwerke und Frauenbe-
wegungen nach dem Ende der bipolaren Welt-
ordnung zu einer transnationalen Mobilisierung
und Organisierung entschlossen, um sich in
den Aufbau von Global Governance Regimen
bei den UN einzumischen, konstruierten sie
eine „Wir-Frauen-Identität“ als eine zielgerich-
tete strategische Verschwisterung. Die Strate-
gie des „Wir“-Kollektivs entwickelten Feminis-

tinnen gezielt, um politisch artikulationsfähig
und eingriffsmächtig in männlich dominierten
Feldern internationaler Verhandlungspolitik
auftreten zu können, sozusagen als Lobbyist-
innen des weiblichen Geschlechts, als Global
Women’s Lobby, wie sie später genannt wur-
den.

Nach Jahrzehnten des von den Medien gern
aufgeblähten Schwesternstreits zwischen Nord-
und Süd-Frauen und unterschiedlichen Priori-
tätensetzungen demonstrierte die strategische
Verschwisterung zu Beginn der 1990er Jahre
nach außen Einheit, Homogenität und Ge-
schlossenheit trotz aller internen Differenzen
und Diversität. Die beiden Säulen, auf denen
die Verschwisterung ruhte, waren gemeinsame
Sorgen und gemeinsame Strategien, nämlich
die Forderung nach Partizipation und Entschei-
dungsmacht – nicht aber eine homogene weib-
liche Geschlechtsidentität.

Dies zeigte sich am deutlichsten bei der
Women’s Action Agenda 21, einem eigenen
Positionspapier dieser sich selbst organisieren-
den Frauenbewegung im Vorfeld der Umwelt-
und Entwicklungskonferenz in Rio de Janeiro.
„Wir Frauen, aus vielen Ländern, Kulturen und
Glaubensrichtungen, aus verschiedenen Ethni-
en und Klassen, sind hier zusammengekommen,
um unsere Sorge um das Befinden unseres le-
bendigen Planeten zu artikulieren... Wir for-
dern unser Recht, als die Hälfte der Weltbe-
völkerung, unsere Perspektiven, Werte, Fähig-
keiten und Erfahrungen in die Politik gleich-
berechtigt mit Männern einzubringen...“
(WEDO 1992)

Um eine gemeinsame Klammer für diese
strategische Verschwisterung zu haben, dock-
ten diese neuen internationalen Frauenbewe-
gungen an das Menschenrechtsparadigma der
UN an und brachten mit der Doppelparole
von „Menschenrechte sind Frauenrechte!“ und
„Frauenrechte sind Menschenrechte!“ ihre ei-
gene Rechtsdefinition ein. Die besagt, dass
Frauen einerseits alle Menschenrechte ungeteilt
zustehen, sie andererseits aber auch geschlechts-
spezifische Rechte wie Schutz vor Gewalt als
Menschenrechte benötigen. Für die pluralen
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Frauenbewegungen bedeutete das Frauen-/
Menschenrechtsparadigma einen gemeinsamen
Referenzrahmen und ein normatives Verbund-
system, das sowohl Themen als auch verschie-
dene politische Handlungsebenen vom Loka-
len zum Globalen verknüpft. Auf internatio-
naler Ebene war die Forderung nach globalen
Frauen-/Menschenrechten eine optimale Rich-
tungsforderung, als die Aushandlung von Glo-
bal Governance Regimen anstand.

Wie bei den neuen Frauenbewegungen im
Westen erwies sich das Thema Gewalt gegen
Frauen auch bei der Entstehung internationa-
ler Frauennetzwerke als stärkstes Konstituens
eines „Wir“ auf der Grundlage des weiblichen
Geschlechts und als kulturübergreifendes Soli-
darisierungsvehikel – trotz der unterschiedli-
chen Gewalterfahrungen von Frauen in den
verschiedenen politischen, sozialen und kultu-
rellen Kontexten. Es wurde zur Antriebsfeder
für den Aufbau transnationaler Anti-Gewalt-
Bewegungen, für Kampagnen und Netzwerke,
die ausgehend von der kollektiven Geschlechts-
identität verschiedenste Gewaltformen – von
Vergewaltigung im Krieg wie in der Ehe bis zu
kulturell relativierter Gewalt wie Genitalver-
stümmelung oder Ehrenmorde – skandalisier-
ten und als Politikum auf die internationale
Agenda setzten (Keck/Sikkink 1998:165-199).
Schutz vor Gewalt und die Achtung der kör-
perlichen Integrität und Würde von Frauen als
universelle Norm bildeten eine zentrale Achse
von Frauenrechtskämpfen weltweit. Es gelang
der Kampagnen-, Lobby- und Advocacy-Arbeit,
die Normsetzung der Vereinten Nationen und
die Rechtsgebung nationaler Regierungen zu
beeinflussen, sodass Gewalt gegen Frauen als
Menschenrechtsverletzung zunehmend aner-
kannt und geahndet wird.

Gegenläufig zu diesen neuen „Wir-Identitä-
ten“ auf transnationaler Ebene zersplitterten
viele Frauenbewegungen in eine Pluralität ver-
schiedenster identitärer Bewegungen mit dem
Anspruch der Selbstrepräsentation und der
Anerkennung von Unterschieden, auch zwi-
schen den Generationen. Die Runderneuerung
des feministischen Denkens durch den von

Judith Butler eingeführte Queer-Ansatz zielte
auf eine radikale Dekonstruktion jeglicher Wir-
Identität von Frauen und auf eine Überwin-
dung von Zwangsheterosexualität und Zwei-
geschlechtlichkeit. Queer will Realitäten ent-
gendern, statt sie durch zweigeschlechtlich
orientierte Politiken immer neu zu reproduzie-
ren. Damit entzieht der Queer-Ansatz den al-
ten Frauenbewegungen den kollektiven Boden
unter den Füßen.

Gleichzeitig ist der Queer-Ansatz Anknüp-
fungspunkt für Kämpfe von Lesben, Schwu-
len, Bisexuellen, Transgender und Intersex
(LGBTI-Bewegungen), die sich inzwischen in
allen Kulturen und Religionen gegen Hetero-
normativität und für Rechtsgleichheit einset-
zen. Sie greifen verschiedene feministische
Leitprinzipen auf: die Politisierung des Priva-
ten, die Vielfalt von Subjektivitäten, den Fo-
kus auf Körperpolitik und Sexualität, Wider-
spruch und Widerstand gegen hegemoniale
Normen und die Absage an das Stellvertretungs-
prinzip. Wie Migrantinnen und Indigene kün-
digen sie das „Wir“ der Frauen auf, wollen sie
für sich selbst sprechen und nicht mehr „mit-
gemeint“ sein.

Nancy Fraser sieht angesichts dieser Trans-
formation von Frauenbewegungen eine Auf-
spaltung des alten Doppelziels von Frauenbe-
wegungen: Anerkennung und Umverteilung.
Bei Umverteilungspolitik sind soziale und Klas-
senunterschiede der Dreh- und Angelpunkt, bei
Anerkennungspolitik sind es die verschiedenen
Identitäten, die fokussiert werden. Fraser sieht
einen Gegensatz zwischen einer liberalen An-
erkennungs- und Gleichheitspolitik, der über
(berechtigte) Gleichheitsforderungen die Sys-
temkritik verloren geht, und Umverteilungs-
forderungen, die auf Systemveränderung als
Fernziel orientieren (Fraser 2001).

4 | Der Spagat zwischen drinnen und
draußen

Die neuen Frauenbewegungen des Westens
waren von autonomen Positionen außerhalb der
etablierten politischen Institutionen aufgebro-
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chen, um die Verhältnisse zum Tanzen zu brin-
gen. Die neuen internationalen Frauenbewe-
gungen, die in den 1990er Jahren aufbrachen,
um Einfluss auf internationale Politikregime
zu nehmen, erhoben zu Beginn mit der Parole
„No bigger piece of the poisened cake“ und
mit der Women’s Action Agenda 21 den An-
spruch auf Systemtransformation und auf eine
ethische Grunderneuerung von Geschlechter-,
Wirtschafts- und Naturverhältnissen.

Im Prozess der Verstetigung hatten sich die
Bewegungen der Straße in Projekte- und NGO-
Bewegungen, meist immer noch mit dem Au-
tonomieanspruch, verwandelt, aber zunehmend
finanziert durch Mittel von außen, vor allem
mit staatlichen Geldern (Wichterich 2001).
Gleichzeitig sollte ein langer Marsch durch die
Institutionen Partizipation und Professionali-
sierung und eine Gendertechnologie wie das
Gender Mainstreaming Rechts- und Gleichheits-
ansprüche schrittweise durchsetzen. Realpoli-
tik erschien als Mittel auf dem langen Weg
zur Systemveränderung. „Transformation durch
Partizipation“ gab DAWN, das diskursführen-
de Netzwerk von Südfrauen, als Parole aus –
mit Erfolg. Die Institutionalisierung von Frau-
en- und Genderpolitik z.B. im bundesdeutschen
flächendeckenden Netz von Gleichstellungsbe-
auftragten und in der Verankerung des Gen-
der Mainstreaming im Amsterdamer Vertrag
der EU wären ohne den Druck der Bewegun-
gen von unten nicht denkbar gewesen.

Doch der Erfolg hat eine bittere Seite. Für
Feministinnen bedeutet der Bezug auf den Staat
als norm- und rechtssetzende Instanz und Inte-
ressenausgleicher ein Dilemma, denn sie hat-
ten den Staat stets als formal und inhaltlich
zutiefst patriarchale Veranstaltung kritisiert
(Sauer 1999). Trotzdem nahmen sie nun den
Staat als Anwalt von Frauenrechten und Be-
schützer ihrer Integrität in die Pflicht, um ih-
rem Fernziel der Emanzipation und Transfor-
mation gesellschaftlicher Verhältnisse näher zu
kommen. Im Gegenzug wurden sie in den staat-
lichen Institutionen vereinnahmt, um Nahzie-
le systemkonformer Gleichstellung zu erreichen.
Die erfolgreiche Institutionalisierung von Frau-

enpolitik und die Integration von Frauenbe-
wegten haben ihren Preis in Anpassungsleis-
tungen der „outsiders within“, von Feministin-
nen in Institutionen (Holland-Cunz 2003).

Partizipation erfordert Akzeptanz instituti-
oneller Spielregeln, Realpolitik schleift das
Widerständige ab, Systemkritik wird durch
Teilhabe weichgespült. Die visionären und
emanzipatorischen Anteile von Frauenpolitik
werden von systemimmanenten liberalen
Gleichstellungsforderungen verdrängt und ver-
kümmern zu Verfahrenstechniken – entradika-
lisiert und entpolitisiert. Trotz Warnungen
gegenüber dem affirmativen Charakter des
Gender Mainstreaming wie „We don‘t want
to be mainstreamed into a polluted stream!“
(Bella Abzug) wurde es zu einem Instrument,
um Gleichheitsansätze und eine Geschlechter-
perspektive einzubringen, nicht aber um die
Agenda geschlechtergerecht neu auszuhandeln
(Charkiewicz 2004).

Der Gegensatz von liberaler Gleichheitspo-
litik und Systemkritik spitzt sich dabei immer
wieder als Konflikt zwischen affirmativer und
transformativer Zielgerichtetheit zu. In der
Bundesrepublik geschah dies paradigmatisch in
der Auseinandersetzung über Frauen in der
Bundeswehr. Was hat Vorrang: Gleichstellung
oder das feministische Prinzip des Anti-Milita-
rismus? Gleichheit setzte sich damals als mehr-
heitsfähigeres Ziel durch.

Für Lateinamerika stellte Sonia Alvarez
(2000) fest, dass sich die hybride Identität von
Frauenbewegungs-NGOs, nämlich die Kombi-
nation von Emphase und Professionalität, zu-
nehmend auflöste und der professionelle An-
teil der Arbeit in den Vordergrund trat, als
Feministinnen als Politikberaterinnen oder
Ausführungsorgane politischer Maßnahmen
tätig wurden. Die Fachkompetenz verdrängte
die Empörung sozialer Bewegungen.

Auf internationaler Ebene waren die Stra-
tegien politischer Einflussnahme durch trans-
nationale Frauenbewegungen insgesamt primär
von Anerkennungspolitik und Systemaffirma-
tion dominiert, um Nancy Frasers Kategorien
anzuwenden. Die Global Women’s Lobby er-
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stritt Anerkennung für Frauen als politische
und Rechtssubjekte sowie eine Geschlechter-
perspektive in verschiedenen Politikfeldern. Der
deutliche Gewinn an politischer Transparenz
und Partizipation, den sie erhandelte, verdeckt,
dass sie keine substantielle Entscheidungs- und
Gestaltungsmacht gewann. Durch den Anpas-
sungsdruck wurden die anfänglich artikulier-
ten transformatorischen und umverteilungsori-
entierten Ansprüche der globalen Frauenbewe-
gungen zurückgedrängt von liberalen integra-
tions- und partizipationsorientierten Ansätzen
(Naples 2002: 278). Ebenso erwies es sich als
leichter, Anerkennung für bürgerlich-politische
Frauenrechte zu erzielen als für ökonomische
oder auch sexuelle Rechte. Die neoliberale
Globalisierung in ihrer Komplexität und Tota-
lität rückte das Ziel der Systemtransformation
in eine immer weitere und vagere Ferne. 2005,
zehn Jahre nach der Serie großer UN-Konfe-
renzen, resümierten die Vertreterinnen von frü-
heren Frauenbewegungen: „We are no more
agents of change“.

Der Wechsel von Gender-Expertinnen in die
Politikberatung oder direkt in politische Insti-
tutionen schuf in den Bewegungen und den
Netzwerken Hierarchien, z.B. zwischen haupt-
amtlichen Profis und ehrenamtlichen feminis-
tischen Aktivistinnen, zwischen den lokal Ver-
wurzelten und den globalisierten Jet-Setter-
innen, aber auch zwischen verschiedenen Wis-
sensformen. Hieß es zu Beginn der neuen nati-
onalen und internationalen Frauenbewegungen
stets, dass „jede Frau Expertin des Lebens“
wäre, so fand jetzt erneut eine Aufwertung
von Fachwissen und professioneller Expertise
gegenüber Erfahrungswissen und Alltagsexper-
tise statt. Dabei wuchsen die Gefahr der Ab-
koppelung der Profis von der Basis und das
Risiko eines Rückkopplungs- und Demokratie-
defizits zwischen den unterschiedlichen politi-
schen Handlungsebenen und Praktiken in den
Bewegungen (Naples/Desai 2002: 31, 276;
Harcourt 2006).

Immer wieder versuchten Frauenbewegun-
gen, durch eine Drinnen-Draußen-Strategie,
nämlich eine Doppelstrategie von konfrontati-

vem Aktivismus auf der Straße und verhand-
lungsbezogenen Taktiken in den politischen
Institutionen, Brücken zwischen Protest und
Partizipation zu schlagen und aktiv Solidarität
herzustellen (Naples/Desai 2002). Die Akteur-
innen auf den verschiedenen Ebenen sind
ebenso aufeinander angewiesen wie die Wis-
senssysteme voneinander abhängig sind. So
protestierten bei den WTO-Ministerkonferen-
zen in Cancun und Hongkong außerhalb des
Konferenzortes widerstands- und kampagnen-
basierte soziale Bewegungen, in Hongkong
unter anderem Via Campesina mit Kleinbäue-
rinnen und Landarbeiterinnen sowie Migran-
tinnenorganisationen. Drinnen versuchten über-
wiegend wissensbasierte NGOs, einen Dialog
mit den VerhandlerInnen bei der WTO aufzu-
nehmen. Hauptziel war der Aufbau von Ge-
genmacht statt von Mitmacht, das Öffentlich-
Machen von Gegenexpertise zur neoliberalen
Politik statt die Produktion von anschlussfähi-
gem Wissen.

5 | Emanzipation und neoliberale
Globalisierung

Die globalen Märkte und die neoliberale Poli-
tik integrierten in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten immer mehr Frauen mit dem Verspre-
chen auf Gleichstellung. Dabei zeigen Erfah-
rungen vom südafrikanischen Parlament bis zu
US-amerikanischen Unternehmen, dass da, wo
Frauen an neoliberaler, kapitalistischer und
patriarchaler Macht partizipieren, die Teilha-
be allein keineswegs Anstöße zu einer Trans-
formation garantiert, wie z.B. die Forderung
nach einer „kritischen Masse“ – ein Drittel in
politischen Institutionen – unterstellt hatte
(Wichterich 2009).

Individualisierung und Eigenverantwortung,
Leistung und Konkurrenz auf den Märkten
bieten starke Anknüpfungspunkte für indivi-
duelle Emanzipation und Karrieren von Frau-
en. Bizarrerweise treffen sich die Zielachsen
vieler Frauenrechtskämpfe, die auf Leitbilder
von Selbstbestimmung, Eigenständigkeit, indi-
vidueller Freiheit, Autonomie orientieren und
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ihre Forderungen – von eigenständiger Exis-
tenzsicherung bis zur Befreiung von patriar-
chaler Kontrolle – mit der Logik der globali-
sierten Märkte: Der unregulierte Markt ist der
Raum für individuelle Entfaltung und freie
Wahl, wo jede/r Verantwortung für sich selbst
übernimmt. Individuelle Emanzipation erscheint
hier – gegenläufig zum Ausgangspunkt frühe-
rer Frauenbewegungen – unabhängig von der
Emanzipation des Geschlechts. Historisch ist
die Marktintegration von Frauen eine Über-
windung von Exklusion und ein gleichstellungs-
politischer Fortschritt, auch wenn sie auf den
Märkten unter geschlechtsspezifischen und
ungleichen Bedingungen stattfindet. Gleichzei-
tig aber bedeutet sie, dass das politische Eman-
zipationsprojekt der Frauenbewegungen in das
„eindimensionale Denken“ (Bourdieu) des neo-
liberalen Projekts eingepasst und dort umge-
deutet wird: Der freie Markt erscheint als Ort
optimaler Ressourcenallokation wie auch als
optimaler Ort für Frauenrechte und Gleich-
stellung (Fraser 2009).

Genau dies nutzten in jüngster Vergangen-
heit Karrierefeministinnen, junge hochqualifi-
zierte Frauen wie die deutschen Alpha-Mäd-
chen und die F-Klasse, um partikulare Gleich-
stellungsinteressen als kleine, artikulationsmäch-
tige soziale Gruppe durchzusetzen – und zwar
in Abgrenzung gegen frühere Frauenbewegun-
gen und ohne einen Blick auf das große Gan-
ze der Ökonomie und die wirtschaftlichen Nöte
anderer Frauen. Die Forderung nach einer Frau-
enquote in Spitzenpositionen der Wirtschaft
ist – wenn sie alleine steht – ein Beispiel dafür,
wie kongruent berechtigte Gleichstellungs- und
Karriereambitionen mit den Grundprinzipien
des wirtschaftlichen und politischen Neolibe-
ralismus sind.

Genau zu dem Zeitpunkt, wo die post-for-
distischen Erfordernisse der neoliberalen Märkte
das männliche Ernährermodell flexibilisieren,
taucht der Queer-Ansatz mit seiner Forderung
einer Flexibilisierung von Geschlechternormen
auf (Brodie 2004; Nowak 2004). Tove Soi-
land wirft den Gender Studies und dem cultu-
ral turn in den Sozialwissenschaften deshalb

vor, mit dem stieren Blick auf Identitäten ka-
pitalistische Ausbeutung zu ignorieren und den
„Feminismus entwaffnet“ zu haben (Soiland
2009).

Veronica Schild hat am Beispiel Chiles ana-
lysiert, wie institutioneller und politischer
Druck Feministinnen aus den Projektebewegun-
gen direkt in einen neoliberalen Konsens be-
fördern. Die Forderungen von Frauenorganisa-
tionen nach individuellem Empowerment spiel-
ten der wirtschaftsliberalen Politik der Regie-
rung, ihrem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit
durch flexibilisierte Frauenarbeit und eigenver-
antwortliche, autonome Bürgerschaftlichkeit in
die Hände (Schild 2003). Diese Konvergenz
feministischer und neoliberaler Ziele mündet
in Anpassung und Selbstregulierung. Das be-
deutet, dass die gleichstellungsorientierten
Gender-Expertinnen Teil der gesellschaftlichen
Hegemonie werden und, wie Gramsci sagt, als
„erweiterter Staat“ agieren, indem sie Regie-
rungen helfen, Gleichstellung in ihre neolibe-
ralen Politiken zu integrieren.

Die Institutionalisierung von Frauenpoli-
tik und die Partizipationsmechanismen erwe-
cken den Eindruck, dass Frauenbewegungen
an ihrem Ziel, nämlich in der Mitte der Poli-
tik, angekommen sind. Wo der Staat, den Fe-
ministinnen immer patriarchal geschimpft
hatten, sich nun frauenpolitischer Anliegen
annimmt und sich mit neuen Gesetzen und
einzelnen Gleichstellungsmaßnahmen sogar
„staatsfeministisch“ gebärdet, erscheinen
emanzipations- und transformationsgerichte-
te soziale Auseinandersetzungen nicht mehr
notwendig. Je mehr Frauenforderungen in das
Standardprogramm politischer Rhetorik auf-
genommen sind – auch wenn dies erstens se-
lektiv geschieht und zweitens nicht zwangs-
läufig etwas mit Umsetzung zu tun hat –,
desto überflüssiger scheint es, dass sie von
zivilgesellschaftlichen Kräften artikuliert wer-
den. Frigga Haug nennt die punktuelle Auf-
nahme emanzipatorischer Forderungen durch
die Politik im Anschluss an Gramsci eine „pas-
sive Revolution“, die feministische Kritik ent-
schärft (Haug 2006:93f).
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Die vielen Erfolge von Frauenbewegungen
auf unterschiedlichen Ebenen haben die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen für ein breites
Spektrum von Gleichstellungsschritten und indi-
viduellen Emanzipationsfortschritten verbessert.
In derselben Zeit verdunstete im Boom der neo-
liberalen Globalisierung jedoch die Systemkritik.
Damit spitzt sich als Widerspruch zu, dass die
Emanzipation einzelner Frauen zum einen zwangs-
läufig mit einer Entsolidarisierung und einer
Entpolitisierung von Emanzipationsinteressen ein-
hergeht, zum anderen letztlich der Stabilisierung
des neoliberalen Systems dient, statt Herrschafts-
verhältnisse zum Tanzen zu bringen.

Christa Wichterich ist Soziologin und ar-
beitet als freiberufliche Publizistin, Buchauto-
rin, Lehrbeauftragte an Universitäten und als
Beraterin in der Entwicklungszusammenarbeit.

Anmerkung
1 Im folgenden wird von Frauenbewegungen

wegen der inneren Differenziertheit, die
jüngste Forschungen betonen, stets im Plu-
ral geredet. (Lenz 2008:17)
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Themenschwerpunkt

Ein neuer Bewegungszyklus

Von der NGOisierung zur Occupy-Bewegung

Achim Brunnengräber

Die NGOisierung der Weltpolitik, von der vor
allem während der UN-Weltkonferenzen in den
1990er Jahren gesprochen wurde, erfährt im
Zuge der Rio plus 20-Konferenz 2012 neuen
Schwung. Doch ebenso lassen sich auch die
deutlichen Veränderungsprozesse auf zivilgesell-
schaftlichem Terrain nicht übersehen. Sie zei-
gen an, dass ein neuer Bewegungszyklus einge-
setzt hat. Deutliches, wenngleich nicht einzi-
ges Zeichen dafür ist die Occupy Wall Street-
Bewegung (OWS), die am 17. September 2011
mit der Besetzung des Zuccotti-Parks in New
York begann und zum Vorbild für weltweite
Protestaktionen gegen die Macht der Banken
und die Ungleichverteilung des Reichtums
wurde. Aber dieses Protestereignis hat seine
Vorläufer und ist eingebettet in eine umfassen-
dere Entwicklung. Auf deren Ursachen und
Hintergründe und die neue politische Gemen-
gelage, in der sich die Beziehungen der Zivil-
gesellschaft zu den staatlichen wie internatio-

nalen Institutionen verändern, will ich in die-
sem Beitrag genauer eingehen.1

Dafür zunächst ein Blick zurück: Die inter-
nationale Politik wird spätestens seit der UN-
Konferenz für Umwelt und Entwicklung 1992
in Rio de Janeiro (UNCED) von NGOs und
deren transnationalen Netzwerken begleitet.
Die Politik der Regierungen, die Verhandlungs-
diplomatie und die internationalen Institutio-
nen sind seither kaum noch die alleinigen, wenn
auch die mächtigeren Akteure auf der Bühne
der internationalen Politik (Altvater/Brunnen-
gräber 2002; Leggewie 2003). Die „Revoluti-
on“ im Kommunikationsbereich durch die
Nutzung des Internets, von Twitter-Nachrich-
ten oder Facebook, hat wesentlich dazu beige-
tragen. NGOs nutzen intensiv das weltweite
Netz, um auf globale Missstände hinzuweisen;
sie skandalisieren, betreiben blaming and sha-
ming, legen eigene Studien vor oder entwi-
ckeln eigene Handlungsansätze.
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Ein neuer Bewegungszyklus

NGOs werden als „Advokaten“ derjenigen
gesehen, die keine Stimme haben oder sich im
Geräusch der politischen Medien kein Gehör
verschaffen können (advocacy). Bekannt sind
ihre Kampagnen mit dem Ziel, staatliche ebenso
wie privatwirtschaftliche Akteure und die Ge-
sellschaft insgesamt zu Verhaltensänderungen
zu bewegen (campaigning). Sie bündeln auch
beträchtliches know-how (expertise), das in die
Entscheidungsprozesse auf verschiedenen We-
gen eingebracht wird: über Beratungen von
PolitikerInnen und Institutionen, mittels der
Medien, mit eigenen Broschüren oder durch
Lobbying. Ihr Engagement deutet unzweifel-
haft darauf hin, dass die internationalen Insti-
tutionen insgesamt um zivilgesellschaftliche
Akteure erweitert werden.

Und dennoch ist das affirmative Agieren
von NGOs innerhalb institutionalisierter Re-
gelwerke und ausgerichtet an den internati-
onalen Institutionen und Konferenzen mit
ihren vorformulierten Agenden an die politi-
schen Grenzen der Machbarkeit gestoßen.
Auf Grund multipler Krisen (dazu Demiro-
vic et al. 2011) und komplexer Problemla-
gen wird die Mitarbeit in den Institutionen
heute kritischer gesehen. In der Folge bil-
den sich neue Politikansätze heraus, die auf
Distanz zu den Institutionen gehen und die
politische Agenda zu erweitern versuchen.
So zumindest kann die Occupy-Bewegung
gedeutet werden, die ohne die Formen insti-
tutioneller Herrschaft auskommt. Im Gegen-
teil: In den Zeltlagern artikulieren sich fle-
xible und mobile Protestler, die ohne fest
gefügte Strukturen und ohne institutionel-
len Rückhalt auskommen. Der mediale Er-
folg lockt dann auch zahlreiche NGOs an,
die von dem Medieninteresse profitieren
wollen und um Deutungshoheit ringen –
Gruppierungen, die sich gegenüber den neu-
en Bewegungsformen oftmals affirmativ auf
Regelwerke und Institutionen beziehen. Das
politische Terrain der Zivilgesellschaft wird
dadurch unübersichtlicher; und die Ausein-
andersetzungen innerhalb der Zivilgesell-
schaft werden konfliktreicher.

Welche Veränderungen auf zivilgesellschaft-
lichem Terrain lassen sich zwischen der NGO-
isierung der 1990er Jahre und dem Aufkom-
men der Occupy-Bewegung nun genauer be-
stimmen? Dieser Frage soll im Folgenden nach-
gegangen werden. Die Occupy-Bewegung, so
die These dieses Beitrags, stellt lediglich ei-
nen vorläufigen Höhepunkt und einen Son-
derfall eines neuen Protestzyklus dar, der sich
schon länger angekündigt hat und der weitere
Bewegungsdimensionen umfasst. Dieser Pro-
testzyklus ist gekennzeichnet von neuen Wi-
dersprüchlichkeiten, die einmal zwischen Koo-
peration und widerständiger Politik sowie zum
anderen zwischen nationaler und internationa-
ler Politik zu verorten sind. Zivilgesellschaftli-
ches Engagement etwa in der internationalen
Handels-, Finanzmarkt-, Energie- oder Klima-
politik weisen auf diesen neuen Zyklus hin.

Eine ausgeprägte Anti-Haltung oder Radi-
kalisierung des Protestes geht damit nicht
einher. In der globalen Arena bilden vielmehr
die internationalen Institutionen weiterhin ei-
nen Orientierungspunkt der Mobilisierung und
haben somit einen quasi-konstituierenden Cha-
rakter: Bei der Occupy-Bewegung sind dies die
Finanzmarktinstitutionen, denen die Macht zur
Regulierung abgesprochen wird. Im Rio plus
20-Vorbereitungsprozess lässt sich die Konflikt-
linie nicht so einfach ziehen, weshalb inner-
halb der Zivilgesellschaft die Frage zentral ist,
ob ein Bezug auf die Rio-Agenda strategisch
sinnvoll und politisch vertretbar ist. Letztlich
zeigen solche Debatten bereits die magneti-
sche Anziehungskraft internationaler Konferen-
zen und verweisen auf die Herausforderungen
für zivilgesellschaftliche Akteure, die sich im
Umgang mit und dem Handeln in den Institu-
tionen zwischen den Polen kritischer Koopera-
tion und radikalem Widerstand entscheiden
müssen.

Insgesamt aber, so der erkennbare Bewe-
gungstrend, wächst zunehmend die kritische
Distanz zu den internationalen Institutionen.
Sie werden kaum noch als Vorboten einer neu-
en Global Governance-Architektur angesehen
(Messner 1998), die zu kooperativen Lösungs-
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ansätzen bezüglich der Weltprobleme beitra-
gen können. Ihre Leistungsfähigkeit und Legi-
timation wird anders noch als in den 1990er
Jahren wieder viel kritischer betrachtet und gar
in Frage gestellt. Daraus resultiert nicht zuletzt
die Notwendigkeit, sich der Globalisierung zum
Trotz wieder mit dem Staat auseinander zu
setzen und sich auf diesen zu beziehen. Die
ortsspezifische und dadurch passgenauer für
nationale wie regionale Gegebenheiten kontex-
tualisierte Occupy-Bewegung ist in diesem Sin-
ne der Ausdruck der Re-Nationalisierung von
Protestereignissen. Damit vollzieht sich auf
zivilgesellschaftlichem Terrain, was auch in der
Weltpolitik zu beobachten ist: die Wiederkehr
des Staates (Jessop 2010).

1 | Zyklische Bewegungen

Historisch markiert das Aufkommen von trans-
national vernetzten NGOs die Phase der Ablö-
sung von neuen sozialen Bewegungen, wie sie
im Umweltbereich, in der Friedensbewegung
oder der Frauenbewegung in den 1970er und
1980er Jahren so erfolgreich waren. Die Bewe-
gungsakteure verschwanden von der politischen
Bühne, institutionalisierten oder professionali-
sierten sich. Die Mitarbeit in Institutionen
wurde in der Folge kaum noch in Frage ge-
stellt. Sowohl die damit verbundenen Mobili-
sierungsschwächen, die nationale Beschränkt-
heit der Parteien und anderer Großorganisati-
onen als auch das demokratische Vakuum im
internationalen System machten scheinbar ei-
nen anderen Akteurtypus erforderlich, der im
Prozess der Globalisierung die verschiedenen
Handlungsarenen und Themenfelder miteinan-
der verknüpfen, sprich transnationalisieren und
neue Formen der Interessenartikulation erschlie-
ßen konnte.

NGOs und ihre Netzwerke haben sich vor
allem im Jahrzehnt der Weltkonferenzen in
den 1990er Jahren in die Entstehungspro-
zesse und die Konsolidierung von internatio-
nalen Institutionen (etwa in der Menschen-
rechts-, der Klima- oder der Biodiversitätspo-
litik) intensiv und mit großer Kontinuität

eingebracht; sie sind daher auch mit verschie-
denen internationalen Institutionen aufs
Engste verstrickt. NGOs profitieren von der
Teilnahme an internationalen Konferenzen
durch Fördermittel, Spendeneinnahmen oder
durch ein gesteigertes Medieninteresse. Und
auch von staatlicher Seite wird die moderate
Haltung der NGOs grundsätzlich begrüßt,
zumal die zivilgesellschaftliche Teilhabe die
demokratische Legitimation der gefällten
Beschlüsse erhöht.

Die Konferenz-NGOs verhalten sich dabei
der Tendenz nach kooperativ-kritisch. Sie wei-
sen auf Misserfolg in den Verhandlungsrunden
hin, thematisieren die gegenläufigen Interes-
sen der Akteure oder propagieren andere Lö-
sungswege, doch findet sich bei ihnen immer
auch ein „aber“. Es weist daraufhin hin, dass
die internationalen Anstrengungen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft auch für NGOs
alternativlos sind. Die kritische Haltung geht
also einher mit der grundsätzlichen Befürwor-
tung der internationalen Politik. NGOs wir-
ken deshalb als stabilisierendes Moment und
als bedeutsame „Legitimationsressource“ (Brun-
nengräber et al. 2001) auf einem Terrain, das
politisch aber ganz wesentlich von Regierun-
gen und Transnationalen Unternehmen bzw.
den Lobbyverbänden dominiert wird.

Die aktive Mitarbeit der NGOs an der staat-
lichen Ausgestaltung internationaler Politik
stößt zweifach an Grenzen. Zum einen an die
Grenzen, die durch machtvolle Interessenpoli-
tik gesetzt wurden, und zum anderen an die
Grenzen, die trotz weit reichender Institutio-
nalisierung durch die begrenzten eigenen Res-
sourcen gegeben sind. Schließlich sind die
Möglichkeiten zur Partizipation rechtlich nicht
gesichert, sondern von dem Wohlwollen der
Regierungen abhängig. So kann auch nach jah-
relanger partizipativer Großzügigkeit der in-
ternationalen Institutionen die politische Teil-
nahme wieder restriktiv gehandhabt werden,
so etwa geschehen bei der Klimakonferenz
2009 in Kopenhagen, bei der den NGOs der
Zugang zur Konferenz zeitweise verwehrt
wurde (Rest 2011: 91).

Achim Brunnengräber



| 45

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 25. Jg. 1 | 2012

Die Legitimation, mit der NGOs die Ent-
scheidungen internationaler Verhandlungen
durch ihre Partizipation und Zustimmung von
Jahr zu Jahr unterfütterten, ist also nicht un-
bedingt und immer erforderlich. In dem Maße,
wie die Interessengegensätze unter den offizi-
ellen Verhandlungspartnern zu- und die Hand-
lungsspielräume abnehmen, müssen NGOs
wieder um ihre Partizipation kämpfen – sofern
sie dies überhaupt noch als sinnvoll erachten.
Und sie bewegen sich zunehmend auf wider-
sprüchlichem Terrain, weil die gefällten Be-
schlüsse unzureichend sind. Die Frage, ob
NGOs die Politik internationaler Institutionen
konstruktiv begleiten sollen, stellt sich beson-
ders dann wieder, wenn die Erfolge ausbleiben
und neue Politikansätze nicht in Sicht sind.
Doch strukturkonservative Binnendynamiken,
von denen auch NGOs nicht gefeit sind, ver-
hindern es meist, dass eine Neuorientierung
weg von den institutionalisierten Pfaden hin
zu ganz neuen Politikansätzen erfolgt.

2 | Nomaden im globalen Dorf

Die mobilisierende Kraft der UNCED-Konfe-
renz 1992 und ihrer Folgekonferenzen in den
1990er Jahren kann gar nicht überschätzt wer-
den. Der gute Geist von Rio, der die Konfe-
renz nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes
befiel, die Friedensdividende und die Aufbruch-
stimmung bei der Lösung globaler Probleme
setzten Ressourcen und Hoffnungen frei (Klein
et al. 2005). Doch bereits während der Rio
plus 10-Konferenz in Johannesburg machte sich
Ernüchterung breit, die in Enttäuschung um-
schlug. Denn die Weltkonferenzen zur Gerech-
tigkeit unter den Geschlechtern, zu Menschen-
rechten, zum Schutz des Klimas oder zum
Schutz der Biodiversität führten nicht zu den
erhofften Resultaten.

Im Gegenteil: In vielen Bereichen globaler
Politik verschlechterten sich die Bedingungen,
statt sich zum Besseren zu entwickeln (CBD
2010, IPCC 2007). Auch aus Protest über die
Erfahrung, dass internationaler Politik enge
Grenzen gesetzt sind, bildeten sich mit einiger

medialer Aufmerksamkeit institutionenkritische
und transnational vernetzte Bewegungen heraus
bzw. traten medial deutlicher in Erscheinung
(Juris 2008, Bedall 2011). Lange vor dem Auf-
treten der Occupy-Bewegung wurde schon die
Weltfinanz- und Welthandelspolitik der Regie-
rungen und internationalen Institutionen kriti-
siert: Protest und Demonstrationen vor den
Toren der Tagungsstätten, in denen um inter-
nationale Verhandlungsergebnisse gerungen
wurde, sollten die Legitimität der vorbereite-
ten Beschlüsse in Frage stellen. Das war in
Seattle 1999 der Fall, wo die Welthandelsorga-
nisation (WTO) ihre Verhandlungsrunde ergeb-
nislos abbrach, aber auch in Prag, wo die Jah-
restagung des Internationalen Währungsfonds
(IMF) und der Weltbank vorzeitig beendet
werden musste, oder in Göteborg, wo die eu-
ropäischen Regierungschefs auf heftigen Pro-
test stießen.

Die Themen Energie- und Klimapolitik
wurden spätestens während des G8-Gipfels
2007 in Heiligendamm zum Gegenstand des
Protests. Die herrschende Politik, in der sich
Angela Merkel als Klimakanzlerin zu präsen-
tierte, wurde zu delegitimieren versucht. Im
Zuge der 2008 einsetzenden Finanzmarktkrise
hat eine weitere Phase der polarisierenden
Auseinandersetzung mit den Defiziten der in-
ternationalen Politik eingesetzt und zur politi-
schen Form der Protestcamps geführt. In Be-
zug auf den Klimawandel gab es hingegen
bereits 2006 in Großbritannien das erste Kli-
macamp, dem bis 2010 weitere 19 Camps in
verschiedenen Ländern folgten (Frenzel 2011).
Aus dem Nichts und als singuläres Phänomen
ist die Occupy-Bewegung also nicht entstan-
den.

Ganz unterschiedliche außerparlamentari-
sche Initiativen, die thematisch breit aufgestellt
sind und deren Verknüpfung die Kritik an herr-
schenden Verhältnissen ist, artikulieren heute
stärker ihren Protest: Studenten, Obdachlose,
Hartz-IV-Empfänger (in Deutschland), Protest-
aktivisten, Gewerkschaftler, Atomkraftgegner,
Antifa oder Friedenskämpfer. Neue Perspekti-
ven müssen damit nicht immer einhergehen –

Ein neuer Bewegungszyklus
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und lassen sich vor dem Hintergrund der Kom-
plexität der Finanzmarkt- oder Klimakrise auch
schwer entwickeln. Allerdings sind Fragen nach
mehr Demokratie, Partizipation, Gerechtigkeit
und neuen Lebensstilformen unmittelbar in den
Protestformen repräsentiert; Dimensionen, die
in den marktwirtschaftlich geprägten Instituti-
onen, zu denen heute auch die umweltpoliti-
schen Institutionen zu zählen sind, nicht the-
matisiert werden (Brunnengräber 2009). Es
wäre also verkürzt, das zivilgesellschaftliche
Engagement im vorpolitischen Raum zu veror-
ten. Die transnationalen Bewegungsnetzwerke
sind vielmehr der Ausdruck neuer Formen des
Politischen; des vorübergehenden Anti-Institu-
tionalismus, durch den globale Räume der
Artikulation besetzt und damit erst geschaf-
fen werden. Dazu trägt mit besonderer Medi-
enaufmerksamkeit – und möglicherweise in der
Wirkung überschätzt – auch die Occupy-Bewe-
gung bei. Sie kann als junge, offene Suchbe-
wegung charakterisiert werden, die „vorerst“,
so Dieter Rucht, über einen „Bonus für Dilet-
tantismus“ verfügt.2

Viele Bewegungsnetzwerke stellen sich dabei
als Hybride dar: „These [hybrid network struc-
tures, A.B.] are inclusive collectivities that fa-
vour diversity, linking multiple issues through
horizontal networks and adopting social tech-
nologies that facilitate greater autonomy and
leaderless networks that provide political ca-
pacities for communication. What have emer-
ged are polycentric networks combining direct
mass activism in diversely targeted campaigns
proliferating via the internet. These networks
are antagonistic to state and corporate actors
[…]“ (Reitan 2011: 58).

Bestandteil der transnationalen Bewegungs-
netzwerke sind neben basisorientierten Grup-
pierungen ebenso NGOs, die im Kontext lo-
kaler, nationaler oder internationaler Instituti-
onen agieren. Reitan stellt heraus, dass es zwi-
schen den Konferenz-NGOs und Bewegungs-
elementen der Zivilgesellschaft strukturelle wie
personelle Überschneidungen gibt (ebd.). Mit
den NGOs als Bestandteil hybrider Netzwerke
werden auch die Ambivalenzen offensichtlicher,

die zwischen Kooperation und Widerstand
angesiedelt sind. Einerseits zeigt sich die Ori-
entierung hin zu den offiziellen Institutionen,
wenn sie beispielsweise als sog. observer-Orga-
nisationen UN-Verhandlungen begleiten.
Andererseits agieren sie in gegenüber dem Rio-
Typus von Konferenz-NGOs deutlich veränder-
ten Protestformen und lehnen die staatliche
Vereinnahmung ab (Rest 2011).

3 | Adressaten der Forderungen

Eine deutliche Trennlinie zwischen NGOs und
Bewegungen lässt sich deshalb nicht ziehen.
Entscheidender sind die Formveränderungen
hinsichtlich der Artikulation des Protestes: Wird
dieser innerhalb der Institutionen von „etab-
lierten“ NGOs artikuliert oder außerhalb die-
ser Institutionen? Besonders deutungsstark wird
die Artikulation von außerhalb in den politi-
schen Camps vor den Börsen dieser Welt, in
öffentlichen Parks oder anderen öffentlichen
Räumen. Doch ein Protest außerhalb der Insti-
tutionen kann immer nur vorübergehend die
politische Praxis bestimmen. Geht es um kon-
krete gesellschaftliche Veränderungen, scheint
die Auseinandersetzung mit den etablierten
Institutionen unumgänglich. Inside und out-
side sind in der politischen Praxis kaum
voneinander zu trennen, sondern sind macht-
förmig miteinander verwoben: „This pragmatic
hanging together of the left reflects the grow-
ing recognition of the complexity of globali-
zation and power, as well as the multiple acti-
vists strategies needed to engage with and ul-
timately transform both“ (Reitan 2011: 52).

Das zeigt sich auch an den Bündnispart-
nern oder Adressaten, anhand derer sich das
zivilgesellschaftliche Terrain strukturieren lässt:
Die eine Akteursgruppe ist der Überzeugung,
dass Bewegungen breite Bündnisse etwa mit
Kommunen, Wirtschaftsverbänden oder auch
Gewerkschaften schließen müssen. Andere
wollen, auch durch zivilen Ungehorsam, den
Druck auf Regierungen und Eliten erhöhen,
die Probleme endlich ernst zu nehmen und zu
handeln. Und wiederum andere Initiativen se-
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hen keinen Sinn darin, mit denjenigen staatli-
chen Akteuren zu kooperieren oder an die
Regierungen ihre Forderungen zu adressieren,
die für den Ausbruch der globalen Krisen mit
die Verantwortung tragen. Schließlich setzten
sich etwa in der Klimapolitik die Einen für
technologische Lösungen ein, während die
Anderen fordern, die fossilen Energien, deren
Verbrennung Hauptursache des Klimawandels
ist, in der Erde zu belassen (North 2011: 1589f).
Sie alle eint die Überzeugung, dass es so nicht
weitergehen kann.

Dies ist freilich ein nur schwacher Konsens.
Auch die Bündnisse mit der Anti-Atom-Bewe-
gung, der Antifabewegung- oder den Klimaak-
tivisten bleibt hinter der politischen Botschaft
„wir sind 99 Prozent und unterscheiden uns
von dem gierigen und korrupten einen Pro-
zent der Gesellschaft“ brüchig. Eine Medien-
analyse zeigt schnell, dass vor allem über die
bunte Organisationsform des Camps berichtet
wird. Politische Zielperspektiven über die Re-
gulierung der Finanzmärkte oder andere Pro-
blemkomplexe finden sich selten. Dafür ist die
Occupy-Bewegung ideologisch auch zu inko-
härent und ihre politischen Forderungen bzw.
Konturen bleiben zu schwach. Die Systemfra-
ge, wie sie die 68er-Bewegung prägte, wird
nicht gestellt. Und die Argumentationen sind
oft dualistisch: Der bösen Finanzwelt muss ein
starker, steuernder Staat das Handwerk legen;
eine Analyse der polit-ökonomischen Dynami-
ken zwischen Regierungen, die neoliberale
Politiken und somit die Deregulierung der Fi-
nanzwelt mit verschuldeten, und dem zügello-
sen Casino-Kapitalismus, der sich auch in Kri-
senzeiten auf die schützende Hand eben die-
ser Regierungen verlassen kann, wird erstaun-
lich selten vorgenommen.

Ein grundsätzlicher Vertrauensverlust in die
repräsentative Demokratie oder die politischen
Institutionen kann aus der Occupy-Bewegung
nicht abgeleitet werden. Zwar weisen Mei-
nungsumfragen immer wieder darauf hin, dass
das Ansehen von Parteien, Regierungen, Ab-
geordneten, Gewerkschaften oder Kirchen in
der Öffentlichkeit schwindet. Zugleich aber –

und vor allem in Krisenzeiten und vor dem
Hintergrund immer komplexerer Sachverhalte
– steigt die Erwartungshaltung gegenüber den
etablierten Instanzen. Fragen danach, wer sich
um die Lösung von Problemen und um das
Gemeinwohl kümmern soll, werden regelmä-
ßig und mit deutlicher Mehrheit so beantwor-
tet, dass dies staatliche Aufgabe sei. Eine Anti-
Haltung, ein Antikapitalismus oder eine Anti-
Staatlichkeit, ist also nicht erkennbar. Der
wesentliche Unterschied zwischen Konferenz-
NGOs und Bewegungen liegt dann darin, dass
nicht mehr der affirmative Bezug zu den inter-
nationalen Institutionen zentral ist, sondern
dass von der neuen Protestgeneration der Staat
wieder entdeckt und ihm gegenüber eine aus-
geprägte Erwartungshaltung aufgebaut wird
(siehe auch Reitan 2011: 65f., Long et al. 2010:
238ff.).

Die Öffentlichkeitswirkung der Protest-
camps leidet darunter nicht. In den Massen-
medien, nicht in den alternativen Medien des
Internets, die sich mit den weltpolitischen Fra-
gen beschäftigen, hatten in den 1990er Jahren
und auch noch zu Beginn des neuen Millenni-
ums die etablierten, sich affirmativ auf die
Weltpolitik beziehenden NGOs die mediale
Oberhand. Vor allem mit ihren klassischen
Funktionen als geduldete und kritische Verhand-
lungsbeobachter, als Informanten über die of-
fizielle Agenda oder als Protestler, die in ihren
Kampagnen bunte Bilder erzeugten, wurden
sie von den Medien als interne Beobachter
nachgefragt. Andere (lokale) Mobilisierungs-
formen, wie sie nun mit der neuen Protestge-
neration verstärkt in Erscheinung treten, wur-
den lange als gesellschaftliche Randerscheinung
behandelt. Erst als die Camps in die westli-
chen Metropolen, in die Zentren der sauberen
Bankenwelt, der gepflegten Parks oder der
beschützten Regierungsviertel vordringen – und
das rund um den Globus –, gelangen sie in
den Fokus der medialen Aufmerksamkeit. Die
Aktionsform des politischen Camps mit seiner
langen Geschichte (Frenzel 2011) ist erfolg-
reich ins breite öffentlich-mediale Bewusstsein
gelangt.

Ein neuer Bewegungszyklus
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4 | Andere Demokratie wagen

NGOs und neue soziale Bewegungen deuten
auf das demokratische Vakuum hin, bringen
sich als Stimme des Souveräns in Erinnerung
und fordern mehr Partizipation innerhalb staat-
licher Politik. So machen sie deutlich, dass die
bestehenden Formen der institutionalisierten
Demokratie und deren Organisationsform an
Grenzen stoßen können. Im Protestcamp wird
eine Alternative vorgelebt: Offene und freie
Willensbildungsprozesse, die Transparenz der
Entscheidungsfindung, demokratische Organi-
sationsformen, der Abbau patriarchaler Herr-
schaft und die Gleichstellung der Geschlech-
ter können unmittelbar gelebt und erfahren
werden, mit allen Problemen, die die Mühen
des emanzipativen Alltags mit sich bringen.
Ähnliche Alternativen verspricht in Deutsch-
land die Piratenpartei. Das Kreativitätspoten-
zial in solchen neuen Zusammenschlüssen ist
bekanntermaßen groß.

Dagegen haben Prozesse der Transnationa-
lisierung ihren demokratischen wie politischen
Preis. Internationale Institutionen strukturie-
ren das Handeln und geben enge Handlungs-
korridore vor; sie müssten sich weiter öffnen,
um einem demokratischen Ideal besser zu ent-
sprechen. Doch zivilgesellschaftliche Akteure
sind nicht nur Reparaturinstanz und Demo-
kratielieferant, sie sind auch politische Subjek-
te, die sich in Krisenzeiten – nicht zuletzt aus
der Not geboren – widersetzen können. Inter-
nationale Institutionen kehren in solchen Zei-
ten zum Verhandeln hinter verschlossene Tü-
ren zurück und schließen NGOs aus. Und es
zeigt sich, dass das globale Dorf der NGOs
und Bewegungen viel heterogener ist, als es
die grobe Unterteilung vermuten lässt (für die
Klimapolitik siehe Unmüßig 2011). Die einen
setzen sich für wirtschaftliche Regulierungen,
Modernisierungsstrategien und technologische
Innovationen zur Problemlösung ein, andere –
vor allem diejenigen aus dem Süden – fordern
mit schwächerer Stimme mehr soziale Gerech-
tigkeit in der Welt. Die Liste der Kontrover-
sen ließe sich fortsetzen. In der Sache „mehr

Menschenrechte“, „mehr Umweltschutz“,
„mehr soziale Gerechtigkeit“ sind sich die Pro-
testler meist einig. Die Schwierigkeiten liegen
im Detail.

Auch kann von einer Kooperation unter
Gleichen nicht ausgegangen werden. Die west-
europäischen und nordamerikanischen NGOs
haben meist einen größeren Einfluss als die
NGOs aus dem „Süden“ des Globus. Letztere
haben auf Grund geringerer Ressourcen nicht
nur eine schwere Stellung während der inter-
nationalen Konferenzen, sondern können es sich
oftmals gar nicht leisten, daran teilzunehmen.
Es muss also bedacht werden, dass NGOs wie
Bewegungen und deren Netzwerke immer auch
Fallstricke und Ausschlusskriterien aufweisen
(lock in-Effekte und exclusion-mechanisms).
Dezentralisierte Protestereignisse oder -kampa-
gnen, die etwa zeitgleich an verschiedenen
Orten organisiert werden, haben den Vorteil,
dass sie die Hürden für die politische Teilhabe
deutlich herab setzen. Die neuen Kommunika-
tionsmöglichkeiten garantieren, dass dennoch
globale Netzwerke geknüpft und der Protest
globalisiert wird; dass also das Gefühl entsteht,
Bestandteil einer weltumspannenden Bewegung
zu sein.

5 | Ein neues Konfliktterrain?

Multiple Krisenphänomene auf den Weltfinanz-
und Welthandelsplätzen dieser Welt haben
Konsequenzen für die Gesellschaftswelt. NGOs
– durch Weltkonferenzen ins Blickfeld gerückt
– werden nicht mehr gebraucht, wenn die
Nationalstaaten ihre „harten“ ökonomischen
Krisen bearbeiten und ihre Interessen zu schüt-
zen suchen. Sie sind tendenziell eher dazu da,
beratend tätig zu werden oder humanitäre
Katastrophen zu lindern. Gleichwohl sind zi-
vilgesellschaftliche Akteure integraler Bestand-
teil institutionalisierter Strukturen; sie bilden
das widersprüchliche Konfliktterrain mit ab,
das sich in internationalen Institution verdich-
tet. Auch liegt die Vermutung nahe, dass es
bei der „Offensive des Lächelns“ dieser Insti-
tutionen vor allem darum geht, die eigene
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Legitimität zu erhöhen. Diese Politikform, die
in den 1990er Jahren mit den UN-Weltkonfe-
renzen einsetzte, wird heute – so wurde in die-
sem Beitrag argumentiert – von einem neuen
Protestzyklus überlagert.

Mit der neuen Protestgeneration verändern
sich auch die internationalisierten Beziehun-
gen zu den zivilgesellschaftlichen Akteuren.
Wo zuvor von offizieller Seite begrüßt wur-
de, dass sich die Zivilgesellschaft einmischt,
klingen nun verhaltene Töne an. Oder die
Protestcamps werden geräumt, um die öffent-
liche Ordnung wieder herzustellen; was de-
ren mediale Aufmerksamkeit freilich nur noch
erhöht. Auch hierin zeigen sich die Verände-
rungen auf dem zivilgesellschaftlichen Terrain,
auf dem die Unzulänglichkeiten des kapita-
listischen Wirtschaftssystems eine durchaus
globale Bindekraft entfaltet. Die Reaktionen
auf die Protestformen können national ganz
unterschiedlich sein: Sie reichen von Duldung
und Unterstützung bis zur Kriminalisierung
(della Porta/Reiter 2011). Und dennoch schei-
nen in der Wiederentdeckung des Staates, der
Orientierung gibt, die Vorteile zu überwie-
gen.

Denn im neuen Protestzyklus entsteht zwar
eine neue politische Praxis. Es fehlt der Bewe-
gung aber an attraktiven Gegenentwürfen des
gesellschaftlichen Umgangs mit den multiplen
Krisen. Auch ein Programm fehlt, was dazu
führt, dass Räume für inhaltliche Debatten
nicht von vornherein schon abgesteckt werden.
So kann sich das Vorbild des „politischen
Camps“ auch schnell globalisieren. Deshalb ist
aber auch keinesfalls gesichert, dass die zu
beobachtenden Veränderungen auf zivilgesell-
schaftlichem Terrain nachhaltig sein werden,
zu gering bleibt ihr Einfluss (North 2011). So
manche Erfahrungen der Frauenbewegungen,
der Arbeiterbewegungen und auch der Um-
weltbewegungen sollte aber Hoffnung geben,
dass bestimmte Korrekturen bestehender un-
gleicher Verhältnisse und die Beseitigung von
Missständen in die Wege geleitet werden kön-
nen. Um die zivilgesellschaftlichen Gegenkräf-
te zu stärken und Kontinuität zu gewährleis-

ten, werden dann aber möglicherweise Profes-
sionalisierungs- und Institutionalisierungsprozes-
se unerlässlich sein. Das wäre vor dem Hinter-
grund der multiplen Krise noch immer wenig,
aber durchaus eine Chance für die zivilgesell-
schaftliche Verstetigung ihrer grundsätzlichen
Anliegen.
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Seattle, Genua, Heiligendamm, Kopenhagen...
– der jeweils damit verbundene Widerstand stellt
Wendepunkte in der Bewegungsgeschichte dar.
Doch zurzeit werden Gipfel nicht mehr ge-
stürmt. Ist diese Protestform selbst schon Ge-
schichte? Wenn ja, warum?

Als (ehemalige) Aktivistinnen der Globali-
sierungsbewegung sind wir gemeinsam mit an-
deren in einer AG auf der Tagung der Bewe-
gungsstiftung den Fragen nachgegangen, was
Gipfelmobilisierungen können bzw. nicht kön-
nen und was ihre politischen Erfolge waren.1

Basierend auf den dort erfolgten Diskussionen
soll im Folgenden zunächst auf die Geschichte
der Globalisierungsbewegung eingegangen
werden, wobei wir nach einem historischen
Durchgang die beiden jüngsten Gipfelprotes-
te, Heiligendamm und Kopenhagen, jeweils
gesondert betrachten. Darauf aufbauend ver-
suchen wir, uns den hier aufgeworfenen Fra-
gen zu nähern. Dies geschieht in Form eines
Dialogs, da sich in der Zusammenarbeit wenn
auch keine tiefen inhaltlichen Kontroversen,
so doch ein unterschiedlicher Tenor in der Ein-
schätzung herausbildet hat.

1 | Eine Chronik der Globalisierungs-
bewegung

1.1 | Von Anfang an bis fast vorbei

Der Gipfelprotest hielt in Berlin 1988 tagelang
an, geprägt von Massendemonstrationen, zahl-
reichen Aktionen aller Art sowie einem beacht-
lichem Maß an Sachbeschädigung. Und doch
erinnert sich heute kaum jemand mehr an die
Ereignisse vom „IWF-Mördertreff!“, wie es 1988
in Berlin hieß. Und niemand sieht dieses Er-
eignis als Beginn der Globalisierungsbewegung.
Zu Recht. In einem Video, welches von Akti-
vistInnen ein Jahr später über die Proteste ge-

Vom Ende der Globalisierungsbewegung – und dem, was kommt

Ein Rück- und Ausblick

Frauke Banse/Friederike Habermann

dreht wurde, heißt es selbstkritisch, es fehle
„eine internationale Struktur und eine konstruk-
tive Theorie, die die Kämpfe und Bedürfnisse
der Frauen, der Bauern, der Lohnabhängigen
und Marginalisierten mit einer ökologischen
Perspektive verbindet. Es fehlt eine Vision, die
den Verlust der Utopie – auch verstärkt durch
den Zusammenbruch der realsozialistischen
Systeme – aufhalten kann.“

Allerdings ist das Ereignis, welches von vie-
len als Initialzündung für die Globalisierungs-
bewegung angesehen wird, kein Gipfelprotest:
Es war die damals als „erste Revolution des
21. Jahrhunderts“ bezeichnete Rebellion der
indigenen Bewegung der Zapatistas in Chia-
pas, Mexiko. Sie erfolgte am 1. Januar 1994,
dem Tag, als die Nordamerikanische Freihan-
delszone (NAFTA) in Kraft trat. Die ersten
Gipfelproteste ließen zwar noch einige Jahre
auf sich warten. Doch der Aufstand eröffnete,
entgegen dem im Berliner Video formulierten
Verlust der Utopie sowie der Vereinzelung der
Kämpfe, eine neue Perspektive. Die Zapatistas
stellten die ökonomischen Verhältnisse ins Zen-
trum und politisierten gleichzeitig ihre als in-
digene unterdrückte Position als eine den Ver-
hältnissen immanente, ohne dies auf Kapitalis-
mus zu reduzieren. Statt zu Solidarität mit ihnen
selbst riefen sie andere marginalisierte Grup-
pen (Frauen, Alte, Homosexuelle etc.) auf, „ein
kollektives Netzwerk all unserer Teilkämpfe
und Widerständigkeiten zu schaffen, welches
Unterschiedlichkeiten respektiert und Ähnlich-
keiten anerkennt“, um so die Welt „neu zu
erschaffen“. Dies fand Widerhall bei neueren
Bewegungen, die sich auf allen Kontinenten
gebildet hatten.

Nachdem hierfür erste Kontakte über das
zweite zapatistische „Interkontinentale Treffen
gegen den Neoliberalismus und für eine mensch-
liche Gesellschaft“ 1997 in Spanien geknüpft
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worden waren, bildete sich im Februar 1998
in Genf mit Peoples Global Action (PGA) ein
weltweites Netzwerk. Hierfür kamen aus über
70 Ländern AktivistInnen und Delegierte von
Basisbewegungen zusammen.2

Inhaltliche Grundlage bildeten neben ver-
geblichen Versuchen, diverse Lebensrealitäten
in einem Manifest zu vereinheitlichen, fünf
Grundprinzipien, die, in der letztgültigen Fas-
sung auf den Punkt gebracht, folgendes besag-
ten: 1. sich entschieden gegen den Kapitalis-
mus zu wenden, 2. gegen jede Form von Herr-
schaftsverhältnisse einzutreten, 3. dies nicht mit
Lobbypolitik zu tun, sondern 4. in direkten
Aktionen bei Respekt vor dem Lebendigen und
5. durch eine nicht-hierarchische Vernetzung
untereinander.

Drei Monate später, ebenfalls in Genf, wo
die Welthandelsorganisation (WTO) zu ihrer
zweiten Ministerkonferenz zusammentrat, kam
es zu Protesten. In ihnen sah der Polizeichef
von Genf den Beginn einer Bewegung, ähn-
lich wie sie 1968 entstanden war. Gleichzeitig
beteiligten sich Gruppen und Bewegungen in
allen Kontinenten an Aktionen gegen die Welt-
wirtschaftspolitik, darunter 40.000 Menschen
in Brasilien und 100.000 in Indien sowie zahl-
reiche AktivistInnen in 37 Ländern im Rah-
men einer Global Street Party. Doch für die
bürgerlichen Medien war dies noch zu neu:
Der Zusammenhang dieser Proteste wurde nicht
deutlich.

Außerhalb der Schweiz wurde in den west-
lichen Medien über die Ereignisse in Genf kaum
berichtet, und über die Proteste im „globalen
Süden“ überhaupt nicht. Daraus zogen Bewe-
gungen des Südens die Konsequenz, das nächs-
te Mal in Europa zu protestieren: 1999 zum
Doppelgipfel von G8 und EU in Köln fuhren
500 Gesandte überwiegend aus Indien, aber
auch aus anderen Ländern einen Monat lang
als Interkontinentale Karawane für Solidarität
und Widerstand (ICC) durch Europa. Aber auch
diesmal fanden sie medial kaum Beachtung,
und wenn, dann lediglich als besorgte Bauern,
die sich gegen die Gentechnologie engagier-
ten – die damit verbundene Systemkritik wur-

de überhört. Und als die Karawane von der
Polizei in Köln eingekesselt wurde, machte die
Kölnische Rundschau – als einzige Zeitung,
die überhaupt darüber berichtete – kurz „500
Autonome“ aus ihnen, das heißt aus überwie-
gend in weiße Gewänder gehüllten Indern.
Obwohl ins „Herz der Bestie“ gekommen, blie-
ben sie unsichtbar.

Die Vernetzungsprozesse innerhalb der deut-
schen Bewegungen und Organisationen waren
bei den Protesten in Köln durch vielfache Kon-
flikte geprägt. Ein Ausdruck davon waren die
getrennt voneinander stattfindenden Aktionen
der Entschuldungsinitiative „Erlassjahrkampa-
gne“ und dem breiten Bündnis „Köln 99“, das
vom BUND über Oxfam bis hin zu „Kein
Mensch ist Illegal“ und dem BUKO reichte.
Ein ähnliches Szenario konnte acht Jahre spä-
ter in Heiligendamm vermieden werden.

Zur Coming Out-Party der Globalisierungs-
bewegung, wie Naomi Klein es später ausdrück-
te, kam es erst, als der Protest in den USA
ankam: ein halbes Jahr später, Ende 1999, in
Seattle. „Nur 200 von 3000 Delegierten sind
durchgekommen – sie haben die Konferenz für
heute abgesagt!“  hieß die Nachricht, die sich
am frühen Nachmittag auf den Straßen von
Seattle wie ein Lauffeuer unter den Demonst-
rierenden verbreitete. Dieser Erfolg sowie das
anschließende Scheitern der WTO-Verhandlun-
gen wurden zum Symbol für die Entstehung
einer „neuen Internationale“, wie damals in dem
Magazin Wirtschaftswoche zu lesen war.

In Seattle wurde sichtbar, was auch für die
folgenden Gipfelmobilisierungen prägend sein
sollte: das breite Bündnis zwischen Gewerk-
schafterInnen, Nichtregierungsorganisationen
(NGOs), Basisbewegungen und -aktivistInnen.
Während die OrganisatorInnen von direkten
Aktionen wie Blockaden vielfach von den Za-
patistas inspiriert waren, so waren für andere
eher spezifische lokale bzw. nationale Konfi-
gurationen und Konflikte ausschlaggebend. Für
alle Organisationen und Gruppierungen war
jedoch über mehrere Jahre hinweg trotz vielfa-
cher Differenzen der gemeinsame Rahmen der
Mobilisierung die Kritik an jenen Institutio-
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nen, die sich die weltweite Liberalisierung und
Deregulierung auf ihre Fahnen geschrieben
hatten: WTO, IWF, Weltbank und die G8.
Die sich in diesem Rahmen etablierende natio-
nale und internationale „Bündniskultur“ sollte
prägend für die Gipfelproteste werden.

Bevor sich die „Kultur von Seattle“ jedoch
verselbständigen konnte, musste beim nächs-
ten Gipfel, zurück in Europa, noch einmal ganz
von vorne begonnen werden: Waren es für die
Proteste gegen IWF und Weltbank im Herbst
2000 in Prag wiederum Anstöße von PGA,
welche vor Ort einer Bewegung zum Aufbau
verhalfen, so war nach Prag der Protest zu ei-
ner wirklichen, selbstlaufenden Bewegung ge-
worden, von vielen Menschen getragen und
von noch mehr Menschen mit Interesse und
Sympathie verfolgt. Proteste zu Gipfelereignis-
sen in Nizza, Salzburg oder anderswo in den
darauf folgenden Monaten wurden ohne jede
wesentliche Verbindung zu bereits entstande-
nen Bewegungsteilen durchgeführt, sondern vor
Ort organisiert.

Mit dem EU-Gipfel in Göteborg im Juni
2001 deutete sich eine Wende des staatlichen
Umgangs mit den Protesten an: Deren Macht
sollte wohl gebrochen werden. Zum ersten Mal
in der jüngeren Geschichte wurde in Schwe-
den auf Demonstrierende geschossen und eine
Person  sogar lebensgefährlich verletzt. Insge-
samt wurden zahlreiche Menschen zu teilweise
jahrelangen Haftstrafen verurteilt.

Diese im liberalen Schweden stattfinden-
den Ereignisse sind durch das anschließende
Blutbad während des G8-Gipfels in Genua
nahezu in Vergessenheit geraten. Es blieb nicht
beim durch italienische Polizisten erschossenen
Carlo Giuliani. Der einige Tage später erfolg-
te, in den Medien als „chilenische Nacht“ be-
zeichnete brutale Überfall auf schlafende Ak-
tivistInnen, der ein völlig blutverschmiertes
Schulgebäude zurückließ, sowie die weiteren
Gewaltanwendungen gegen AktivistInnen wäh-
rend der Haft, ja, sogar im Krankenhaus, be-
wirkten auf der einen Seite tatsächlich einen
Einbruch der Bewegung. Die Schwelle, sich
zu solchen Protesten zu trauen, war wesent-

lich höher geworden. Auf der anderen Seite
bewirkten sie eine bis dato unerreichte Solida-
rität und Identifikation breiter Bevölkerungs-
teile insbesondere in Deutschland. Attac,
hierzulande kurz nach Seattle zunächst über-
wiegend als Netzwerk von NGOs gegründet,
vervielfachte nach Genua die Zahl seiner Ein-
zelmitglieder.

Doch schon zwei Monate nach der „chile-
nischen Nacht“ erfolgte der nächste Einschnitt:
der 11. September 2001. Nicht nur die Finan-
cial Times Deutschland erklärte die Globali-
sierungsbewegung daraufhin für tot. Tatsäch-
lich hat sie seitdem nie wieder diese Omniprä-
senz wie im Jahr davor erreicht. Mit dem ers-
ten Weltsozialforum im brasilianischen Porto
Alegre, begründet als Gegenveranstaltung zum
jährlich im Schweizer Davos stattfindenden
World Economic Forum, zeigte sich jedoch im
gleichen Jahr, dass sich aus den Gipfelprotes-
ten bisher nicht erprobte Diskussions- und Ver-
netzungsprozesse entwickelten, die vielfache
Impulse für politische Initiativen auf lokaler,
nationaler und internationaler Ebene gaben.

Aber allen Unkenrufen zum Trotz: Gipfel-
stürmungen gab es auch nach 2001 immer
wieder. So demonstrierten 2003 Hunderttau-
send gegen die G8 im französischen Evian:
Tausende blockierten das Konferenzzentrum,
und wie bei den erwähnten Gipfeln zuvor kam
es tagelang zu zahlreichen Aktionen. Ebenfalls
gab es auch hier einen bis dahin unbekannten
Akt der Repression: Zwei AktivistInnen, die
sich von einer Brücke hängen ließen, wurden
von der Polizei abgeschnitten. Beide überleb-
ten schwer verletzt. Noch im selben Jahr er-
folgte im mexikanischen Cancun die Erstür-
mung der Einzäunung vom Kongressgelände
durch DemonstrantInnen, bei welchem sich der
südkoreanische Bauer Lee Kyung Hae, auf dem
Zaun sitzend, mit dem Spruch „WTO kills
farmers“ selbst erstach.

Die Jahre danach aber wirkten, als holten
die Bewegungen in den einzelnen Ländern
jeweils für sich die Proteste nach. 2004 kam es
zu kleineren Gegenaktionen in Monterrey oder
Mumbai, von denen kaum jemand internatio-

Vom Ende der Globalisierungsbewegung – und dem, was kommt



54 |

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 25. Jg. 1 | 2012

nal Notiz nahm. Die Demonstrationen gegen
die WTO in Hongkong 2005 waren noch re-
lativ prominent in den Medien dargestellt, und
auf der Ebene von Nichtregierungsorganisati-
onen auch international getragen. Doch auch
bei den im Vergleich dazu groß angelegten
Protesten im britischen Gleneagles gegen die
G8 im selben Jahr, zu denen zwar AktivistIn-
nen aus anderen (europäischen) Ländern fuh-
ren, kann nicht mehr davon gesprochen wer-
den, dass sie international getragen wurden.
Diese wurden zudem durch die zeitgleich er-
folgten Anschläge auf Menschen in der Lon-
doner U-Bahn in ihrem Schwung gebrochen.

Eigentlich gab es die Globalisierungsbewe-
gung schon gar nicht mehr, als sie erst ihren
eigentlichen Höhepunkt in Deutschland er-
fuhr: in Heiligendamm 2007.

1.2 | Die jüngsten Gipfelproteste

Auf die jüngsten Gipfelproteste – gegen die
G8 in Heiligendamm sowie anlässlich der UN-
Klimaverhandlungen (COP 15) in Kopenhagen

– möchten wir spezifischer eingehen; dabei
werden wir jeweils den Teil der Ereignisse in
den Vordergrund stellen, bei denen wir dabei
waren: Frauke Banse als Mitorganisatorin von
„Block G8 2007‘“in Heiligendamm, Friederi-
ke Habermann als Mitorganisatorin der Han-
del-Macht-Klima-Karawane von den Protesten
gegen die WTO-Konferenz in Genf im No-
vember zur COP15 in Kopenhagen im Dezem-
ber 2009.

1.2.1 | Heiligendamm (Frauke Banse)

Während der Peak der Gipfelproteste anderswo
bereits überschritten war, so war der G8-Gip-
fel in Heiligendamm 2007 Anlass für diverse,
vor allem deutsche Organisationen und Grup-
pen, zusammen Gegenaktionen und -konferen-
zen zu planen. Neben dem Gegengipfel, den
thematischen Aktionstagen und der Großde-
monstration war die Blockade des Gipfels durch
„massenhaften Zivilen Ungehorsam“ ein we-
sentlicher Höhe- und auch Schlusspunkt der
Gipfelereignisse. „Block G8“, so der Name der
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Blockadekampagne, setzte damit letztendlich
auch in der Bundesrepublik einen Schlusspunkt
hinter die Reihe von Gipfelprotesten – und
schuf gleichzeitig eine neue Aktionskultur, auf
die bei Protesten zu anderen Themen vielfach
zurückgegriffen wurde und wird.

Während die Ereignisse der Großdemonst-
ration in Rostock ein sehr geteiltes Echo hin-
terließen (es flogen zahlreiche Steine und zwei
Autos gingen in Brand) und das mühsam ge-
schmiedete Bündnis in Gefahr brachten, so
waren die Blockaden zwar zunächst nach der
eskalierten Demonstration sehr umstritten, im
Rückblick wurden sie aber von allen Beteilig-
ten begrüßt. Sie waren nicht nur ein Meilen-
stein in der bundesdeutschen globalisierungsk-
ritischen Bewegung, sondern auch für die Pro-
testkultur in Deutschland.

„Block G8“ gewann auf Seite der Organi-
satorInnen nicht zuletzt deswegen starken
Zulauf, weil der Gipfel zu einem Zeitpunkt
stattfand, an der sich zwei Bewegungstraditio-
nen in der Phase der Neuorientierung befan-
den: die Autonome Bewegung und die Anti-
Atom-Bewegung. Letzterer war mit dem
„Atomkonsens“ von Rot-Grün der Wind aus
den Segeln genommen. AktivistInnen aus dem
„gewaltfreien“ Spektrum, die jahrelang die
Massenblockaden „X-tausendmal quer“ gegen
Castortransporte organisierten, hatten in-
zwischen das Netzwerk „ZUGABe“ (Ziviler
Ungehorsam, Gewaltfreie Aktion, Bewegung)
gegründet und suchten nach neuen Aktions-
feldern. In Teilen der autonomen Szene bahn-
te sich parallel dazu seit einigen Jahren ein
Prozess des Umdenkens an. Ziel war es, aus
der selbstgewählten Isolation herauszutreten
und stärker vermittelbare Aktionsformen zu
wählen, auch, um somit bündnisfähiger zu
werden. Die „Interventionistische Linke“ (IL)
hatte sich 2005 als Netzwerk postautonomer
Gruppen gegründet und den G8-Gipfel als ers-
tes gemeinsames Aktionsfeld auserkoren.

Während sich genau zehn Jahre zuvor, bei
den Castortransporten 1997, aufgrund des de-
zidiert gewaltfreien Auftretens der ersten Blo-
ckade von „X-tausendmal quer“ eine tiefe Kluft

zwischen diesen beiden Bewegungstraditionen
gebildet hatte, bot sich mit dem G8-Gipfel
nun die Möglichkeit, dass beide Spektren
voneinander lernten. Dies war ein langer, be-
schwerlicher Prozess, der sich über anderthalb
Jahre hinzog und durch die unterschiedlichen
politischen Bewertungen der eskalierten De-
monstration in Rostock noch einmal kurz vor
dem Auseinanderbrechen stand.

Wichtige Elemente dieses Lernprozesses
drückten sich zum einen in der Übernahme
bestimmter Elemente der gewaltfreien Aktions-
tradition aus – den Aktionstrainings inklusive
Bezugsgruppenbildung, der Verabschiedung
eines gemeinsamen Aktionskonsenses, der so
genannten Fünf-Finger-Taktik 3 sowie einer
offenen und offensiven Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit. Die (post-) autonome Politik fand
sich vor allem in Sprachregelungen wie „schwarz
ist teil von bunt“ oder durch das Vermeiden
des als spalterisch gedeuteten Begriffs der „ge-
waltfreien Aktion“ wieder. Stattdessen wurden
eher die Tätigkeiten beschrieben – man wolle
„Polizeiketten durchfließen“, die Polizei sei
nicht der Gegner, sondern stünde nun mal
zwischen den AktivistInnen und der zu beset-
zenden Straße, man wolle die Region nicht in
Schutt und Asche legen. Im Aktionskonsens
wurde explizit darauf verwiesen, dass sich auch
vermummt werden könne – nur vielleicht etwas
ansprechender als in autonomes Schwarz –;
es wurde nicht von Sitzblockaden gesprochen,
blockieren im Stehen sollte möglich sein. Auch
wurde von den postautonomen Gruppen auf
eine radikalere Kapitalismuskritik in dem ge-
meinsamen Aufruf bestanden.

Es etablierte sich ein breites Bündnis, das
zwar stark von IL-Gruppen und X-tausend-
AktivistInnen getragen wurde, aber auch Akti-
ve von attac, der Industriegewerkschaft Me-
tall (IGM)-Jugend, der Grünen Jugend und
andere umfasste. Die verschiedenen Gruppen
kümmerten sich in ihren Städten schon An-
fang des Jahres 2007 um Öffentlichkeitsarbeit
und Aktionstrainings. Schließlich fanden sich
zum Beginn des G8-Gipfels 13.000 Personen
auf der Straße rund um Heiligendamm ein und
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blieben dort drei Tage lang. Die eindrückli-
chen Bilder der „5-Finger-Taktik“ in Kornfel-
dern sind vermutlich noch vielen im Gedächt-
nis. Das Ziel einer breit angelegten Massen-
blockade, um das „Nein“ zur kapitalistischen
Globalisierung auszudrücken, war erreicht.

Während die Aktion zwar dankbar von den
Medien aufgegriffen wurde, so verschwand das
tausendfach zum Ausdruck gebrachte gemein-
same „Nein“ recht schnell wieder im Orbit der
bürgerlichen Öffentlichkeit. Den vielen tausend
BlockiererInnen, den AnwohnerInnen und sons-
tigen BeobachterInnen blieb aber eine zentra-
le Erfahrung des gemeinsamen solidarischen,
kraftvollen Handelns erhalten. Die Erfahrung,
dass Solidarität mehr ist als die schlichte Sum-
me der Einzelnen, dass mit guter gemeinsamer
Organisation und geplantem Vorgehen auch
Polizisten und Pfefferspray überwunden wer-
den können und dass im solidarischen Han-
deln Regeln bewusst übertreten und (in die-
sem Fall symbolische) Aneignungen vollzogen
werden können, bleibt vielen vermutlich noch
lange erhalten.

Das Prinzip des Aktionskonsenses, die Ak-
tionstrainings, die Art der Öffentlichkeits-,
Presse-, und Bündnisarbeit wurden bei anderen
Blockadeaktionen immer wieder aufgenommen.
Sei es bei Dresden Nazifrei 2009, bei den Blo-
ckaden gegen Pro Köln 2008, bei Aktionen
gegen das Kohlekraftwerk Moorburg 2008 oder
beim Castor Schottern 2010. Die Wirkung von
„Block G8“ beschränkte sich damit nicht nur
auf die einmalige Blockade des Gipfels, also
auf eine dreitägige, sehr öffentlichkeitswirksa-
me Aktion. Vielmehr legte die Kampagne den
Grundstein für eine neue Aktionskultur in der
Bundesrepublik, die auch in anderen politischen
Themenfeldern wirkungsmächtig wurde.

1.2.2 | Kopenhagen (Friederike Haber-
mann)

Die WTO-Konferenz in Genf im November
2009 war die erste, welche nach den massiven
Protesten wieder in einer westlichen Metropo-
le stattfand. Die zwar tagelangen, doch relativ

kleinen Proteste verblassten allerdings gegen
das drei Wochen später stattfindende Großer-
eignis: die UN-Klimaverhandlungen in Kopen-
hagen (COP15). Die Handel-Macht-Klima-Ka-
rawane, die sich nach einer Woche des Pro-
tests in Genf mit Bussen auf den Weg nach
Dänemark machte, kritisierte in erster Linie,
dass in Kopenhagen nicht der in Genf weiter-
verhandelte Freihandel in Frage gestellt wur-
de, obwohl er als Klimakiller Nr.1 gelten muss.
„System Change, not Climate Change“ war
nicht nur während der Karawane, sondern auch
ein in den Protesten von Kopenhagen häufig
gehörter Slogan. Daneben waren selbstverständ-
lich auch andere – um nicht zu sagen: alle
anderen – Positionen in den Artikulationen und
Aktionen rund um die COP15 vertreten. Die
zentrale Stellung der Ökonomie in diesen Pro-
testen verdeutlicht, dass eine Einordnung der
Ereignisse von Kopenhagen in die Globalisie-
rungsbewegung gerechtfertigt ist.

Wie in den durch Peoples Global Action
organisierten Gipfelprotesten bestand auch
die Handel-Macht-Klima-Karawane in erster
Linie explizit aus Delegierten von Bewegun-
gen des „globalen Südens“, welche auf ihren
Routen durch Frankreich, Belgien und
Deutschland mit Aktionen und Veranstaltun-
gen den Kontakt mit AktivistInnen vor Ort
suchten sowie ihre Proteste gemeinsam or-
ganisierten. So waren beispielsweise Aktivis-
tInnen aus Mexiko, Peru, Südafrika, Bela-
rus, Indien, Bangladesh oder Fischer von den
Philippinen und Maoris aus Neuseeland ver-
treten. Wie damals wurden diese durch Ak-
tive und Gruppen aus europäischen Ländern
organisatorisch gestützt – allerdings nicht
mehr im Rahmen von PGA. Dieses war nach
Prag im Jahr 2000 immer bedeutungsloser
geworden und schließlich zerfallen. Dennoch
war aus ehemalig der PGA nahestehenden
Bewegungen des „globalen Südens“ in der
Zeit danach immer wieder zu hören, es gebe
jenseits der Strukturen von Nichtregierungs-
organisationen nun keinen globalen Zusam-
menhang mehr, welche eine Vernetzung ra-
dikalen Protests ermögliche.
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Auch am Ende der langen Tage in Kopen-
hagen, mit der Aktion „Reclaim Power“, wo-
bei Delegierte aus dem Innern der COP15-
Konferenz versuchten, durch die Absperrung
zu den auf sie zukommenden DemonstrantIn-
nen zu gelangen (beide wurden durch Polizei-
gewalt gestoppt), versinnbildlichten die Teile
der Bewegung, dass sie auf Dissidenz statt auf
Opposition setzen. Die vor dem Gebäude ab-
gehaltene People’s Assembly, bei der erst vor
allem VertreterInnen der in der Karawane re-
präsentierten Bewegungen sprachen und dann
die Menschen begannen, in selbstorganisierten
Zirkeln eigene Lösungen zur Klimakrise zu
entwickeln, veranschaulichte das Vorhaben,
selbst mit eigenen Strukturen zu beginnen, statt
nur an die Mächtigen zu appellieren – wie dies
auch die Zapatistas und gerade indigene und
andere Basisbewegungen im Süden praktizie-
ren.

Allerdings: Waren die indigenen Basisbewe-
gungen wesentlich für den Beginn der  Globa-
lisierungsbewegung gewesen, so hat sich, als
die Globalisierungsbewegung groß geworden
war, ihre Beteiligung auf die Anreise einiger
RepräsentantInnen reduziert. Wirklich gehört
worden waren sie nie – gleichsam als Illustrati-
on der Aussage der postkolonialen Theoreti-
kerin Gayatri C. Spivaks, die aufgrund von
Machtverhältnissen in der Weltgesellschaft
Marginalisiertesten könnten „nicht sprechen“.

2 | Fragen über Fragen… im Dialog

Bereits die oben dargestellten Aktionen spie-
geln verschiedene Spektren im Gipfelprotest
wider, die sich zum Teil auch in den unter-
schiedlichen Antworten auf in der AG disku-
tierte Fragen wiederfinden:

Warum wart ihr dabei? Was wolltet ihr errei-
chen?

Friederike: Seit Jahren hatte ich nach einer
Vernetzung von Widerstand jenseits der Szene-
viertel Hamburgs gesucht – und als Feministin
sowie unter antirassistischen Gesichtspunkten

dabei herbe Enttäuschungen erfahren. Die
Zapatistas und dann PGA dagegen waren in
allem – von der Analyse, von der Politikform
und nicht zuletzt auch im menschlichen Um-
gang – das, wovon ich immer geträumt hatte.
So war es weniger ein konkretes Ziel, weshalb
ich dabei war, sondern das Gefühl: „Wow, das
ist es!“ Aber letztlich geht es mir darum, alle
Herrschaftsverhältnisse zu überwinden.

Frauke: Bei Heiligendamm ging es zum ei-
nen um die Möglichkeit, mit Hilfe von Blo-
ckaden ein deutliches Nein gegenüber der ka-
pitalistischen Globalisierung zum Ausdruck zu
bringen und Institutionen wie die G8 zu dele-
gitimieren – wie bei den vorangegangenen
Gipfelprotesten auch. Der G8-Gipfel bot aber
auch die Möglichkeit, für viele tausend Blo-
ckierende Erfahrungsräume für solidarische
Aktionen zu schaffen. Der Gipfel 2007 war
eine Gelegenheit, Aktionen des Zivilen Unge-
horsams und des (angekündigten) Regelüber-
tritts in breitere Kreise zu tragen: zu attac, in
die Gewerkschaftsjugend, in die eher linken
Parteijugenden, in christliche Zusammenhän-
ge und eben auch in (post-) autonome. Er bot
die Möglichkeit, erfolgreiche Blockadekonzepte
wie X-tausendmal quer auf eine andere Stufe
zu heben. Aus den vorangegangenen bewe-
gungsinternen Konflikten über den Begriff der
Gewaltfreiheit, der Auseinandersetzung
darüber, was öffentlich vermittelbare Aktions-
formen sind, wie stark Systemkritik zu äußern
sei etc., galt es zu lernen. So wurde mit „Block
G8“ eine Basis für breitere, integrierende Pro-
testbündnisse etabliert, als dies für X-tausend-
mal quer oder für (post-)autonome Gruppen
vorher möglich war.

Was können Gipfelmobilisierungen und ihre
Vernetzungen?

Frauke: Die zehn Jahre währende Kluft zweier
bundesdeutscher Bewegungstraditionen – der
(post-) autonomen und der gewaltfreien – konn-
te durch Heiligendamm wenn nicht überwun-
den, so doch verkleinert werden. Dieser ge-
meinsame Lernprozess ist, denke ich, paradig-
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matisch für Bündnisprozesse rund um die Gip-
felproteste.

Die Gipfelproteste wirkten stark symbolisch
in der allgemeinen (Medien-) Öffentlichkeit,
sie brachten den Unmut über die Folgen des
Neoliberalismus kraftvoll zum Ausdruck. Sie
wirkten für die emanzipatorischen Bewegun-
gen damit sehr konkret, denn sie halfen, Bünd-
nisse und Initiativen auf nationaler wie inter-
nationaler Ebene zu etablieren. Im Zuge der
Gipfelproteste gründeten sich in vielen Län-
dern Netzwerke wie attac, die (Welt-)Sozialfo-
ren und andere Initiativen, die sich gegen wei-
tere ökonomische Liberalisierungen wandten
und wenden. Zudem wurden vielerlei Aktions-
formen erprobt bzw. kombiniert sowie unzäh-
lige Kontakte geknüpft. Damit waren die Pro-
teste zentral, um emanzipatorische Kräfte aus
ihrer politischen Krise in den 1990er Jahren
herauszuführen. Und die Proteste hatten auch
ihre Wirkung auf jene, die über die Medien
von ihnen erfuhren; vielleicht gaben sie ihnen
Mut für ihr politisches Alltagshandeln.

Friederike: Lokal habe ich das Hand-in-
Hand-gehen von Strömungen zu schätzen ge-
lernt, ohne sich dabei auf den kleinsten ge-
meinsamen inhaltlichen oder gar – oh Graus! –
politkulturellen Nenner streiten zu müssen:
Sollen sich die einen an Funktionärstischen
versammeln, die nächsten hierarchisch durch-
organisieren und die dritten alles nach Kon-
sens entscheiden. Wichtig ist die auf gegensei-
tigem Respekt beruhende Vernetzung. Das
schließt aber natürlich einen möglichst herr-
schafts- (nicht zuletzt rassismus- und sexismus-
freien) Umgang mit ein.

Vor allem global hat diese neue Form, Wi-
derstand zu vernetzen, dazu geführt, die Kämp-
fe anderer mit zu bedenken; Menschen haben
voneinander gelernt, Ideen ausgetauscht und
gemeinsam ausprobiert, welche Ziele verfolgt
werden müssen. Dennoch bleibt global ein
Widerspruch zwischen lokalem Widerstand von
Basisbewegungen und internationaler Vernet-
zung, da die Tendenz, dass dies von immer
denselben getan wird, und sich damit letztlich
eine „Kaste“ von RepräsentantInnen bildet,sehr

groß ist. Dennoch muss es darum gehen, auf
dieser Ebene gemeinsam zu agieren. Eine schö-
ne Form finde ich den auch in PGA praktizier-
ten Ansatz, AktivistInnen für Monate in ande-
re Bewegungen zu schicken, von Südasien nach
Lateinamerika beispielsweise.

Welche Rolle spielten die Gipfelproteste
bisher für größere politische Umwälzungen?

Frauke: Die Globalisierungsproteste waren ein
wichtiger Meilenstein, um weitergehende Or-
ganisierungsprozesse zu ermöglichen und da-
mit die Basis für größere politische Umwäl-
zungen mit emanzipatorischen Charakter
überhaupt zu schaffen. Die hier gemachten
Erfahrungen und Kontakte auf nationaler wie
internationaler Ebene sind dafür von hohem
Wert. Ihr Beitrag für die Überwindung der
politischen Lähmung, der scheinbaren Alter-
nativlosigkeit der 1990er Jahre, ist für Teile
der europäischen Linken zentral.

Konkret haben die Gipfelproteste mit dazu
beigetragen, das neoliberale Projekt auf dis-
kursiver Ebene zu delegitimieren. Es hat sich
aber nicht zuletzt in der Weltwirtschaftskrise
und damit durch seine internen Widersprüche
selbst am stärksten delegitimiert – was allerdings
nicht heißt, dass die konkrete Politik sich ge-
ändert hat. Die innereuropäischen Austeritäts-
programme der EU und des IWF sind nur ein
Zeichen dafür. Es wäre genauer zu untersu-
chen, inwiefern die Krise der WTO seit 2003
durch die Proteste mit unterstützt wurde. Die
Krise der WTO hat aber auch zur Konsequenz,
dass vermehrt auf bilaterale Freihandelsabkom-
men gesetzt wird, mit denen häufig noch tie-
fergreifende Liberalisierungen und Deregulie-
rungen angestrebt werden, als dies auf WTO-
Ebene möglich war.

Friederike: In Seattle habe ich durch Kon-
takte zu Teilen der afrikanischen Delegation
direkt mitbekommen, wie wesentlich die Pro-
teste draußen für das inhaltliche Widerstehen
drinnen waren. Faktisch stellt die WTO heute
für die Schwellenländer einen sehr viel stärke-
ren Hebel ihrer gemeinsamen Interessen dar,
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als sie dies in bilateralen Freihandelsverträgen
durchsetzen könnten – was die Rolle der WTO
natürlich stark verändert, auch wenn die Inte-
ressen der Regierungen von China, Indien oder
Brasilien sicherlich in der Regel nicht die Inte-
ressen der Basisbewegungen dort sind.

Es geht bei der Frage nach Erfolg oder
Misserfolg ja nicht wirklich darum, ob ein Kon-
gresszentrum erfolgreich blockiert wurde oder
nicht, sondern ob der Alltagsverstand von
Menschen erreicht wurde. Auch meiner Mei-
nung nach waren die Gipfelproteste maßgeb-
lich für die Delegitimierung von Neoliberalis-
mus und Kapitalismus, zumal ja auch viel
Mobilisierungs-, um nicht zu sagen Bildungs-
arbeit damit verbunden war. Natürlich ist
TINA, „there is no alternative“ – was in den
1990ern nicht nur ein Ausspruch Margaret
Thatchers, sondern common sense war – seit-
dem vor allem durch die vielen Riesenkrisen
delegitimiert worden, aber es war zum Beispiel
ganz konkret nach Seattle, dass sich plötzlich
wieder das Wort Kapitalismus in den Zeitun-
gen lesen ließ. So sehe ich für die Globalisie-
rungsbewegung einen großen Erfolg – Men-
schen fangen wieder an, nach Alternativen zu
fragen, und Alternativen zu denken.

Und wie geht es weiter?

Frauke: Rund um die Gipfelproteste blühte
eine neue internationale Bewegung auf, in
welcher Gewerkschaften, AnarchistInnen,
MarxistInnen, BäuerInnen etc. aus unterschied-
lichen Teilen dieser Welt gemeinsam protes-
tierten. Doch ist es nicht tragisch, dass dieser
Zyklus vorbei ist. Eine Fortführung dieser Pro-
testform erscheint zum einen wegen der verän-
derten Rahmenbedingungen nicht sinnvoll. Die
WTO stagniert weiterhin, das globale Freihan-
delsprojekt hat sich auf die sehr viel schwieri-
ger (an-)greifbare bilaterale Ebene verlagert,
und die G8 büßten an Bedeutung ein. Auch
Projekte, die aus den Gipfelprotesten erwuch-
sen – allen voran die Sozialforumsbewegung –
haben ihren Zenit bereits überschritten. Den-
noch sind sie, so meine These, für nun folgen-

de politische Prozesse eine wichtige Vorausset-
zung.

Durch die Weltwirtschaftskrise und die dar-
auf folgenden Austeritätsprogramme haben sich
die Adressaten und die Orte von Protest verän-
dert. Waren der IWF und die dahinter stehen-
den Staaten vorher vor allem für ihre Politik
im „globalen Süden“ in der Kritik, so ist ihre
Politik heute in der Peripherie Europas ange-
kommen. Auch Kernländer Europas führen im
Zuge der allgemeinen Staatsverschuldung un-
abhängig vom IWF massive Kürzungen durch.
Bei den Protesten in diesen Ländern muss nicht
zu Gipfeln angereist werden – sie finden vor
Ort statt. Anzunehmen ist, dass deswegen an-
dere Bevölkerungsteile angesprochen und ein-
gebunden werden können, als dies bei den
Gipfelprotesten möglich war.

Da bei diesen zunächst national basierten
Protesten tatsächlich Druck auf Regierungen
aufgebaut werden kann, haben sie zumindest
potentiell auch größere Schlagkraft, um tat-
sächliche politisch-institutionelle Veränderungen
zu bewirken. Zudem können aufgrund der
engeren Anbindung an lokale Bevölkerungen
auch tiefgreifendere Politisierungsprozesse statt-
finden.

Die sich europäisch und international an-
bahnenden Vernetzungen angesichts der aktu-
ellen und zu erwartenden sozialen Verwerfun-
gen sind für die weiteren politischen Entwick-
lungen sehr wichtig. Dabei wird sicher auch
auf alte, im Zuge der Globalisierungsproteste
und Sozialforumsbewegung entstandenen Kon-
takte und Strukturen zurückgegriffen.

Friederike: Hinter die Erfordernisse inter-
nationaler, möglichst globaler Vernetzung kön-
nen emanzipatorische Bewegungen nicht mehr
zurücktreten. Und wer sagt denn eigentlich,
dass Rio+20 im Juni 2012 nicht als neuer Gip-
felprotest zu zählen sein wird? Natürlich ist
es widersinnig, zu Klimagipfeln zu fliegen;
wenn, dann sollten dezentralere Formen wie
der Global Action Day gefunden werden. Nur,
es braucht immer neue Formen, weniger, um
das Interesse der Medien zu wecken, sondern
um neue Denkräume in Köpfen zu öffnen.

Vom Ende der Globalisierungsbewegung – und dem, was kommt
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Erfolg durch Zivilen Ungehorsam?

Theodor Ebert

Rio+20 könnte entscheidend werden für die
Beantwortung der Frage, wie Vernetzung in
Zukunft aussehen kann.

Allerdings: War die Globalisierungsbewegung,
obwohl besonders auch von Indigenen und Ba-
sisbewegungen des globalen Südens angestoßen,
weitgehend eine Bewegung in den Ländern des
Nordens und Westens, so hat mit den Aufstän-
den in Arabien allein schon deshalb eine neue
Ära begonnen. Ohne direkte Kontinuitäten be-
haupten zu wollen, so lässt sich hier ebenfalls
sagen, dass zum einen die Auswirkungen von
Neoliberalismus wesentlicher Grund dafür wa-
ren, dass Menschen auf die Straße gingen, auch
wenn die Demonstrationen keine antikapitalisti-
schen waren; zum anderen findet sich in diesen
Protesten ebenso, wenn auch in anderen Spra-
chen und Worten, das „Ya basta – Es reicht“ und
das „This is what democracy looks like“: es reicht
mit dem, was, wenn überhaupt, Demokratie nur
genannt wird; mit dem, was Demokratie sein
könnte, wird in der Organisierung des gemeinsa-
men Protests bereits begonnen.

Noch steckt vieles in den allerersten Anfän-
gen, doch es zeichnen sich Bemühungen ab,
sich innerhalb Europas sowie mit arabischen
und auch israelischen AktivistInnen in neuen
Formen zu vernetzen. Wir dürfen gespannt sein.

Frauke Banse ist Bewegungsaktivistin und
Politikwissenschaftlerin. Sie promoviert in Kas-
sel. Kontakt: banse@uni-kassel.de

Friederike Habermann ist Ökonomin, His-
torikerin sowie Dr. phil. der Politischen Wis-
senschaften und arbeitet frei. Kontakt:
friede@kesselberg.info

Anmerkungen
1 Weiterer Referent in der AG war Matthias

Fellner von den Klimapiraten, Berlin; Mitor-
ganisatorin war Karin Walther.

2 Während die offizielle Schreibweise Peoples’
(Völker/Ethnien) als Ausdruck der starken
indigenen Präsenz in PGA zu verstehen ist,
und es nicht People’s (Menschen) heißt, wie
viele glauben, lässt die (grammatisch falsche)
Schreibweise ohne Apostroph bewusst beide
Deutungen zu.

3 Die Idee der „Fünf-Finger-Taktik“ entstand
im Rahmen von X-tausend-mal quer zur es-
kalationsarmen Überwindung von Polizei-
ketten. Das Prinzip dabei ist, nicht im Pulk,
sondern koordiniert nach Bezugsgruppen
auf die Polizeiketten zuzugehen und sich
danach am Blockadepunkt wieder zu sam-
meln.

1 | Erwartungen

Soziale Bewegungen entstehen, wenn es in ei-
nem Staat zu inneren Widersprüchen kommt,
welche eine wachsende Zahl von Betroffenen
befürchten oder hoffen lassen, dass eine Kata-
strophe eintreten wird oder die unhaltbare
Lage sich verbessern ließe. Solche Einschätzun-
gen führen zu Prozessen sich steigernden sozi-

alen Protestes. Dieser legitimiert sich mit dem
Anspruch, die sich abzeichnende Katastrophe
noch abzuwenden oder einen radikalen Wan-
del zum Besseren herbeizuführen.

Wenn diese Einschätzung der Lage einer
Gesellschaft als ganzer oder eines ihrer Sub-
systeme sich mit der Vorstellung verbindet, dass
die Betroffenen keine Zeit hätten, den gesell-
schaftlichen Wandel und die ihm voraus ge-
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henden Lernprozesse abzuwarten, und wenn
die im System vorgesehenen Wege des Wan-
dels und des Lernens keinen ausreichenden
Erfolg versprechen, kommt es in den sozialen
Bewegungen fast zwangsläufig zu der Frage,
wie sich der notwendige Wandel und die Auf-
klärung über die Widersprüche und Gefahren
beschleunigen lassen. Wenn die Frage so ge-
stellt wird, sind auch die herkömmlichen, eta-
blierten Rechtsordnungen nicht länger tabu,
sondern es wird unter den Protestierenden über
begrenzte oder auch weitgehende Regelverlet-
zungen und das Übertreten von Normen nach-
gedacht.

Diese Frage wird von den Teilnehmern und
den Beobachtern einer sozialen Bewegung sel-
ten einheitlich beantwortet. Es gibt diejeni-
gen, welche sich auf Formen des legalen Pro-
testes oder der Nichtzusammenarbeit beschrän-
ken wollen, und es gibt andere, welche die
unhaltbare Konfliktsituation und ihre Befürch-
tungen oder Hoffnungen dadurch dramatisie-
ren wollen, dass sie das Risiko der Übertre-
tung legaler Grenzen erwägen und die dro-
henden Sanktionen in Kauf nehmen. Von die-
ser Gruppe sagen Beteiligte und Beobachter
in der Bundesrepublik Deutschland, dass sie
an Zivilen Ungehorsam denke bzw. diesen
bereits ausübe. Dieser Sprachgebrauch hat sich
seit etwa 50 Jahren im deutschen Sprachraum
durchgesetzt. Dies geschah vor allem im Zu-
sammenhang mit Protesten gegen Atomwaf-
fen und Atomkraftwerke.

2 | Was bedeutet „zivil“?

Bei solchem Zivilem Ungehorsam handelte es
sich um eine Übertragung der angelsächsischen
Begriffsbildung „civil disobedience“ ins Deut-
sche. „Zivil“ wurde in Anlehnung an Gandhi
qualifiziert als „höflich, wahrheitsliebend, be-
scheiden, klug, hartnäckig, doch wohlwollend,
nie verbrecherisch und hasserfüllt“ bzw. kurz
als „gewaltfrei“. Auf diese Weise wurde der
Zivile Ungehorsam als eine besondere Art des
Widerstandes im Gesamtbereich des Widerstan-
des markiert. Letzterer kann – wie uns vom

Widerstand gegen das NS-Regime bekannt ist
– auch gewaltsame Formen einschließen.

Zur Popularität des Zivilen Ungehorsams
und zu seiner Integration in die Theorien de-
mokratischer Partizipation hat in der Bundes-
republik Deutschland erheblich beigetragen,
dass es bei den Protesten gegen die Stationie-
rung von atomaren Mittelstreckenraketen seit
Beginn der 1980er Jahre an mehreren Standor-
ten, vor allem aber in Mutlangen, zu wieder-
holten Sitzblockaden der Zufahrten von Rake-
tenstandorten gekommen ist und tausende
Beteiligte nach ihrer Festnahme und erken-
nungsdienstlichen Behandlung wegen angeb-
lich „gewaltsamer Nötigung“ – in der Regel
zu Geldstrafen unterhalb der Grenze, in der
sie als „vorbestraft“ gegolten hätten – verur-
teilt wurden. Dann entschied das Bundesver-
fassungsgericht, dass es sich bei den Sitzpro-
testen doch nicht um gewaltsame Nötigungen,
sondern nur um Ordnungswidrigkeiten gehan-
delt habe.

Zu einer ähnlichen Verwendung von gewalt-
freien Sitzblockaden kam es später beim Pro-
test gegen die Transporte von radioaktivem
Material in das Zwischenlager in Gorleben.
Auch beim Protest gegen das Bahnhofsprojekt
Stuttgart 21 hat die Gruppe der „Parkschüt-
zer“ das Fällen von alten Bäumen auf dem
Baugelände durch das Einkreisen der Bäume
durch Sitzblockaden zu verhindern gesucht.

In Deutschland sind diese Aktionen, wel-
che die Akteure als „gewaltfrei“ qualifizierten
und die sich aus politologischer Sicht als Zivi-
ler Ungehorsam bezeichnen lassen, bislang in
erster Linie verwendet worden, um Konflikte
medienwirksam zu dramatisieren und ihre po-
litische Bearbeitung voran zu treiben.

Tatsächlich hat die Bereitschaft zum Zivi-
len Ungehorsam in Deutschland dazu geführt,
dass die Proteste nicht länger ignoriert werden
konnten und es zu einer breiten Diskussion
des Anliegens der Protestierenden kam. Dafür
war eine wichtige Voraussetzung, dass die Pro-
testierenden ihre politischen Gegner und Un-
beteiligte nicht verletzten, sondern den Groß-
teil der persönlichen Belastungen, die sich mit
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dem Protest verbanden, selbst trugen und kei-
ne Unbeteiligten in Mitleidenschaft gezogen
wurden.

Durch diese Rücksichtnahme unterscheiden
sich Aktionen Zivilen Ungehorsams vom „agi-
tatorischen Terror“, der auch beansprucht,
Konflikte zu dramatisieren. Der agitatorische
Terror, der mit Anschlägen bis hin zum Selbst-
mordattentat auf unhaltbare Zustände hinwei-
sen will, hat im Unterschied zum Zivilen Un-
gehorsam das Ziel, seine Gegner durch eine
Steigerung gewaltsamer Maßnahmen zum
Nachgeben zu zwingen. Hingegen verbindet
sich mit Aktionen des Zivilen Ungehorsams
die Vorstellung, dass seine Gegner und die
Beobachter von der Sozialverträglichkeit der
Forderungen der Protestierenden überzeugt
werden können.

Diese Einsicht in die Sozialverträglichkeit
der Forderungen derjenigen, die Zivilen Unge-
horsam leisten, kann verschiedene Ausprägun-

gen erfahren. So können zum Beispiel Aktio-
nen, die sich gegen die Rassendiskriminierung
wenden, dazu führen, dass Rassisten ihre Vor-
urteile aus besserer Einsicht aufgeben, oder sie
können Integrationsmaßnahmen dulden, weil
sie diese für unvermeidlich und für das gerin-
gere Übel halten als ein Anhalten der dramati-
schen Auseinandersetzungen.

3 | Dramatik und Rhetorik

Diejenigen, die sich an Protestbewegungen
beteiligen, also das zugehörige Wir-Gefühl
aufweisen, sind sich mittlerweile bewusst, dass
ihre latente oder aktuelle Bereitschaft zum
Zivilen Ungehorsam ein wichtiges Qualitäts-
merkmal ist und dessen Vorhandensein die be-
sondere Durchsetzungsfähigkeit einer Bewe-
gung ausmachen kann. Der Hinweis auf die
Fähigkeit, neben legalen Protestaktionen auch
zu Aktionen zu greifen, die sich als Ziviler
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Ungehorsam bezeichnen lassen, kann darum
in den Verlautbarungen der Sozialen Bewegun-
gen eine prominente und zunehmende Rolle
spielen.

Damit einher geht auch eine gewisse Nei-
gung, den Zivilen Ungehorsam und die Zivil-
courage in einem Atemzug zu nennen und die-
se Kombination zum Versatzstück der Protest-
rhetorik zu machen. Noch ist der Begriff des
Zivilen Ungehorsams nicht abgenutzt, weil
bekanntlich immer wieder die Probe auf die
Ankündigung bestanden werden muss. Die
Erweiterung der bürgerlichen Beteiligungsrech-
te, welche im juristischen Nachgang zu Aktio-
nen des Zivilen Ungehorsam immer wieder zu
verzeichnen waren, konnten von den Vorkämp-
fern der Sozialen Bewegungen, welche die Straf-
verfahren durchstehen mussten, eben doch nur
mit Mühe und durch das Ertragen von Härten
erreicht werden.

So musste zum Beispiel Dr. Wolfgang Stern-
stein, der in mehreren Strafverfahren wegen
Aktionen, die er selbst als Zivilen Ungehor-
sam bezeichnete, zu Geld- und ersatzweise zu
Gefängnisstrafen verurteilt worden war, diese
ganz oder teilweise absitzen (Sternstein 2005).
Neun Haftstrafen summierten sich auf mehr
als ein Jahr, das er in der JVA Rottenburg ver-
bracht hat. Seine Erfahrungen als „Graswur-
zelpolitiker“ und „Knastologe“ (als „Edelkna-
cki“ wurde er halb spöttisch, halb respektvoll
von den Mitgefangenen bezeichnet) wurden
in einer politologischen Dissertation eingehend
untersucht (Philipp 2006). Das Kapitel „Als
Aktionsforscher im Gefängnis“ sollten alle stu-
dieren, die sich einbilden, über den Zivilen
Ungehorsam als demokratisches Ingredienz
philosophieren zu können.

Auch wenn das Signalwort „Ziviler Unge-
horsam“ mittlerweile in Deutschland seinen
schrillen, alarmierenden Klang etwas verloren
hat und zum Verständigungsmittel und Ge-
brauchsartikel der Protestkultur geworden ist
und auch wenn heute einschlägige Gandhi-Zita-
te zum Beispiel die Flugblätter der Gegner des
Tiefbahnprojekts Stuttgart 21 zieren, ist es
immer noch eine wesentliche Frage, ob Soziale

Bewegungen durch das Organisieren von mas-
senhaftem Zivilem Ungehorsam ihre Ziele in
einem entscheidenden Maße fördern können.

4 | Der Wutbürger wird befragt

Dass man durch eine Art „Propaganda der Tat“
einen Konflikt mittels demonstrativem Zivilem
Ungehorsam dramatisieren und zum Medien-
ereignis machen kann, wird mittlerweile unter
Politologen und von Juristen kaum mehr be-
stritten. Hans Herbert von Arnim zitiert in
einem Beitrag, in dem er sich mit dem Phäno-
men des „Wutbürgers“ befasst, das Bundesver-
fassungsgericht mit der Einschätzung: Beim
Zivilen Ungehorsam gehe es „nicht um fakti-
sche Verhinderung des Protestanlasses, insbeson-
dere nicht um effektive Lähmung staatlicher
Funktionen, sondern um ein dramatisches Ein-
wirken auf den Prozess der öffentlichen Mei-
nungsbildung.“ (Arnim 2011: 7)

Doch offen ist immer noch die Antwort
auf die Frage, ob man in Fällen, in denen die
Öffentlichkeit bereits weiß, was auf dem Spie-
le steht, zu denen also ein Diskurs stattgefun-
den hat und jeder Leser einer seriösen Tages-
zeitung das Pro und Contra referieren könnte,
durch fortgesetzten und nunmehr nicht nur
demonstrativen Zivilen Ungehorsam einer Sa-
che noch zum Erfolg verhelfen kann, die durch
demokratische Verfahren hinreichend legitimiert
scheint. Gibt es also für soziale Bewegungen
Scheidepunkte, an denen deutlich wird, dass
der demonstrative Ziviler Ungehorsam denje-
nigen, die in Abstimmungen unterlegen sind,
keinen Erfolg mehr bescheren dürfte?

Ein Fall, in dem sich diese Frage stellt, ist
der Konflikt um das Tiefbahnprojekt Stutt-
gart 21. Kann Ziviler Ungehorsam dieses Pro-
jekt noch stoppen und lässt er sich überhaupt
noch legitimieren?

Man kann zwar darauf hinweisen, dass die
Befürworter des Projektes über größere Mit-
tel zur Verbreitung ihrer Vorstellungen verfügt
haben als die Gegner. Doch bei der Volksab-
stimmung im November 2011 war der Grad
der Aufklärung der Stimmberechtigten so er-
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heblich, dass man meinen konnte: Er war aus-
reichend, um den Gegnern des Projektes zum
Erfolg zu verhelfen, zumal sie ja den Minister-
präsidenten von Baden-Württemberg und die
Grünen als die stärkere Partei in der Koaliti-
onsregierung auf ihrer Seite hatten.

Ähnlich war die Lage bei der Stationierung
der Mittelstreckenraketen zum Ende des Jah-
res 1983. Die Folgen eines eventuellen Einsat-
zes der atomaren Waffen waren bekannt und
die Wähler hätten die Möglichkeit gehabt, die
Befürworter einer Stationierung neuer Rake-
ten bei den Bundestagswahlen nicht im Amt
zu bestätigen.

Bei der Volksabstimmung in Baden-Württem-
berg über das Bahnprojekt und bei der Bun-
destagswahl im Jahre 1983 wurde die Mög-
lichkeiten, welche die massenhafte Aufklärung
über den Konfliktgegenstand eröffnet hatten,
von den Wahlberechtigten nicht im Sinne der
Projektgegner wahrgenommen. Kann man dann
von einer causa finita sprechen, oder bietet
hartnäckiger, individueller und potentiell wie-
der anschwellender Ziviler Ungehorsam immer
noch eine Chance, das ursprünglich angestreb-
te Protestziel oder ein Äquivalent zu erreichen?

Das ist eine wirklich sehr schwer zu beant-
wortende Frage. Beim Nachdenken über sie
wird deutlich, dass Ziviler Ungehorsam weit
mehr sein kann als ein Weg, einen Konfliktge-
genstand zu dramatisieren oder faits accom-
plis zu verhindern, bis noch ausstehende juris-
tische Verfahren abgeschlossen sind.

5 | Das Gewissen als unkalkulierbarer
Faktor

Die besondere Qualität des Zivilen Ungehor-
sams macht aus, dass hier nicht nur kluge Öf-
fentlichkeitsarbeit gemacht, also ein Anliegen
dramatisiert wird, sondern dass hier Individu-
en dem, was ihnen das Gewissen gebietet,
Ausdruck zu verleihen versuchen. Und das
Gewissen spricht eine andere Sprache als das
positive Recht und man hört diese Sprache
mit anderen Ohren. Gandhi und Martin Lu-
ther King meinten, bei diesem ganz persönli-

chen Zivilen Ungehorsam artikuliere sich „soul
force“. Es sei eine Sprache des Herzens, die
auch primär an die Herzen der Betroffenen
appelliere.

Man kann sich dagegen sträuben, die Exis-
tenz von Gewissen und Seelenstärke anzuer-
kennen. Es handelt sich um keine messbaren
Größen. Darum lässt sich auch nicht ausrech-
nen, welches Quantum „soul force“ welche
Wirkung erzielen wird. Es lässt sich jedoch
feststellen, dass es immer wieder Menschen
gab, die sich auf ihr Gewissen berufen und
mit ihren Aktionen der Verweigerung oder des
konstruktiven, illegalen Einsatzes Erfolge er-
rungen haben, die zunächst ziemlich unwahr-
scheinlich waren. Und manche dieser Gewis-
senstäter haben ihre Wirkung erst entfaltet,
nachdem ihre Gegner sie bereits physisch ver-
nichtet hatten.

Für die Christenheit geriet das Kreuz, das
die Niederlage Jesu zu besiegeln schien, zum
Siegeszeichen. Säkular gesprochen ist die Fra-
ge, ob diejenigen, welche in schwer kalkulier-
barer oder ziemlich hoffnungsloser Lage zum
Zivilen Ungehorsam greifen, ausreichend „soul
force“ aufbringen, um noch eine Wende zu
ihren Gunsten zu erreichen. Erschwert wird
die Antwort auf diese Frage noch durch den
Umstand, dass der Erfolg sich verzögern kann
und nicht mehr zu Lebzeiten derjenigen er-
kennbar wird, die sich auf ihr Gewissen beru-
fen haben. Für Religionsgemeinschaften gilt
das Wort: Das Blut der Märtyrer ist der Sa-
men der Kirche. Doch man kann diese Erfah-
rung auch säkular begreifen: Die deutsche
Demokratie der Nachkriegszeit lebte nach der
fast totalen Niederlage der Humanität im Drit-
ten Reich von dem Zeugnis der Widerstands-
kämpfer vor den sogenannten Volksgerichts-
höfen. Wie sie dort von einem Freisler ohne
Hosenträger und Gürtel vorgeführt und ange-
brüllt wurden, hat sich dem Gedächtnis der
Deutschen eingeprägt.

Darf man diese Erfahrung anwenden auf
die Frage der Wirkung des fortgesetzten Zivi-
len Ungehorsams in Konfliktfällen wie Stutt-
gart 21, auf die eskalierenden deutschen Waf-
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fenexporte, das Abschieben und Aussperren von
Flüchtlingen, die Erderwärmung infolge von
Kohlenstoffdioxyd-Emissionen? Diese Frage
kann ein Politologe mit seinen Methoden nicht
beantworten. Er kann nur signalisieren: Die
Herrschenden müssen damit rechnen, dass
immer wieder Menschen unter Berufung auf
ihr Gewissen oder auf religiöse Offenbarun-
gen in einem Konfliktfeld ihrer Wahl einen
Standpunkt einnehmen und wie ein Martin
Luther in Worms darauf hinweisen, dass sie
nicht anders handeln können, als hier zu ste-
hen und den Mächtigen zu widersprechen und
dass Gott ihnen helfen möge. Unter denen,
die das tun, wird es „Spinner und Schwächlin-
ge“ geben, aber wahrscheinlich auch einige oder
gar viele, die eine Wende heraufführen wer-
den, mit der zunächst kaum jemand noch ge-
rechnet hat.

Theodor Ebert, geb. 1937 in Stuttgart, lehr-
te bis 2002 Politische Wissenschaft am Otto-
Suhr-Institut der FU Berlin. Kontakt:
theodorebert@web.de
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Effektive Strategien für zivilgesellschaftliche Organisationen zur

„Großen Transformation“

Michael Narberhaus

Unzählige zivilgesellschaftliche Organisationen1

(ZGOs) kämpfen gegen die ganze Breite von
sozialen und ökologischen Problemen wie den
Klimawandel, Dürren, Ressourcen- und Nah-
rungsknappheit, Armut und andere mehr. Trotz
vieler Erfolge in der Vergangenheit spitzen sich
diese Probleme immer weiter auf eine globale
Nachhaltigkeitskrise zu, die die Existenz der
Menschheit auf unserem Planeten gefährdet.

Immer mehr Führungskräfte in ZGOs hin-
terfragen daher ihre Strategien kritisch und
suchen nach neuen, erfolgversprechenden We-
gen zur Lösung der globalen Krisen. Sie müs-
sen Strategien entwickeln, die auf die kultu-
rellen und systemischen Wurzeln zielen, die
diesen Krisen zugrunde liegen. Eine „Große

Transformation“ zu einer zukunftsfähigen
Gesellschaft gibt eine vielversprechende Rich-
tung vor.

1 | Zeit für einen Richtungswechsel

Während sich durch wirtschaftliche Entwick-
lung die Lebensverhältnisse von Millionen von
Menschen verbessern, wird die Kapazität der
Erde, Rohstoffe zur Verfügung zu stellen und
Schadstoffe zu absorbieren, schon seit länge-
rem überschritten. Die ressourcenintensiven Le-
bensstile einer wachsenden globalen Konsumen-
tenschicht verstärken den Druck auf die Erd-
ökosysteme. Das bedroht besonders die ohnehin
schon ärmsten und benachteiligten Teile der
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Menschheit. Lokale und schnelle Lösungen
stehen oft nicht zur Verfügung, insbesondere
wenn die Ursachen in geographisch weit ent-
fernten Teilen der Erde zu suchen sind und
die Folgen am stärksten zukünftige Generatio-
nen treffen werden.

Herkömmliche lineare Ansätze, die großen
ökologischen und humanitären Herausforde-
rungen zu lösen, scheitern häufig aufgrund
komplexer Rückwirkungen im System. Der
sogenannte „Rebound-Effekt“ entsteht, wenn
anfänglich positive Resultate durch nachfolgen-
de entgegengesetzte Effekte an einer entfern-
ten Stelle im System (ganz oder teilweise)
wieder rückgängig gemacht werden. Eine Ant-
wort auf ein Problem kann aber auch ganz
andere, neue Probleme verursachen. Eine in-
tensive Landwirtschaft kann beispielsweise der
Lösung von Nahrungsknappheit dienen und
wird gleichzeitig die Bodenqualität verschlech-
tern und zu wachsenden CO2-Emissionen bei-
tragen. Es stellt sich die Frage, ob die ver-
schiedenen Akteure – zivilgesellschaftliche
Organisationen eingeschlossen – eigentlich auf
angemessene Art und Weise auf den systemi-
schen Charakter der globalen Nachhaltigkeits-
krise reagieren.

Der Handlungsspielraum von Regierungen,
Unternehmen, Einzelpersonen und anderen ge-
sellschaftlichen Akteuren, auf diese Krisen wirk-
same Antworten zu finden, ist durch das ge-
genwärtig noch beherrschende Marktparadig-
ma stark eingeschränkt: Die Regierungen müss-
ten eigentlich weitreichende Maßnahmen er-
greifen, sind aber gefangen in den Zwänge
der kurzen Wahlzyklen und eines auf Wachs-
tum ausgerichteten Wirtschaftssystems. Unter-
nehmen setzen sich dem Druck zur Gewinn-
maximierung aus und schränken so ihre Hand-
lungsfähigkeit stark ein. Und auch das Verhal-
ten von Konsumenten ist tief in gesellschaftli-
chen Normen verwurzelt und durch die wirt-
schaftlichen Strukturen begrenzt. Selbst wenn
der Einzelne über seine Rolle als Konsument
hinausgeht, kann er wenig gegen die tiefer lie-
gende Dynamik ausrichten, die die Krise an-
treibt.

Ein weiterer gesellschaftlicher Akteur mit
dem Potential, zur Lösung der globalen Kri-
sen beizutragen, sind die zivilgesellschaftlichen
Organisation. In ihrer Mission, gesellschaftli-
che Interessen zu vertreten, haben ZGOs viele
Erfolge erzielt. Nicht zuletzt deshalb sind die
gesellschaftliche Akzeptanz und das in ZGOs
gesetzte Vertrauen hoch. Eine Umfrage mit
ca. 5.000 Personen in 22 Ländern ergab, dass
NGOs das Vertrauen von 62% der Öffentlich-
keit genießen. Diese Werte liegen höher als
jene von Unternehmen, Regierungsorganisati-
onen und Medien (Edelmann 2010).

Es scheint also, dass ZGOs die Fähigkeiten
und das Mandat haben, als wichtige gesell-
schaftliche Kraft die miteinander verflochte-
nen und sich verschlimmernden ökologischen
und sozialen Herausforderungen anzugehen.
ZGO-Führungskräfte kommen allerdings zuneh-
mend zu dem Schluss, dass ihre gegenwärti-
gen Strategien nicht auf die systemische Her-
ausforderung zugeschnitten sind. Eine Umfra-
ge unter ZGO-Führungskräften zeigt mögli-
che Gründe auf2:

Erstens orientieren sich vor allem die gro-
ßen NGOs (zum Beispiel im Umwelt- und
Entwicklungsbereich) pragmatisch in Richtung
kurzfristig politisch erreichbarer kleiner Ver-
änderungen.

Zweitens, als direkte Konsequenz dieser
pragmatischen Philosophie, haben sich viele
ZGOs über die Jahre zunehmend darauf kon-
zentriert, nationale und internationale politi-
sche Prozesse zu begleiten und zu beeinflus-
sen. Dieser Ansatz geht oft bis hin zur Rolle
des politischen Beraters. Die Zwänge, denen
die Politik ausgesetzt ist, wirken so auch auf
die Strategie der ZGO. Weitreichende gesell-
schaftliche Veränderungen können so aber nicht
erreicht werden. Der Kopenhagener Klimagip-
fel von 2009 offenbarte die Fehlannahme, dass
rationale wissenschaftliche Argumente das in-
ternationale politische System zu einem globa-
len Klimaabkommen bewegen würde.

Drittens sind die meisten Aktivitäten in
ZGOs immer noch nach Einzelthemen wie zum
Beispiel Klima, Meeresschutz, Entwicklungs-
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politik und ähnliches organisiert. Diese Spezi-
alisierung verhindert, dass wichtige Quer-
schnittverbindungen erkannt werden. Sie be-
hindert auch die effektive Zusammenarbeit
zwischen Organisationen, die sich unterschied-
lichen Einzelthemen widmen.

Derweil stößt die Erde an ihre biophysi-
schen Grenzen, die Einkommensunterschiede
nehmen in den meisten Ländern stark zu und
trotz gegenteiliger Behauptung führt Wirt-
schaftswachstum nicht zur Beseitigung von
Armut. Es ist offensichtlich, dass Ansätze und
Strategien, die jedes dieser Probleme separat
betrachten und dabei nicht die hergebrachten
Wertesysteme und institutionellen Strukturen
in Frage stellen, uns nicht auf den Pfad einer
nachhaltigen und gerechten Entwicklung brin-
gen können.

Nachhaltige und gerechte Entwicklung er-
fordert tiefgreifende Veränderungen in allen

Bereichen: Technologie, Gesetze, wirtschaftli-
che und politische Institutionen, Kultur und
gesellschaftliche Werte. Die heute üblichen
pragmatischen ZGO-Strategien sind unzurei-
chend und können sogar die Chancen für ei-
nen tiefgreifenden Wandel untergraben – zum
Beispiel, indem sie den Eindruck erwecken,
dass die Politik der kleinen, realistischen Ver-
änderungen und technische Innovationen die
Probleme schon lösen werden.

2 | Wie können ZGOs der neuen Aufgabe
gerecht werden?

Die Konzentration der ZGOs auf das politi-
sche Tagesgeschäft und der Fokus auf Spezial-
themen haben es nicht geschafft, die Öffent-
lichkeit in dem Maße zu mobilisieren, dass
dadurch ein fundamentaler Richtungswechsel
der Politik entstanden wäre. Um wieder eine

Effektive Strategien für zivilgesellschaftliche Organisationen
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Führungsrolle in Richtung auf eine zukunfts-
fähige Gesellschaft einnehmen zu können,
müssen zivilgesellschaftliche Akteure ihre Stra-
tegien fundamental überdenken. Sie müssen
sich eine neue, umfassendere Vision für eine
zukunftsfähige Gesellschaft zu Eigen machen.
Eine Vision, die auf die Ursachen – kulturelle
Werte, Lebensstile, wirtschaftliche Strukturen
– anstatt auf die Symptome zielt. Genauso
wichtig ist es, dass ZGOs neue Wege finden,
um Veränderungsprozesse in Gesellschaft, Po-
litik und Wirtschaft auszulösen und zu beein-
flussen.

3 | Eine neue Vision – die „Große
Transformation“

Eine Vielfalt an Experimenten, Ideen und An-
sätzen werden gebraucht, um uns in Richtung
einer nachhaltigen Gesellschaft zu bewegen.
Es sollte nicht die eine Vision von Nachhaltig-
keit geben, auf die wir uns einigen müssen. Je
mehr die Zivilgesellschaft sich aber um die für
die zukunftsfähige Gesellschaft wichtigen Kern-
werte und Prinzipien zusammenfindet, desto
stärker wird sie sich als Akteur für eine Trans-
formation positionieren.

Die „Große Transformation“ ist eine sol-
che Grundrichtung, die die Konturen für den
Weg zu einer zukunftsfähigen Gesellschaft
und Wirtschaft zeichnet (Raskin et al 2002).
In ihrer Dimension ist die „Große Transfor-
mation“ vergleichbar mit der industriellen
Revolution. Sie wird von uns verlangen, dass
wir uns vom herrschenden Paradigma des
Wirtschaftswachstums und dem vorherrschen-
den Konsumdenken lösen. Wir müssen statt-
dessen eine Kultur des Gemeinwohls entwi-
ckeln, die nicht auf materiellem Wachstum
beruht. Die „Große Transformation“ setzt
voraus, dass wir uns von der Vorstellung lö-
sen, das gegenwärtige Wirtschaftssystem sei
in Stein gemeißelt. Nein, es bleibt ein mensch-
liches Konstrukt, dass wir ändern können.
Und das wir ändern müssen, wenn wir ernst-
haft etwas gegen die globalen Krisen unter-
nehmen wollen.

Die Hoffnung ist, dass ein gemeinsames
Grundverständnis von einer „Großen Transfor-
mation“ die Basis schafft, um die ganzen Brei-
te von ZGOs zu vereinen und ihnen zu neuer
Stärke zu verhelfen.

4 | Vernetztes Denken in Organisationen
verankern

Um komplizierten Problemen wie dem Kli-
mawandel mit adäquaten Mitteln zu begeg-
nen, muss ein Verständnis für die komple-
xen Rückwirkungen im System geschaffen
werden. Traditionelle Herangehensweisen,
wie das Herunterbrechen in Teilprobleme
oder die Analyse von Ursache-Wirkungsbe-
ziehungen sind inadäquat zur Lösung syste-
mischer Probleme. Vernetztes Denken kann
ZGOs helfen, auch indirekte Wirkungen im
Wirtschaftssystem, der Natur und in der
Gesellschaft zu erkennen und zu beurteilen
und Rückschlüsse auf die Ursachen zu zie-
hen. Vernetztes Denken in ZGOs ist essenti-
ell, um erfolgreiche Strategien zu entwickeln
und sich selbst zu einer lernenden Organisa-
tion zu verändern.

5 | Strategien zur kulturellen Transfor-
mation

Erkenntnisse aus der Sozialpsychologie können
ZGOs dabei helfen, den gesellschaftlichen
Wandel zu zukunftsfähigeren Wertevorstellun-
gen und Weltbildern viel systematischer anzu-
gehen als bisher. Viele gängige Kampagnen-
strategien beruhen oft auf der unvollständigen
Annahme, dass der Mensch überwiegend rati-
onal entscheidet und handelt. Gleichzeitig be-
dient sich ein Großteil der pragmatisch ausge-
richteten Kommunikationsarbeit der Denkmus-
ter der Konsum- und Wachstumsgesellschaft.
Ein Bewusstseinswandel wird dadurch nicht
unterstützt oder – schlimmer noch – kann sogar
behindert werden, weil die alten mentalen
Strukturen ständig angesprochen oder bestärkt
werden. Ein Beispiel ist der Green-Economy-
Diskurs von grünen Wirtschaftszweigen, die
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das nationale Wirtschaftswachstum ankurbeln
wollen.

Es ist wichtig, dass ZGOs sich solche
sicherlich ungewollten Zielkonflikte zwischen
kurzfristigen politischen Taktiken und der
Notwendigkeit eines längerfristigen kulturel-
len Wandels bewusst machen und anfangen,
viel gezielter Kampagnen und Strategien zu
entwickeln, die mit den Wertemustern einer
zukunftsfähigen Gesellschaft vereinbar sind.
Eine solche Neuausrichtung würde der Zivil-
gesellschaft die Chance bieten, sich themen-
übergreifend an der Suche für eine neue posi-
tive Erzählung über eine zukunftsfähige Ge-
sellschaft zu beteiligen. Eine solche Große
Erzählung, bestehend aus tausenden von Ein-
zelgeschichten, muss die Herzen und Köpfe
von Millionen von Menschen ansprechen und
eine kreative und emotionale Geschichte
darüber anbieten, wer wir sind und wie wir
gelebt haben wollen. Um dies zu erreichen,
werden keine politischen Fachspezialisten ge-
braucht, sondern Psychologen, Philosophen
und Dichter.

6 | Radikale Innovationen fördern

Die „Große Transformation“ erfordert kom-
plexe Lernprozesse und tiefgreifende Innovati-
onen. Nationale und internationale Politik so-
wie die etablierten Unternehmen sind gewohnt,
sich kurzfristig zu orientieren. Dabei unterlie-
gen sie Pfadabhängigkeiten, die sie nicht ein-
fach verlassen können. Wir können von ihnen
nicht erwarten, dass sie den fundamentalen
Richtungswechsel alleine bewerkstelligen. Wich-
tig sind daher Initiativen, die Innovation für
eine zukunftsfähige Wirtschaft und Gesellschaft
von unten anstoßen, entwickeln und vorleben.
Um den systemischen Wandel aktiv zu unter-
stützen, sollten ZGOs viel mehr die wahren
Betreiber des Wandels unterstützen.

Solche Change Agents sind auf allen Ebe-
nen zu finden (lokale Ebene, in Unternehmen,
Regierungen usw.) und zeichnen sich dadurch
aus, dass sie althergebrachte Weltanschauun-
gen in Frage stellen und aktiv mithelfen, neue

zukunftsfähige Institutionen zu schaffen (Le-
gewie/Welzer 2010). ZGOs könnten hier ei-
nen wichtigen Beitrag leisten, indem sie oftmals
isoliert und einzeln agierende Change Agents
miteinander verbinden und zur Weiterverbrei-
tung der Innovationen beitragen.

7 | Die Entstehung einer neuen globalen
Bewegung unterstützen

Seit dem Gipfel von Rio 1992 hat die Unter-
stützung von politischen Graswurzelbewegun-
gen im Vergleich zur Politikarbeit eine unter-
geordnete Rolle bei den ZGOs gespielt. Die
„Große Transformation“ als gesellschaftliches
Projekt kann jedoch nur Erfolg haben, wenn
eine neue große globale Bürgerbewegung ent-
steht, die die verschiedenen Perspektiven von
bestehenden Bewegungen als unterschiedliche
Ausdrucksformen eines gemeinsamen Projek-
tes vereint (Raskin 2010). ZGOs sollten ihre
Ressourcen nutzen und hierbei eine entschei-
dende Rolle spielen, indem sie ihre Mitglieder
und weitere Kreise von Bürgern dazu inspirie-
ren, sich einer Bewegung der „Großen Trans-
formation“ anzuschließen. Um das möglich zu
machen, sind allerdings neue Modelle von
Zusammenarbeit und Führung in ZGOs von
Nöten.

8 | Geldgeber müssen strategisch
einbezogen werden

Um einen Wandel in Richtung transformati-
ver Strategien zu vollziehen, brauchen ZGOs
die entsprechenden Geldmittel. Dies ist eine
größere Herausforderung, da Geldgeber und
Förderer meistens die Spezialisierung auf Ein-
zelthemen in ZGOs fördern und dadurch die
Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen
Sektoren behindern. Es ist daher wichtig, dass
ZGOs die Notwendigkeit für umfassendere
Strategien an die Geldgeber herantragen und
anfänglich vor allem mit Change Agents in
Förderstiftungen arbeiten. Zusammen mit den
Förderern müssen dann auch neue Monitoring-
und Evaluationsprogramme erarbeitet werden,
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die mit den Bedingungen transformativer Stra-
tegien vereinbar sind.

9 | Die praktische Umsetzung: Smart
CSOs Lab

Im Smart CSOs Lab (www.smart-csos.org)
kommen Führungspersonen der Zivilgesell-
schaft, von Förderstiftungen und aus der Wis-
senschaft zusammen, um gemeinsam neue
ZGO-Strategien für die „Große Transformati-
on“ zu entwickeln und umzusetzen. Der Be-
darf nach einer grundsätzlichen Erneuerung
wird in weiten Bereichen der Zivilgesellschaft
inzwischen erkannt. Darauf aufbauend unter-
stützt das Smart CSOs Lab eine internationale
Community of Practice beim transdisziplinä-
ren Lernen und Experimentieren mit neuen
Ansätzen, die beispielsweise auf Erkenntnissen
aus der Sozialpsychologie und der Innovations-
forschung beruhen. Es geht der Initiative dar-
um, der Zivilgesellschaft insgesamt zu einem
Kurswechsel zu verhelfen, damit sie eine trei-
bende Kraft für die „Große Transformation“
wird.

Michael Narberhaus ist Leiter der Smart
CSOs Initiative. Kontakt: michael@smart-
csos.org

Anmerkungen
1 Die in diesem Artikel gebrauchte Defini-

tion für ZGO entstammt der Definition
for Civil Society Organisation, LSE Cen-
tre for Civil Society: Der Begriff Zivilge-
sellschaft beschreibt nicht erzwungene
kollektive Tätigkeit, die durch soziale

Michael Narberhaus

oder ökologische Werte und Zielsetzun-
gen motiviert ist. Der Begriff Zivilgesell-
schaftliche Organisationen (ZGOs) um-
fasst eine Vielfalt von Akteuren und in-
stitutionellen Formen, die sich durch den
Grad an Formalität, Macht und Unabhän-
gigkeit unterscheiden. Darunter fallen
u. a.: Umwelt- und Entwicklungs-NGOs,
Graswurzelorganisationen, Organisationen
für Frauenrechte, religiöse Vereinigungen,
Gewerkschaften und soziale Bewegungen.

2 Die Studie wurde mit Hilfe von ausführli-
chen Interviews einer ausgewählten Gruppe
von 22 ZGO-Vertretern und Wissenschaft-
lern durchgeführt (als Teil des Action Town
Projektes).
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PORTRAIT
.................................................................................................................................

Die Bewegungsstiftung

Es war schon ein besonderes Ereignis, als am
2. März 2002 die Bewegungsstiftung im Haus
der Demokratie und Menschenrechte in Ber-
lin gegründet wurde. Anstiftung zum politi-
schen Wandel durch vorwiegend wohlhabende
junge und ältere Menschen, das hat es vorher
nicht gegeben. „Mit Geld die Welt verändern“,
war die Parole der neun StifterInnen, die
allesamt selbst Erfahrungen in sozialen Bewe-
gungen gesammelt hatten und einen Teil ihres
ererbten oder erwirtschafteten Vermögens
(damals 250.000 Euro) zusammenwarfen. Ihr
Ziel: Protestbewegungen unterstützen und so
die Gesellschaft verändern oder zumindest ein
wenig demokratischer und friedlicher gestal-
ten. Einig waren sie sich darin, dass es weni-
ger um die Linderung von Symptomen gehen
sollte, sondern um politische Bewegungen, die
einen Beitrag zur mehr sozialer Gerechtigkeit,
zu einer friedlichen Welt, zu ökologischer Ver-
antwortung, Gleichberechtigung und Demo-
kratie leisten. Die Idee begeisterte viele und
wirkte ansteckend. Heute, nach zehn Jahren,
sind es 130 StifterInnen und viele SpenderIn-
nen, die nicht aus mildtätiger, karitativer Mo-
tivation – deren Wichtigkeit und Notwendig-
keit in unserer kälter werdenden Gesellschaft
nicht bezweifelt werden soll – aktiv werden,
sondern aus dem politischen Willen, „direkt
an die gesellschaftlichen Wurzeln [zu] rühren,
das heißt, an die gesellschaftliche Ordnung,
die die Kälte produziert und reproduziert“
(Adorno). Das Stiftungsvermögen ist inzwi-
schen auf 4,9 Millionen Euro angewachsen
(einschließlich einer Treuhandstiftung, der Stif-
tung bridge); jährlich kommen etwa 250.000
Euro Spenden dazu.

Ohne selbst direkt ins politische Gesche-
hen einzugreifen, gestaltet die Bewegungsstif-
tung den sozialen Wandel mit, indem ihre Stif-
terInnen Geld, das sie auch für sich verbrau-
chen könnten, an soziale Bewegungen gibt,
die Motor sozialer Veränderungen sind. Im

Laufe der fast zehnjährigen Förderpraxis wur-
den mehr als 80 Projekte und Kampagnen aus
verschiedenen sozialen Bewegungen, NGOs und
außerparlamentarischen Gruppen finanziell mit
Zuschüssen oder Krediten unterstützt. Die
Liste reicht von Attac, LobbyControl, Robin
Wood bis zu kleineren Initiativen wie Frauen-
häusern, dem GenEthischen Netzwerk oder der
Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und
MigrantInnen. Dabei war schon den Gründe-
rInnen wichtig, was sich zu einem zentralen
Förderprinzip etabliert hat: Die Stiftung för-
dert nicht mit Geld allein, sondern auch durch
Beratung und Begleitung. Wissen und Erfah-
rungen früherer Bewegungen sollen weiter
gegeben werden. Alte Fehler müssen nicht
wiederholt werden. Zudem verfügt die Stif-
tung über ein wachsendes Netz von kompe-
tenten Fachleuten, die gerne bereit sind, ihre
Expertise zur Verfügung zu stellen.

Eine ganz besondere Rolle spielen Bewe-
gungsarbeiterInnen, die sich aus Überzeugung
und zumeist mit viel gratis geleisteter Arbeit
in den Dienst der jeweiligen Protestbewegung
stellen, deren Ziele sie unterstützen. Sie sind
keine EinzelkämpferInnen, sondern gut vernetz-
te VollzeitaktivistInnen, die für diese Arbeit
„frei gestellt“ sind und durch PatInnen unter-
stützt werden. Ihre regelmäßigen Berichte über
Aktionen, die auch von der bürgerlichen Pres-
se oft nicht übersehen werden können, stecken
zum Mitmachen an.

Der Protest ist das wichtigste Instrument,
um auf Missstände und Widersprüche aufmerk-
sam zu machen, politischen Druck auszuüben
und Veränderungen zu bewirken. Er ist zwar
nicht an sich schon als Erfolg zu bewerten, ist
aber geeignet, Menschen zu motivieren, zu
aktivieren und zum Widerstand gegen unzu-
mutbare Bedingungen zu mobilisieren. Manch-
mal kann er Politik zum Umdenken bewegen.
So geschehen in den Frühjahrsmonaten des
Jahres 2011, als Hunderttausende an vielen Or-
ten gegen die Atompolitik der Bundesregie-
rung auf die Straße gingen. Auch wenn das
Ziel des sofortigen Ausstiegs, den die meisten
AtomkraftgegnerInnen gefordert hatten, nicht
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erreicht wurde, wurden doch große Erfolge
erzielt. Die einmal Aktiven werden keine Ruhe
geben und sicher auch weiter Unterstützung
brauchen. Für die Zukunft wird es aber auch
notwendig, darüber nachzudenken, welche Pro-
testformen geeignet sind, nachhaltig den Wi-
derstand breiter Bevölkerungsschichten aufrecht
zu erhalten. Das gilt auch für die Aktivitäten
im Zusammenhang mit Stuttgart 21. Mit Un-
terstützung der Bewegungsstiftung wurde hier
die Notwendigkeit von Bürgerbeteiligung deut-
lich und auch in Stuttgart gehen die Proteste
nach der Wiederaufnahme der Bauarbeiten
weiter. Ähnliche Projekte werden an anderen
Orten künftig nicht einfach über die Köpfe
der Bevölkerung hinweg geplant werden kön-
nen. Auch hier greift ein Förderprinzip der
Stiftung: Sie fördert nicht möglichst viele Or-
ganisationen mit gleich kleinen Beträgen, son-
dern nur einige ausgewählte, mit denen sie dann
aber eine längere, verbindliche Förderbeziehung
eingeht.

Der Erfolg der Bewegungsstiftung kann
nicht nur an dem gemessen werden, was die
unterstützten sozialen Bewegungen erreicht
haben. Die Bewegungsstiftung hat sich auch
zum politischen Treffpunkt entwickelt. Sie
bringt AktivistInnen und StifterInnen zusam-
men. Viele StifterInnen betrachten die Bewe-
gungsstiftung als ihr eigenes politisches Pro-
jekt, bringen sich in die Gremien ein oder be-
teiligen sich an Aktionen und Demonstratio-
nen. Sie legen Wert darauf, dass die Bewegungs-
stiftung ihr Vermögen nach ethischen Kriteri-
en anlegt und den Aufbau alternativer, solida-
rischer und zukunftsträchtiger Strukturen un-
terstützt. Durch die Bewegungsstiftung mit
gegründet wurde das Netzwerk „Wandelstif-
ten“ als Vernetzung von Stiftungen, die ebenfalls
den gesellschaftlichen Wandel mit ihrem Geld
unterstützen wollen.

Für die Zukunft wird es wichtig, dass auch
aus gescheiterten Kampagnen Lehren für wei-
tere Auseinandersetzungen gezogen werden.
Und es gilt darüber nachzudenken, warum
Proteste angesichts der menschenunwürdigen
aktuellen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik kaum

auf breiter Ebene verlaufen. Die Bewegungs-
stiftung würde gerne auch solche Proteste un-
terstützen. Dabei auch in den Blick nehmend,
dass die bisher überwiegende Förderung in
Deutschland sich dafür schrittweise wird inter-
nationalisieren müssen.

Dr. Gisela Notz ist Sozialwissenschaftlerin
und Stiftungsrätin der Bewegungsstiftung und
arbeitet freiberuflich in Berlin. Kontakt:
gisela.notz@t-online.de

ANALYSE
.................................................................................................................................

Gerichtsprozesse als Mittel
politischer Auseinandersetzung

Gerichtsprozesse können für soziale Bewegun-
gen ein wichtiges Element im Prozess politi-
scher Auseinandersetzungen sein. Dazu gehö-
ren zum einen Gerichtsprozesse, die von staat-
licher Seite etwa bei Aktionen Zivilen Unge-
horsams (ZU) erzwungen werden, indem ge-
gen die Beteiligten strafrechtlich vorgegangen
wird. Die Prozesse dienen dann der eigenen
Verteidigung und vor allem der offensiven
Darlegung der politischen Absicht der ZU-
Aktionen. Damit wird die gesellschaftliche
Auseinandersetzung über die Aktion selbst hi-
naus fortgesetzt. Des weiteren kann es sinn-
voll sein, selbst Prozesse etwa über Klagen
anzustrengen, wenn eigene Grundrechte ein-
geschränkt oder bedroht werden, z.B. gegen
Demonstrationsverbote, Ingewahrsamnahmen,
Hausdurchsuchungen, polizeiliche Datenerfas-
sungen und anderes mehr. Ein weiterer Bereich
wären politische Klagen gegen staatliches Un-
recht, z.B. Klagen gegen die Bundesregierung
wegen Führens von Angriffskriegen oder Kla-
gen gegen Atomwaffen oder gegen die Atom-
energienutzung. Aus allen Bereichen möchte
ich einige – auch ältere – Beispiele kurz vor-
stellen. Die meisten der von mir dargestellten
Aktionen fanden im Kontext der Menschen-
rechts- und Friedensbewegung statt. Eine we-
sentliche Rolle spielte dabei oft das Komitee
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für Grundrechte und Demokratie
(grundrechtekomitee.de).

Aktion am Abschiebeknast Worms
Nachdem das Grundrecht auf Asyl im Mai
1993 praktisch abgeschafft worden war, nah-
men bundesweit die Abschiebungen von Asyl
Suchenden zu. Das menschenrechtswidrige
Institut der Abschiebehaft wurde immens aus-
gedehnt. Um dieses massive Unrecht anzupran-
gern, rief ein eigens gegründetes Bündnis „Zi-
viler Ungehorsam für Asylrecht“ dazu auf, das
Abschiebegefängnis in Worms am internatio-
nalen Menschenrechtstag, 10. Dezember 1994,
– mehr oder weniger symbolisch – zu entzäu-
nen. Etwa 800 Personen hatten den Aufruf,
der mit Rechtshilfe-Informationen versehen war
und öffentlich verbreitet wurde, innerhalb kur-
zer Zeit unterzeichnet. Ebenso viele Menschen
beteiligten sich am 10. Dezember zunächst an
der Demonstration durch die Wormser Innen-
stadt. Bei mehreren (Zwischen-)Kundgebungen
wurde auf den Skandal der Abschiebehaft und
Asylpolitik hingewiesen. Die eigentliche Entzäu-
nung konnte nicht durchgeführt werden, da
ein massives Polizeiaufgebot den Abschiebe-
knast abgeriegelt hatte. Längere Zeit wurde
der Abschiebeknast um die Polizeiketten her-
um belagert, bis die Aktion in einer Schluss-
kundgebung ihren Abschluss fand. Die Akti-
on fand große Beachtung und Resonanz. Sogar
die 20.00 Uhr-Tagesschau brachte einen Film-
beitrag vom belagerten Abschiebeknast.

Die Staatsmacht war schon im Vorhinein
tätig geworden: Bei zwei Hauptinitiatoren
wurden Hausdurchsuchungen vorgenommen
und Flugblätter sowie ein Computer zwecks
Beweissicherung beschlagnahmt. Zunächst
wurde gegen alle 800 AufrufunterzeichnerIn-
nen ermittelt. Schließlich kam es jedoch nur
zur Anklage der zehn Personen des Initiativ-
kreises wegen Aufrufes zu Straftaten und ver-
suchter gemeinschädlicher Sachbeschädigung.
Die Prozesse gaben erneut die Möglichkeit,
das bundesdeutsche Abschiebesystem und die
Abschiebehaft öffentlich zu kritisieren. Durch
eine gute Pressebegleitung der Prozesse gelang

es, viele Zeitungen zur Berichterstattung zu
bewegen. Die Prozesse endeten zwar mit Ver-
urteilungen, da die RichterInnen wieder einmal
nicht in der Lage waren, die formalen Regel-
verletzungen der Aktion gegen die schwerwie-
genderen Grundrechtsverletzungen des Staates
an Asyl Suchenden abzuwägen. Die Verteidi-
gungsreden wurden in einem Buch veröffent-
licht, um das Thema in eine breitere Öffent-
lichkeit zu bringen (vgl. Singe 1996). Über
diese Aktion gelang es zudem, bundesweit neue
Initiativen für den Kampf um das Asylrecht
und für die Abschaffung der Abschiebehaft
anzustoßen.

Aufruf zur Desertion der am Jugoslawien-
Krieg beteiligten Soldaten
Die rot-grüne Koalition begann mit der
NATO im März 1999 trotz vielfältiger Pro-
teste einen völkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg gegen Jugoslawien. Die Friedensbewe-
gung protestierte mit Stellungnahmen, Ak-
tionen, Demonstrationen, Sitzblockaden an
militärischen Flugplätzen. Eine Gruppe von
41 KriegsgegnerInnen formulierte und ver-
breitete einen Aufruf an die beteiligten Sol-
daten der Bundeswehr, den Dienst zu ver-
weigern bzw. zu desertieren. Im Aufruf wur-
de der Vorrang des Völkerrechts vor der
Gehorsamspflicht der Soldaten betont. Am
21. April 1999 erschien der Aufruf mit den
Namen der ErstunterzeichnerInnen in „die
tageszeitung“ als Anzeige, woraufhin die
Staatsanwaltschaft aktiv wurde. Es ergingen
Strafbefehle wegen Aufrufes zu Straftaten
(§ 111 StGB in Verbindung mit §§ 16 und
20 Soldatengesetz: Gehorsamsverweigerung
und Fahnenflucht). Gegen alle Strafbefehle
legten die Betroffenen Widerspruch ein, so
dass es zunächst zu 41 Amtsgerichtsverfah-
ren kam. Ergebnis waren 33 Freisprüche, sie-
ben Verurteilungen und eine Verfahrensein-
stellung. Die sehr verfolgungswütige Staats-
anwaltschaft legte gegen die Freisprüche
Berufung ein. Auch die Verurteilten gingen
in Berufung, so dass 40 Landgerichtsverfah-
ren anstanden. Letztendlich landete die Sa-
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che beim Kammergericht Berlin (dies ent-
spricht in anderen Bundesländern dem OLG),
das im Juni 2001 einen Freispruch zweiter
Klasse beschloss: der Aufruf sei gerade noch
von der Meinungsfreiheit gedeckt. Die wirk-
liche Auseinandersetzung um die Völker-
rechtswidrigkeit des Krieges war vor Gericht
so kaum möglich, die Richter wichen allesamt
aus. Entsprechende Beweisanträge wurden als
unerheblich abgetan. Nur ein Richter bewies
seine Unabhängigkeit und stellte unter an-
derem fest: „Die Tatbestände der Gehorsams-
verweigerung und der Fahnenflucht waren
nicht eröffnet, weil der Einsatz der Bundes-
wehr gegen Jugoslawien rechtswidrig war.
(...) Ein rechtswidriger Kampfeinsatz ist kraft
objektiven Rechts zu unterlassen. Es besteht
kein gesetzgeberisches Bedürfnis, seine
Durchführung durch Strafandrohung zu för-
dern“ (Komitee für Grundrechte und Demo-
kratie 2001).

Immerhin fand die Auseinandersetzung um
den Aufruf gerade wegen der lang währenden
Gerichtsprozesse breite Aufmerksamkeit in den
Medien und der damit erreichten Öffentlich-
keit. Über eigene Veröffentlichungen wurden
verschiedene Verteiler der Menschenrechts- und
Friedensbewegung erreicht. So veröffentlichte
z.B. das Grundrechtekomitee anlässlich der
Prozessserie die Schrift „Alle Soldaten sind
potentielle Deserteure“. Schon zuvor hatte es
in vielen Publikationen und Flugblättern die
Rechtswidrigkeit des Jugoslawien-Krieges an-
geprangert und Widerstand organisiert. All
diese Bemühungen haben zur Herstellung ei-
ner kriegskritischen Öffentlichkeit deutlich
beigetragen. Schließlich verlieh die Humanis-
tische Union (HU) den ErstunterzeichnerIn-
nen noch während der Prozessphase den Fritz-
Bauer-Preis, was für die Aktion und das Anlie-
gen weitere öffentliche Aufmerksamkeit er-
brachte. Auch die HU veröffentlichte aus die-
sem Anlass zusammen mit anderen Organisati-
onen eine kleine Streitschrift: „Wenn der
Rechtsstaat seine Meinung ändert. Der Jugos-
lawienkrieg der NATO vor deutschen Gerich-
ten“ (Humanistische Union 2001).

Nach internen Auskünften sollen sogar ein-
zelne Piloten Einsätze gegen Jugoslawien ver-
weigert haben. Wohl um negative Folgen ab-
zuwehren, haben diese ihre Verweigerung nicht
öffentlich gemacht.

Die „resist-the-war“-Kampagne gegen
den Irak-Krieg
Im Herbst 2002 gründete ein Personenbünd-
nis aus Friedens-, Antiatom- und attac-Bewe-
gung eine Kampagne Zivilen Ungehorsams
gegen den sich abzeichnenden völkerrechtswid-
rigen Irak-Krieg. Schon durch die Ankündigung
der Bereitschaft zu ZU-Aktionen sollte politi-
sche Kraft entfaltet und Druck auf die Bun-
desregierung ausgeübt werden. Über 7.000
Selbstverpflichtungen waren zusammengekom-
men. Zentraler Zuspitzungsort war die US-
Airbase Frankfurt/M., die wesentlich an der
Kriegsführung beteiligt war. Dort fanden nach
ersten Demonstrationen Sitzblockaden mit bis
zu 3.000 Teilnehmenden statt. Vor allem die
Aktionen am 15. und 29. März 2003 zogen
Festnahmen, Ordnungswidrigkeiten-Bescheide
und Strafbefehle nach sich. Die Flughafenbe-
treibergesellschaft FRAPORT hatte sich be-
schwert, dass schon bei den Blockaden am 22.
Februar die „Obergrenze der Belastbarkeit an
Behinderungen“ erreicht gewesen sei, so dass
die Polizei nun mit Verbotsverfügungen im
Vorfeld arbeitete.

Gegen über 1.000 Personen wurden Ord-
nungswidrigkeits-Verfahren eingeleitet und
Bußgeldbescheide verschickt. Dank sehr guter
Koordination der Aktion auch im Nachhinein
legten fast alle Beteiligten Widerspruch ein,
so dass es zu rund 1.000 Gerichtsverfahren
hätte kommen müssen. Da knickte die Justiz
ein. Der gemeinsame Widerspruch hatte Er-
folg. Anders ging es mit den Nötigungsverfah-
ren gegen ca. 50 Personen. Fast alle Richterin-
nen und Richter sprachen in den ersten Instan-
zen Verurteilungen aus, so dass die Prozesse in
den nächsten Instanzen weitergeführt werden
mussten (vgl. Netzwerk Friedenskooperative
2005). Die Gerichtsverhandlungen wurden
gemeinsam und solidarisch geplant, von einer
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Rechtshilfe- und Pressegruppe begleitet, so dass
die Auseinandersetzung um diesen verbreche-
rischen Krieg in der Öffentlichkeit weiterhin
über die Prozesse geführt werden konnte. In
diesen Argumentationen wurde deutlich ge-
macht, warum die ZU-Aktionen gerechtfertigt
waren und als Mittel der politischen Auseinan-
dersetzung zur Abwehr des Krieges hätten ge-
eignet sein können, so dass die Rechtfertigungs-
gründe der Nothilfe vorlagen.1 Die wenigsten
Richter gingen in eine echte Auseinanderset-
zung. In der Regel folgten 0-8-15-Verurteilun-
gen wegen formaler Rechtsverletzungen. Das
Sitzblockadeurteil des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) von 1995, das psychische Ge-
walt durch Sitzblockaden als nicht ausreichend
für die Verwirklichung des Gewalttatbestan-
des der Nötigung ansah, wurde missachtet. Die
bis heute andauernden Auseinandersetzungen
um den Nötigungsparagraphen § 240 StGB
können hier nicht im Einzelnen dargelegt wer-
den. Die hoch politisierte Auseinandersetzung
auch zwischen BVerfG und Bundesgerichtshof
macht aber sehr deutlich, wie viel Einfluss
politische Bewegungen auf die Rechtsprechung
haben können und wie errungenes Terrain
weiterhin verteidigt werden muss (vgl. zuletzt:
Singe 2011).

Viele spannende Einzelheiten und Kuriosi-
täten aus den resist-Prozessen können hier
nicht geschildert werden. Schließlich konnte
2006 vor dem Oberverwaltungsgericht (OVG)
ein Freispruch erzielt werden, so dass die noch
laufenden Verfahren dann eingestellt wurden.
Leider hat auch das OVG den Krieg nicht als
rechtswidrig verurteilt, sondern nur freigespro-
chen, weil die nötigende Gewalt nicht hinrei-
chend sicher festgestellt werden konnte.

Kampagne der GAAA (Gewaltfreie Aktion
Atomwaffen abschaffen)
Seit 1997 ist diese Kampagne aktiv gegen Atom-
waffen, vor allem mit Aktionen am EUCOM
(US-Befehlszentrale für Europa) in Stuttgart
und am Atomwaffenlager Büchel in der Eifel,
wo die letzten US-Atomwaffen in Deutschland
lagern. Die Aktivistinnen werden bis heute mit

Strafprozessen überzogen. Go-In-Aktionen
werden mit Strafbefehlen wegen Hausfriedens-
bruchs und Sachbeschädigung geahndet.
Teilweise wird auch der Aufruf zu solchen
Aktionen strafrechtlich geahndet. Im Januar
2011 kam es zur 69. rechtskräftigen Verurtei-
lung (gegenüber sechs Freisprüchen) wegen
Aktionen an diesen beiden Standorten. zwölf-
mal bereits waren Betroffene wegen Verurtei-
lungen im Gefängnis zur Verbüßung von Frei-
heitsstrafen. Die beharrlich arbeitende Kampa-
gne sammelt immer wieder solidarisierende
Unterschriften und zugleich Spenden für ei-
nen Rechtshilfe- und Strafvereitelungsfonds. Die
direkten Aktionen Zivilen Ungehorsams sind
eingebettet in breite kontinuierliche Aufklä-
rungs- und Informationsarbeit. Zugleich wer-
den sie durch regelmäßige größere legale De-
monstrationen unterstützt. Die Beharrlichkeit
der Akteure und die Kontinuität der Kampag-
ne über einen so langen Zeitraum halten die
Atomwaffen-Debatte in der politischen Öffent-
lichkeit. Durch die Go-in-Aktionen werden re-
gelmäßig Zuspitzungen erreicht. Im Sommer
2011 wurde auch versucht, auf dem Klagewe-
ge gegen die rechtswidrige Atomwaffenlage-
rung vorzugehen, was bislang leider erfolglos
blieb. In erster Instanz wurde die Klägerin als
nicht klagebefugt eingestuft. Hier bleibt zu
hoffen, dass die Richter in der nächsten In-
stanz, dem Oberverwaltungsgericht, sich gründ-
licher in die Rechtsmaterie vertiefen. Die An-
wälte der Klägerin hatten deren Klagebefug-
nisrecht präzise aus dem Grundgesetz abgelei-
tet; zudem wohnt diese in unmittelbarer Nach-
barschaft zum Atomwaffengelände (vgl. Becker
2011).2

Klagen gegen Grundrechtsein-
schränkungen
In vielen Fällen kann es sinnvoll sein, selbst
Gerichtsprozesse anzustrengen, wenn eigene
Grundrechte eingeschränkt oder bedroht wer-
den. In solchen Situationen kann gegen Maß-
nahmen von Polizei oder Ordnungsbehörden
Klage geführt werden, um seine eigenen Rech-
te durchzusetzen. Oft kommt es dabei gar
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nicht zu öffentlichen Prozessen, sondern zu
Verwaltungsgerichtsurteilen ohne mündliche
Verhandlung. In diesen Fällen ist also nicht
die Öffentlichkeit des Prozesses das politisch
relevante Medium, sondern vor allem die rea-
le Durchsetzung der eigenen Rechte. Damit
werden oft auch Schranken gesetzt für künf-
tige Maßnahmen von Polizei und Ordnungs-
behörden. Wenn z.B. bei der Anmeldung von
Demonstrationen unzumutbare Auflagen ge-
macht oder gar Verbote erlassen werden, lohnt
es sich, gegen diese zu klagen. Vor allem auch,
um die schleichende Aushöhlung des Demons-
trationsrechts durch Verwaltungshandeln nicht
einfach hinzunehmen. Gleichermaßen wich-
tig ist es, gegen polizeiliches Handeln mit
Klagen aktiv zu werden. Zwar kann man da-
mit die vollzogenen Maßnahmen nicht mehr
verhindern, aber auch hier gilt es, rechtliche
Schranken gegen willkürliches Polizeihandeln
zu setzen. In Fällen von Ingewahrsamnahmen,
Hausdurchsuchungen und gewalttätigem Po-
lizeihandeln sind Klagen oft erfolgreich ge-
wesen. Bei Anklagen von Polizeibeamten we-
gen Gewalttätigkeit ist es wichtig, selbst
Zeugen zu haben, da Polizeizeugen sich
meistens absprechen. Wenn man dann alleine
dasteht, hat man schnell eine Gegenklage (fal-
sche Verdächtigung, Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte) am Hals. Bei Hausdurch-
suchungen lohnt es sich ebenfalls, auch im
Nachhinein die Rechtswidrigkeit feststellen
zu lassen. Bei Ingewahrsamnahmen oder Fol-
gen von Gewalttätigkeiten kann unter Um-
ständen auch eine Schadensersatzklage auf
Schmerzensgeld sinnvoll sein (vgl. Steven
2010).

Die Datensammelwut der Polizeibehörden
nimmt ständig zu. In Dateien wie LIMO (Ge-
walttäter linksmotiviert) kann man geraten,
auch ohne Gewalt angewendet zu haben. Der
Autor war bei der Bonner Polizei in die LIMO-
Datei eingestellt worden. Der Grund war die
Verfahrenseröffnung wegen Aufrufes zu Straf-
taten (s.o. Aufruf zur Desertion im Jugosla-
wienkrieg). Obwohl am Ende ein Freispruch
beziehungsweise eine Verfahrenseinstellung

stand, blieb die Speicherung aufgrund des An-
fangsverdachtes bestehen. Erst nach einer Ver-
waltungsgerichtsklage wurde die Bonner Po-
lizei gezwungen, die Daten zu löschen. Man
hat jederzeit das Recht, Akteneinsicht bezie-
hungsweise bei Behörden Auskunft über zur
eigenen Person gespeicherten Daten zu ver-
langen.3

Klagen gegen Regierungshandeln
Politische Klagen gegen Regierungshandeln
zielen einerseits auf reale Erfolge ab, richten
sich aber in der Intention zugleich an die Öf-
fentlichkeit, um das Problembewusstsein in
einer politischen Frage zu schärfen. So gab
es vonseiten der Friedensbewegung immer
wieder Versuche, wegen der Führung, Vorbe-
reitung oder Unterstützung von Angriffskrie-
gen gegen die Bundesregierung zu klagen.
Meist wurde die Klage jedoch bereits vom
(regierungsabhängigen!) Generalbundesanwalt
als unzulässig bewertet. Ein kurioses Argu-
mentationsmuster dabei sind die Ausführun-
gen des Generalbundesanwaltes, dass im Straf-
gesetzbuch nur die Vorbereitung von Angriffs-
kriegen, nicht aber das Führen von Angriffs-
kriegen unter Strafe gestellt ist (§ 80 StGB).
Das Grundgesetz spricht in dieser Frage eine
deutlichere Sprache (Art. 26 GG). Eine Er-
gänzung beziehungsweise Klarstellung im
Strafgesetzbuch ist dringend erforderlich.
Auch gegen Kriegsverbrechen hat sich Regie-
rungshandeln immunisiert. Die Klagen gegen
Oberst Klein, dem vorgeworfen wurde, in
Afghanistan über 100 Menschen ermorden zu
lassen, blieben bislang erfolglos. Derzeit wird
sogar versucht, eine eigene Soldaten-Gerichts-
barkeit zu institutionalisieren, die das Verfol-
gen von Straftaten im Krieg noch schwieri-
ger machen würde.

Ein weiteres Beispiel für eine Klage gegen
Regierungshandeln wurde bereits oben bei der
Kampagne gegen Atomwaffen erwähnt: die
Klage gegen die Lagerung von Atomwaffen
auf deutschem Boden und die Übung des Ab-
wurfes dieser Waffen durch Piloten der Bun-
deswehr.
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Mut zu gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen ist gefragt!
Mit diesem Aufsatz sollte versucht werden,
einen kleinen Einblick in Aktionen der Frie-
dens- und Menschenrechtsbewegung zu gewäh-
ren, die mit Gerichtsprozessen verbunden wa-
ren. Viele andere Bewegungen könnten hier
auch aufgeführt werden, wie z.B. die Anti-
Atomkraft-Bewegung vor allem mit ihren Aus-
einandersetzungen um Gorleben oder auch die
Initiativen gegen Genversuche. Hier war nur
eine kleine beispielhafte Auswahl möglich.
Gerichtsprozesse und Klagen können in ver-
schiedener Weise politische Wirkung erzielen.
Sie ersetzen natürlich nicht das politische Han-
deln selbst, aber können es in vielen Fällen
sinnvoll ergänzen und ein zusätzliches Medi-
um für die Öffentlichkeitsvermittlung darstel-
len. ZU-Aktionen und dazu gehörende Prozes-
se sollten immer in eine politische Gesamtstra-
tegie zur Durchsetzung des Anliegens einge-
bettet sein.

In den verschiedenen Beispielen ist auch
deutlich geworden, dass Aktionen – vor al-
lem solche Zivilen Ungehorsams –, die auf
Prozesse hinauslaufen können, wichtige Kri-
terien bei der Vorbereitung einzuhalten sind.
Einige seien hier nochmals aufzählend zusam-
mengefasst:
•gute Aktionsvorbereitung/Aktionsankündi-

gung/Eskalationsdynamik
•Basisgruppen-Konzept
•Anknüpfen an aktuellen Diskurs über gra-

vierendes Unrecht
•Rechtsinfos erstellen/Rechtsberatungs-Ar-

beitsgruppe
•Rechtshilfefonds/Spendenkonto
•Anwälte vorab suchen und kontaktieren, z.B.

über RAV (Republikanischer Anwältinnen-
und Anwälteverein)

•Instanzenweg ressourcenmäßig absichern
(ggf. bis zum BVerfG)

•breite politische Basis suchen
•Aktions-Kreis/Unterstützer-Kreis/Solidar-

Kreise
• intensive Pressearbeit/persönliche Pressekon-

takte

•Nutzung eigener Medien; Prozessdokumen-
tationen verbreiten

•nach der Aktion Gerichtsprozesse begleiten
und politisch nutzen.

Martin Singe arbeitet beim Komitee für
Grundrechte und Demokratie in Köln, in der
Redaktion des FriedensForums und ist seit lan-
gem in der Friedens- und Menschenrechtsar-
beit aktiv.

Anmerkungen
1 Vgl. § 34 StGB „Rechtfertigender Notstand“;

zur Auseinandersetzung um die rechtliche
Rechtfertigung von ZU ein im Kontext der
Nachrüstungs-Blockaden entstandener immer
noch lesenswerter kleiner Sammelband: Glotz
1983.

2 Weitere Informationen zu der Kampagne
GAAA finden sich auf der Netz-Seite
www.gaaa.org.

3 Informationen zur Aktion „Reclaim your
data“ unter http://www.grundrechtekomitee.
de/node/316.
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inhaltlich vorgegebene Programmleitlinien oder
implizit im Sinne eines vorauseilenden Wohl-
verhaltens, das auf Weiterförderung hofft.1

Dabei ist es diesen GeberInnen nur unter
großem methodischen Aufwand möglich, den
„Mehrwert“ eines auf gesellschaftliche Eman-
zipation gerichteten Projekts zu erfassen. Eine
Rendite im klassisch ökonomischen Sinne ist
gewöhnlich nicht absehbar. Der Versuch, sozi-
ale und politische Veränderungen in ihrer Kom-
plexität auf Zahlen zu reduzieren, muss schei-
tern. Eingebettet in eine gesellschaftliche Be-
wegung ist ein „social impact“, also die direk-
ten Auswirkungen einer „Investition“, kaum
operationalisierbar (Edwards 2010: 75-77, Hoel-
scher 2011: 34).2

Statt zu versuchen, einen wertebasierten
Aktivismus messen, abwiegen und zählen zu
wollen, ziehen wir es vor, persönliches Ver-
trauen in die Akteure aufzubauen. Dort, wo
die Unterstützung nicht mehr aus dem per-
sönlichen Bekanntenkreis kommt, wird es für
AktivistInnen, wichtig, ihr politisches Enga-
gement, ihre Ziele und Mittel offen zu le-
gen. Nur wenn sie ein Mindestmaß an Trans-
parenz ermöglichen, können auch politisch
sympathisierende Fremde ein Grundmaß von
Vertrauen aufbauen.

Dieses Erfordernis nach Transparenz wider-
spricht aber dem agitatorischen Aktivismus, der
von Spontanität und leidenschaftlicher Aktion
lebt, wie sie vor allem in Momenten sozialen
Notstands und gesellschaftlicher Turbulenzen
entsteht.

2 | Wege individueller Finanzierung von
Bewegungsarbeit

2.1 | Vereinsrecht und im Sinne der
Gemeinnützigkeit

Die Vereinsgründung ist in Deutschland einer
der am häufigsten gewählten Wege, um politi-
scher Arbeit eine rechtlich anerkannte Struk-
tur zu geben. Das Vereinsrecht erfordert dabei
ein hohes Maß an Übereinstimmung mit den
rechtlichen Vorgaben beispielsweise zu Mitglie-
derversammlung, Vorstandswahl und rechtlicher
Außenvertretung. Der Status der Gemeinnüt-

ANALYSE
.................................................................................................................................

Zur Finanzierung politischer
AktivistInnen

Politischer Aktivismus beinhaltet immer auch,
sich an Grenzen heranzuwagen: vielleicht eine
neue Aktionsform zu erproben oder politische
Veränderungen zu fordern, die der bürgerlichen
Mehrheitsmeinung so gar nicht entsprechen.
So ist radikaler politischer Aktivismus in vie-
len Fällen nicht mit sozialer und finanzieller
Sicherheit zu vereinen. Mit diesem Beitrag
wollen wir Wege vorstellen, die helfen kön-
nen, das Spannungsfeld zwischen politischem
Aktivismus und sicherem Lebensunterhalt auf-
zulösen. Einführend geben wir einen Überblick
über konventionelle Finanzierungsmöglichkei-
ten, um anschließend Alternativen vorzuschla-
gen.

1 | Schwierigkeiten der Finanzierung
politischer Bewegungsarbeit durch
Außenstehende

Staatliche Instanzen oder interessensgeleitete
private GeberInnen, wie beispielsweise die po-
litischen Stiftungen, wollen potenziell Einfluss
auf die politische Arbeit ausüben, die sie för-
dern. Entweder geschieht dies explizit durch
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zigkeit ist dabei ein Mittel, die Förderung für
SpenderInnen attraktiver zu machen, da Spen-
den steuerrechtlich begünstigt werden. Es steigt
jedoch auch das Potenzial politischer Kontrol-
le, da die Gemeinnützigkeit vom Finanzamt
geprüft wird. Aktionen zivilen Ungehorsams,
etwa Straßenblockaden, Sabotage oder Beset-
zungen, fallen in aller Regel nicht unter die
Vorstellungen von Finanzämtern zur Gemein-
nützigkeit. Gemeinnützigen Vereine haben also
die Tendenz, solche Aktionen zu vermeiden,
insbesondere da der Vorstand auch persönlich
haftbar gemacht werden kann. Die Vereins-
struktur an sich kann rechtlich also nur unter
beträchtlichen Risiken dazu dienen, radikalen
politischen Aktivismus zu finanzieren. Häufi-
ger werden die Personenkreise, die den Verein
organisieren, auf eine parallele Struktur aus-
weichen, in der zwar die Kommunikationsstruk-
tur des Vereins genutzt wird, für die Geldströ-
me aber eine unabhängige Struktur aufgebaut
wird.

2.2 | Stiftungen und Fonds
Es gibt verschiedene Stiftungen und Fonds,
die politische AktivistInnen unterstützen. Die
Bewegungsstiftung beispielsweise hilft, Protest-
bewegungen zu finanzieren. Sie stellt mit pro-
fessioneller Beratung, sozialer Vernetzung,
Öffentlichkeitsarbeit und finanzieller Unterstüt-
zung eine umfassende Solidaritätsstruktur zur
Verfügung. Darüber hinaus fördert sie das
Modell der „Bewegungsarbeit“, das unten aus-
führlicher beschrieben wird. Das Netzwerk
Selbsthilfe in Berlin ist vielschichtig und ent-
stand aus der Not der Berufsverbote in den
1970er Jahren. Die Förderungen des Netzwerks
für politische Gruppen sind regional organi-
siert. Das Netzwerk gibt eine Broschüre für
Fördertöpfe und Antragsstellung heraus und
bietet so linksalternativen Gruppen fachliche
Orientierung und Unterstützung (Netzwerk
Selbsthilfe e.V. 2011). Aber die Stiftungsland-
schaft in Deutschland ist vielfältig. Je nach
Projekt können auch speziellere Stiftungen die
richtigen AnsprechpartnerInnen für eine För-
derung sein.3

2.3 | Leben und politisch Arbeiten mit
der „Stütze“

Ein ebenfalls genutzter Weg, sich den Unter-
halt für politische Arbeit zu sichern, ist, Sozi-
alhilfe zu beantragen. Für viele AktivistInnen
ist das ein legitimer Weg, ihre Arbeit zu fi-
nanzieren. Anders als bei den anderen hier
vorgestellten Finanzierungsarten besteht bei
dieser Form der Unterstützung ein  Rechts-
anspruch auf Unterstützung, der insbesondere
bei Förderungen durch Stiftungen nicht be-
steht. Die AktivistIn begibt sich aber in eine
widersprüchliche Situation, die sie auch poli-
tisch angreifbar macht. Auf der einen Seite
kritisiert sie staatliche Strukturen grundsätz-
lich, andererseits nutzt sie diese jedoch, um
politische Arbeit zu finanzieren. Problemati-
scher als der innere Widerspruch ist jedoch
die ständige Kontrolle des „Jobcenters“. Die
politische Arbeit der AktivistIn wird vom Amt
nicht als solche anerkannt. Die AktivistIn
nutzt eine Struktur ohne gegenseitiges Über-
einkommen. Eine Entscheidung für diesen
Weg sollte also gut durchdacht sein. Eine
Beratung von fachlich geschulten Beratungs-
stellen, zumal diese meist kostenlos und insti-
tutionell unabhängig angeboten wird, ist da-
her empfehlenswert.4

2.4 | „KostgängerInnen“ und Freizeit-
AktivistInnen

Viele politische Institutionen wie Kirchen, Par-
teien oder Gewerkschaften unterstützen klei-
nere Gruppen, denen ein weitgehend autono-
mer Gestaltungsraum der politischen Arbeit
zugesprochen wird. Diese Gruppen sind schwer
fassbar, da ihre Unterstützung meist aus einer
persönlichen Überzeugung der entsprechenden
AmtsträgerInnen entsteht und sie nicht offizi-
ell Unterstützung durch die Institution genie-
ßen. Ein wesentlicher Teil politischer Arbeit,
das sollte hier nicht untergehen, wird nach wie
vor unbezahlt geleistet. Gewöhnliche Lohnar-
beit, etwa Halbzeitstellen oder selbstständige
Arbeitsverhältnisse, sind die Einkommensquel-
le, um die restliche Zeit für unbezahlte politi-
sche Arbeit nutzen zu können.
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3 | Das Richtige im Falschen? System
und Widersprüche bezahlter „Bewe-
gungsarbeit“

3.1 | Das Modell Bewegungsarbeit der
Bewegungsstiftung

Das Modell „Bewegungsarbeit“ geht auf die
FriedensarbeiterInnen der frühen 1980er Jah-
re zurück. Damals waren es vor allem lokale
Friedensgruppen, die eine Person aus ihrer
Mitte für die zunehmende politische Arbeit
bezahlt haben. Mit dem Modell der Bewe-
gungsarbeit werden die lokalen Strukturen
durch bundesweite Netze ersetzt. Damit nutzt
die Bewegungsstiftung eine Möglichkeit, die
prinzipiell jeder gemeinnützigen Körperschaft
offen steht, wenn ihre Satzung „mildtätige
Zuwendungen“ zulässt (AEAO Ziff. 2 zu §
53 AO). Für diese Zuwendungen muss bei
den AktivistInnen eine „wirtschaftliche Be-
dürftigkeit“ vorliegen, die jährlich von der
Stiftung geprüft wird. Bedürftig ist, wer kein
Vermögen hat und dessen Bruttoeinkünfte
unter dem fünffachen des Sozialhilferegelsat-
zes liegen. Mit den Zuwendungen darf kein
Arbeitsauftrag verbunden sein, es gibt also
keine Arbeitspflicht und keinen Urlaubsan-
spruch, keine Rentenvorsorgen und keine
Krankenkassenbeiträge. Die Krankenversiche-
rung erfolgt auf dem Wege der privaten Ver-
sicherung. Auf andere sozialen Sicherungen
wird in der Regel verzichtet. Diese Form der
mildtätigen Unterstützung ermöglicht, bei
aller Prekarität, eine inhaltliche Gestaltungs-
freiheit. Im Programm der Bewegungsarbeit
zahlt die Bewegungsstiftung keine Zuwendung
aus eigenen Mitteln. Sie leitet Spenden, die
zweckgebunden bei der Stiftung eingegangen
sind, an die BewegungsarbeiterInnen weiter.
Für ihre Kosten behält sie pauschal sechs Pro-
zent ein. Um eine langfristige Sicherung der
Spenden zu erreichen, kommen die Spenden
oft in Form einer Patenschaft: Unterstütze-
rInnen entscheiden sich, einer Person über
einen längeren Zeitraum  regelmäßig finanzi-
elle Hilfe zukommen zu lassen. Diese Paten-
schaften werden überwiegend von den unter-
stützten AktivistInnen selbst eingeworben und

mit regelmäßigen Berichten an die PatInnen
gepflegt.

3.2 | Das Richtige im Falschen richtig tun.
Und wie man sich dabei verstricken
kann.

Doch innerhalb der politischen Gruppen ist
die individuelle Förderung nicht ohne Wider-
sprüche umzusetzen. Bei allen vorwiegend
unbezahlt oder „ehrenamtlich“ getragenen In-
itiativen dürfte des Öfteren auf der Tagesord-
nung stehen, was im Frühjahr 2011 in einem
bundesweiten Treffen des antirassistischen
Netzwerks „Welcome to Europe“ diskutiert
wurde: Wie lässt sich angesichts der vielfälti-
gen Aufgaben und Erfordernisse – hier im
Kampf gegen Ausgrenzung und Abschiebun-
gen – eine effektivere Arbeitsstruktur aufbau-
en? Viele Ansprüche und die immer wieder zu
geringen personellen Kapazitäten stehen dem
im Weg. Damals entstand eine Vision, was al-
les bewegt werden könnte, wenn das Netzwerk
nicht allein auf unbezahlter Arbeit von Grup-
pen und Einzelpersonen basieren würde, son-
dern mit zehn oder gar 20 VollzeitaktivistIn-
nen ausgestattet wäre. Die Fluktuationen in
Mobilisierungen und Kampagnen ließen sich
kontinuierlicher überbrücken und von fundier-
ten Recherchen bis zu direkter Begleitung und
Unterstützung von MigrantInnen könnte ein
wesentlich effizienteres arbeitsteiliges Netzwerk
im Kampf um gleiche Rechte und globale Be-
wegungsfreiheit geschaffen werden.

Die Bezahlung einzelner Personen, denen
in den Netzwerken bereits Schlüsselpositionen
zukommen, kann aber die (informelle) Hierar-
chisierung von Strukturen befördern. Mit ei-
nem Gefälle bezüglich Erfahrungen und Wis-
sen, bezüglich Zeiteinsatz und Entscheidungs-
kompetenz muss jede kollektiv angelegte Grup-
pe zurechtkommen. Die Freistellung zum Voll-
zeitaktivismus, die Quasi-Professionalisierung
von Einzelnen, stärkt unter Umständen Domi-
nanzstrukturen und „Führungsrollen“. In Kom-
bination mit ExpertInnentum ist der Schritt
zur Institutionalisierung sozialer Bewegung
dann nicht weit, bezahlte Bewegungsarbeit
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würde – negativ formuliert – zum Einfallstor
für „Bewegungsmanagement“. Bei beiden Ar-
gumenten wird wieder deutlich, wie tragend
die Rolle von (Selbst- & Kollektiv-)Verantwort-
lichkeit und gegenseitigem Vertrauen in sol-
chen Zusammenhängen ist.

Bei allen Widersprüchen und Bedenken
hängt es an den jeweiligen Bedingungen der
Gruppen oder Netzwerke, in denen die Voll-
zeitaktivistInnen sich bewegen, und nicht
zuletzt an der Bereitschaft aller, die angeschnit-
tenen Problemstellungen zu reflektieren. Da-
mit verbunden enthält das konkrete Konzept
der BewegungsarbeiterInnen entscheidende
Vorteile gegenüber meist befristeten Projekt-
oder Kampagnenfinanzierungen: Es ist eine
langfristige und völlig unabhängige Auszah-
lung. Die BewegungsarbeiterInnen können so
mit ihrer Gruppe oder ihrem Netzwerk ent-
scheiden, für welche Themen sie ihre Zeit ein-
setzen.

4 | Neuere Ansätze wie Schwarmfinanzie-
rung und Finanzkollektive

4.1 | Schwarmfinanzierung
Schwarmfinanzierung, oder im englischen
„Crowdfunding“, ist eine Art der Finanzierung,
bei der durch viele, meist kleinere Beträge, ein
Vorhaben finanziert wird. Bisher größtenteils
auf Online-Projekte angewandt, wird dieses
Konzept nun auch in weiteren Bereichen, etwa
dem Kulturmanagement, verwendet.5 Crowd-
funding ist ein Modell, das weitgehend von
leistungs- und wettbewerbsorientierten Tenden-
zen gekennzeichnet ist. Das beste Projekt über-
zeugt den Schwarm, der Rest bleibt auf der
Strecke. Fraglich, ob sich auf diesem Weg Pro-
jekte für gesellschaftliche Emanzipation durch-
setzen können. Das Konzept der „Bewegungs-
arbeiterInnen“ der Bewegungsstiftung basiert
ebenfalls auf der Idee, dass viele Einzelspende-
rInnen die AktivistInnen in ihrer Arbeit finan-
ziell unterstützen. Darüber hinaus ist es aber
auch ein spannender Versuch, durch institutio-
nelle Empfehlung (seitens der Stiftung) die
Vertrauenswürdigkeit der verschiedenen Akti-
vistInnen zu unterstreichen. Das Modell kann

als Konzept verstanden werden, eine Professio-
nalisierung des Vollzeit-Aktivismus abseits ei-
nes institutionalisierten Zivilgesellschaft-Sektors
voranzutreiben.

4.2 | Finanzkollektive und gemeinsame
Ökonomie

Den Königsweg, politischen Aktivismus finan-
zierbar zu gestalten, bieten verschiedene Mo-
delle der Finanzkooperativen, wie sie im Zuge
der solidarökonomischen Debatten aktuell dis-
kutiert werden.6 Prinzipiell braucht es dazu
keinerlei formelle Strukturen – die Hauptvor-
aussetzungen sind ein hohes Maß an Vertrau-
en unter den Teilnehmenden und klare Ab-
sprachen. Der Grundsatz lautet hier: Alle ge-
ben, was sie können, und jeder nimmt, was er
braucht. Diese Form der gemeinsamen Finan-
zierung deutet in die Richtung, selbstorgani-
siert und in gegenseitigem Vertrauen politi-
schen Aktivismus als Teil gemeinschaftlichen
Lebens genauso anzuerkennen, wie Momente
der Entspannung, klassische Lohnarbeit oder
Familienleben. Fragen einer Reflexion indivi-
dueller Bedürfnisse, steuerrechtlicher Abrech-
nungen und buchhalterischer Organisation sind
durchaus lösbar, wenn die Lust zum grund-
sätzlichen Umdenken einmal gemeinsam ge-
tragen wird. Nachdem diese Ideen bisher dis-
kutiert wurden, zeichnet sich der nächste
Schritt ab: Unter dem Arbeitstitel GemÖk²
soll ein Netzwerk gemeinsamer Ökonomien
geschaffen werden, die sich gegenseitig unter-
stützen.7

Selbstverständlich würde ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen die Frage bezahlter und
unbezahlter politischer Arbeit völlig verändern
und die aktuellen Sachzwänge und die Man-
gelverwaltung relativieren, wie sie in Bewe-
gungsgruppen Alltag ist. Bis ein bedingungs-
loses Grundeinkommen durchgesetzt ist, soll-
ten wir pragmatisch handeln und uns arrangie-
ren – selbst gegenüber dem Jobcenter und erst
recht, wo projekt- und personengebundene
Geldmittel genutzt werden können. Je unab-
hängiger desto besser. Und wir sollten mit al-
ler Kreativität und Phantasie neue kollektive
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Möglichkeiten finanzieller Absicherung suchen.
Es gilt zu versuchen, die immer zu knappen
Kassen kollektiv und gleichberechtigt zu ver-
walten.

Hagen Kopp ist seit den 1990er Jahren aktiv
bei „kein mensch ist illegal“ in Hanau und in
der transnationalen Noborder-Bewegung. Seit
2009 wird er als Bewegungsarbeiter über die
Bewegungsstiftung gefördert.

Jean Peters ist prekär lebender Clown, Ak-
tivist, Gelegenheitsanarchist und Politikwissen-
schaftler. Hobbies: spielen, tanzen, hart arbei-
ten. Er lebt in Berlin und Rüdersdorf.

Anmerkungen
1 Selbstzensur auf der Empfängerseite ist ver-

mutlich der stärkere Mechanismus als eine
konkrete Einflussnahme, die überwiegend
durch die inhaltliche Ausschreibung vorge-
geben wird.

2 Nicht, dass leistungsorientierte Firmen es
nicht versuchen würden, „social impacts“ zu
operationalisieren. „TRASI“ (Tools and Re-
sources for Assessing Social Impact)
beispielsweise bietet Modelle an, die in ihrer
ideologischen Ausrichtung liberal-ökonomi-
schen Standards entsprechen, und eng mit
McKinsey zusammenarbeiten (Fundation
Center 2011).

3 Unter www.wandelstiften.de finden sich wei-
tere Stiftungen aus diesen Spektren.

4 Ein zentrales Verzeichnis weitgehend unab-
hängiger Beratungsstellen in Deutschland
findet sich unter www.my-sozialberatung.de.
Die oben beschriebene Empfehlung zeich-
net sich aus Gesprächen mit verschiedenen
Beratungsstellen ab, die hier nicht genannt
werden möchten.

5 Vgl co:funding 2011, betterplace 2011.
6 Ein Blog, der das Thema aufgreift ist

beispielsweise anavan.wordpress.com (letzter
Zugriff: 8. November 2011). Weitere Debat-
ten ergeben sich rund um das Thema des
Postwachstums, der Ent-Individualisierung
von Eigentum auf der Grundlage von Soli-

darität und der weitgehenden Entkoppelung
von Kosten und Nutzen (www.solidarische-
okonomie.de, www.postwachstum.de, (letz-
ter Zugriff: 8. November 2011).

7 Vgl. www.gemeinsame-oekonomie.net (letz-
ter Zugriff: 8. November 2011).
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same Entscheidungen der Regierenden zu pro-
testieren, erlebte im Frühjahr 2011 ihren Hö-
hepunkt.

So überrascht es nicht, dass auch das Inter-
esse an der Arbeitstagung der Bewegungsstif-
tung „Vom Scheitern und Gelingen sozialer
Bewegungen“, die im Juni 2011 in Frankfurt
stattfand, enorm war. Viele Vertreter der von
der Bewegungsstiftung geförderten Projekte
wollten berichten, aber auch lernen von diesen
Entwicklungen, um den Schwung dieses Früh-
jahrs mitzunehmen auf den mühsamen Weg,
die eigenen Ziele durchzusetzen.

Castor-Transporte als Kristallisations-
punkt
Und Tipps aus der Praxis gab es jede Menge.
So beschrieb Ulrich Wohland, freier Mitarbei-
ter der Werkstatt für Gewaltfreie Aktion in
Heidelberg, was aus seiner Sicht die Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Kampagne sind.
Er bringt dies auf einen ganz einfachen Nen-
ner: Es braucht mindestens drei wild Entschlos-
sene, einen Büroort und bezahltes Personal,
um die Kampagnenarbeit für mindestens drei
Monate zu sichern. Außerdem sollte mindestens
einmal im Monat ein Planungstreffen stattfin-
den und die Anschlussfähigkeit für neue Un-
terstützergruppen geklärt werden. Zu guter
Letzt sollten die Ziele der Kampagne nicht zu
speziell sein, sondern auf soziale und ökologi-
sche Rechte sowie auf Menschenrechte abzie-
len. Die Kampagnen sollten zeitlich terminiert
und am besten auf eine Entscheidungssituati-
on fixiert sein. Die Aktionen müssen aus sei-
ner Sicht im öffentlichen Raum, also auf Stra-
ßen und Plätzen stattfinden, um Wirkung zu
erzielen. „Kämpfe werden nicht im Internet
entschieden“, machte er deutlich.

Plastisch schilderte Wohland dies an der Anti-
Atom-Bewegung. Hier sei es gelungen, ein
Thema über einen längeren Zeitraum zu spie-
len und es mindestens einmal im Jahr mit Ak-
tionen zu begleiten, an denen jeder teilneh-
men kann – unabhängig von Vorerfahrungen
und Bildungsstand. „Wer einmal mitgemacht
hat, trägt die Erfahrungen an die anderen wei-

Analyse
.................................................................................................................................

Wie bringen Kampagnen soziale
Bewegungen zum Erfolg?
Lehren aus Stuttgart 21 und der Anti-
AKW-Bewegung

Wie sich Erfolg von sozialen Bewegungen
messen lässt, darüber streiten die Experten.
Doch in einem sind sich die Beobachter der
politischen Landschaft in der Bundesrepublik
einig: Auf den „Herbst der Entscheidungen“,
den die Bundesregierung im Jahr 2010 herauf-
beschworen hat, folgte das Frühjahr der Bür-
ger, die ihren Regierungen auf Bundes- und
Landesebene unmissverständlich klar machten,
dass sie als Repräsentanten nicht mehr die
Meinung des Volkes vertraten. Spätestens nach
der Atomkatastrophe von Fukushima und der
Wahl in Baden-Württemberg, die den ersten
grünen Ministerpräsidenten in einem Bundes-
land der Bundesrepublik Deutschland hervor-
brachte, war klar, dass sich die politische Land-
schaft grundlegend verändert hat.

Unabhängig von der Frage, wie sehr die
politischen Veränderungen nun auf die Bewe-
gung unter den Bürgern zurückzuführen ist,
lassen sich aus diesen beiden Beispielen Schlüsse
ziehen, wie soziale Bewegungen zum Erfolg
geführt werden können. Denn die Anti-Atom-
Bewegung und die Protestbewegung gegen den
Stuttgarter Tiefbahnhof, im Planerjargon Stutt-
gart 21 genannt, haben eine breite Mobilisie-
rungswelle innerhalb der Bevölkerung ausge-
löst. Deutliches Zeichen dafür ist die gestiege-
ne Wahlbeteiligung bei den Landtagswahlen
in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz, die
unmittelbar nach der Reaktorkatastrophe von
Fukushima stattfanden. Aber auch die Bereit-
schaft, auf die Straße zu gehen und gegen ein-
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ter“, erklärte Wohland. Der zentrale Kristalli-
sationspunkt dafür waren die Castor-Transpor-
te. Die gemeinsamen Blockaden schufen ein
gemeinsames Bewusstsein unter den Teilneh-
mern, die zugleich Formen des zivilen Unge-
horsams und des friedlichen Widerstands er-
lernten. Die Anti-Atom-Bewegung könne sich
so auf eine Protest-Tradition berufen, die Ver-
ankerung in breiten Bevölkerungsschichten fin-
de, so Wohland. Deshalb sei nach der Reaktor-
katastrophe von Fukushima auch der Atom-
Ausstieg in Deutschland geglückt, ist sich der
Aktivist sicher. Die Kampagnen gegen die
Atomkraft haben dabei laut Wohland den so-
zialen Bewegungen den Weg bereitet. Diese
seien auf Veränderung der Gesellschaft ausge-
legt und greifen damit weiter, als „nur“ das
Ziel des Atomausstiegs zu erreichen.

Breiter Widerstand gegen einen Bahnhof
Keine soziale Bewegung, aber ein breit ange-
legter und in vielen Bevölkerungsschichten
verankerter Protest macht sich an der Verhin-
derung des Tiefbahnhofs in Stuttgart fest.
Matthias von Herrmann, Pressesprecher der
Parkschützer, referierte über die Aktivitäten
des Bündnisses gegen Stuttgart 21. Er erklärte
zunächst einmal, wie sich die Parkschützer zu
dem zentralen Forum des Protests gegen Stutt-
gart 21 entwickelt hat, das es heute ist. Im
Oktober 2009 fanden die ersten Montagsde-
monstrationen gegen den Bau des Tiefbahn-
hofs statt. Am Anfang stand ein Leserbrief in
der Zeitung, in dem zu einer Demo aufgeru-
fen wurde, zu der zunächst nur vier Leute ka-
men. Doch bereits auf der vierten Demonstra-
tion waren es 600. Die Montagsdemon-
strationen waren – ähnlich wie für die Bürger-
bewegung in der DDR – das Forum, bei dem
Neuigkeiten über das Bauprojekt verbreitet wur-
den. Hinzu kamen später auch Großdemon-
strationen, auf denen auch politische Reden
gehalten wurden. Ende November 2009
wurde dann die Internetplattform
www.parkschützer. de eingerichtet. Auf der
Homepage werden die Informationen zu den
Bauplänen und zum Protest dagegen gesam-

melt. Außerdem kann sich jeder Besucher ein-
tragen, der die Parkschützer unterstützen will
und dabei auch angeben, in welchem Ausmaß.
Die Parkschützer veranstalteten bald darauf ihr
erstes Aktionstraining zum gewaltfreien Wi-
derstand. Damit forcierten sie die Vernetzung
der Protestierenden, gaben ihnen das nötige
Handwerkszeug an die Hand und erregten
erstmals auch mediales Interesse, da über die
Aktionstrainings auch berichtet wurde. Als
nächster Schritt wurde am 17. Juli 2010 die
Mahnwache vor dem Hauptbahnhof eingerich-
tet, die rund um die Uhr besetzt ist. „Damit
wurden viele Leute über einen ganz einfachen
Zugang aktiviert“, so von Herrmann. Ein wich-
tiges Ritual waren auch die Schwabenstreiche.
„Jeden Tag um 19 Uhr treffen sich Menschen
irgendwo, um für eine Minute Krach zu ma-
chen“, erklärte der Parkschützer-Sprecher. Die
letzte Stufe bestand und besteht auf Aktionen
des zivilen Ungehorsams, etwa die Besetzung
des Bahnhofsgebäudes oder das Campieren auf
Bäumen, die im Schlossgarten gefällt werden
sollten. Diese Formen des gestaffelten Protests
machten eine breite Unterstützung aus allen
Schichten möglich und boten leicht überwind-
bare, offene Strukturen, die jedem ein Mitma-
chen ermöglichten.

Diese Erfolge fußen laut von Herrmann auf
verschiedenen Faktoren: Der eine habe mit den
Menschen zu tun. Die Parkschützer betonen,
dass es eine offene Diskussionskultur in den
Gruppen gebe, man miteinander statt gegenein-
ander arbeitet und es keine wirklichen Anfüh-
rer gebe. Unter dem Dach des Aktionsbünd-
nisses gegen Stuttgart 21 finden sich viele ver-
schiedene Gruppen, von denen jede ihre Wert-
schätzung erfahre. So könne jeder seiner Krea-
tivität freien Lauf lassen und brauche sich nicht
vereinnahmen zu lassen, weder von Parteien
noch von Ideologien. Über das Sprecher-Mo-
dell sei eine persönliche Vernetzung gelungen,
über Mailing-Listen eine elektronische Vernet-
zung. Der Parkschützerrat organisiere die stra-
tegische Ausrichtung des Widerstands, mach-
te von Herrmann deutlich. Gemeinsam werde
der politische Gegner analysiert, Themen iden-
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tifiziert, Etappenziele aufgestellt und eine ge-
meinsame Taktik erarbeitet. Eine weitere wich-
tige Säule war und ist die Pressearbeit, bei der
der Pressesprecher die Wichtigkeit betonte, alle
Medien zu bedienen, immer erreichbar zu sein
und belastbare Informationen sowie klare poli-
tische Forderungen zu formulieren.

Diskussion über Bürgerbeteiligung
Diese Strategie hat aus Sicht von Matthias von
Herrmann viele direkte und indirekte Erfolge
gebracht: Der kleine Haufen von Gegnern sei
deutlich angewachsen, der Schlossgarten und
der Südflügel des Hauptbahnhofs zumindest
vorläufig gerettet. Das Projekt steht auf dem
ständigen Prüfstand. Doch über die eigentli-
chen Konsequenzen für Stuttgart hinaus wur-
de die CDU-Regierung mit Stefan Mappus an
der Spitze abgewählt und eine breite Diskussi-
on über Bürgerbeteiligung in der gesamten
Republik angestoßen. Zumindest letzteres
bleibt, unabhängig davon, ob der Bahnhof nun
tiefer gelegt wird oder nicht.

Dr. Karin Urich ist Redakteurin beim
„Mannheimer Morgen“ und Redakteurin des
„Forschungsjournals Soziale Bewegungen“.
Kontakt: karinurich@yahoo.de.

gen können oder wollen, sich an EU-Politik zu
beteiligen. Da die EBI kein Element direkter
Demokratie, sondern ein Recht zur Agenda-
Setzung ist, wird das Verhalten der EU-Orga-
ne zentral für den Erfolg dieses Instruments
der Bürgerbeteiligung sein.

Was die EBI (nicht) ist
Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) gibt
einer Million Unionsbürgern das Recht, die
Europäische Kommission aufzufordern, einen
Vorschlag für einen Rechtsakt der Union zu
unterbreiten (Art. 11 Abs. 4 Vertrag über die
Europäische Union, EUV). Sie müssen Staats-
angehörige mindestens eines Viertels der Mit-
gliedstaaten (derzeit sieben) sein (Art. 7 Ver-
ordnung über die Bürgerinitiative, EBI-VO).
Nach Umsetzung der EBI-VO werden die Uni-
onsbürger ab dem 1. April 2012 Gebrauch von
diesem Recht machen können.

Einerseits hat der Vertrag von Lissabon so
eine neue Form der Bürgerbeteiligung an EU-
Politik mit dem Ziel1 geschaffen, die Legiti-
mation der EU zu stärken. Die EBI findet sich
erstmals in Art. I-47 des Verfassungsvertrags,
in den sie während des Konvents zur Zukunft
der EU als Kompromiss zwischen Befürwor-
tern und Gegnern direkter Demokratie aufge-
nommen wurde. (Plottka 2011: 99) Andererseits
haben zwei Einschränkungen das Potenzial, ihre
praktische Anwendung zu erschweren: Die erste
besteht in der fehlenden Verpflichtung der
Kommission initiativ zu werden. Jene ist nach
Vorlage einer EBI lediglich dazu verpflichtet,
sie zu veröffentlichen, die Organisatoren auf
geeigneter Ebene zu empfangen und innerhalb
von drei Monaten ihre Schlussfolgerungen so-
wie das weitere Vorgehen darzulegen und zu
begründen (Art. 10 Abs. 1 EBI-VO). Darüber
hinaus organisiert das Europäische Parlament
eine öffentliche Anhörung (Art. 11 EBI-VO).
Wird die Kommission selten oder gar nicht
initiativ, wird dies die EBI als Instrument der
Bürgerbeteiligung langfristig untauglich ma-
chen. Die zweite betrifft die Bandbreite mög-
licher Themen, die in der Kompetenz der Kom-
mission liegen müssen und die Verträge umset-
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Die Europäische Bürgerinitiative:
ein (kleiner) Schritt zu ‚mehr‘
europäischer Demokratie!

Ob die Hoffnungen auf eine Stärkung der
Legitimität europäischer Politik durch die Ein-
führung der Europäischen Bürgerinitiative
(EBI) in eine öffentliche Diskussion über Bür-
gerbeteiligung in der EU münden werden,
wenn die ersten EBIs gestartet werden, ist frag-
lich. Nichtsdestotrotz zeigen Probeläufe und
erste Vorbereitungen für EBIs, dass das Instru-
ment eine Chance für Akteure bietet, die nicht
die eingetretenen Pfade der Lobbyisten verfol-
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zen (Art. 11 Abs. 4 EUV). Nach herrschender
Meinung schließt dies vertragsändernde Initia-
tiven aus.2

Dies macht deutlich, dass die EBI kein Ele-
ment direkter Demokratie ist. Weder beschränkt
sie das Initiativmonopol der Kommission
(Art. 17 Abs. 2 EUV), noch beteiligt sie die
Unionsbürger am eigentlichen Rechtsetzungs-
verfahren. Es handelt sich also trotz der Ver-
unklarung im Titel der EBI-VO um ein Volks-
oder Bürgerbegehren (Schmidt 1995: 178,
1032; Schiller 1999: 9). Die Unionsbürger er-
halten ein formalisiertes Recht des Agenda-
Setting.3 In der Praxis wird es zentral auf das
Verhalten der EU-Organe ankommen, welchen
Beitrag die EBI letztlich zur Stärkung der Le-
gitimation von EU-Politik leisten kann, worü-
ber derzeit aber nur spekuliert werden könnte
(Hierlemann/Wolfahrt 2010; Kaczyñski 2010).

Die EBI-VO sieht ein mehrstufiges Verfah-
ren vor. Zuerst müssen die Organisatoren ei-
ner EBI einen Bürgerausschuss bilden, dem
mindestens sieben Staatsangehörige aus sieben
Mitgliedstaaten angehören (Art. 3 Abs. 2 EBI-
VO). Dieser kann eine EBI bei der Kommissi-
on anmelden.4 Binnen zwei Monaten prüft die
Kommission, ob die Initiative offenkundig
außerhalb der Kommissionskompetenzen liegt,
sie missbräuchlich, unseriös oder schikanös ist
oder offensichtlich gegen die Werte der Uni-
on verstößt (Art. 5 Abs. 5 EBI-VO). Ist dies
nicht der Fall, so registriert die Kommission
die Initiative und die Organisatoren haben
zwölf Monate Zeit, die Unterstützungsbekun-
dungen zu sammeln (Art. 5 Abs. 5 EBI-VO).
Einerseits senkt die Möglichkeit, die Unter-
stützungsbekundungen digital zu sammeln,
(Art. 5 Abs. 2 EBI-VO) die Kosten und bietet
die Chance, Zielgruppen zu erreichen, die über
klassische Informationsstände nicht zu errei-
chen sind. Andererseits müssen bei der Abga-
be einer Unterstützungsbekundung persönliche
Daten angegeben werden, was eine Hemm-
schwelle darstellt. Dies gilt insbesondere für
jene 18 Mitgliedstaaten, die die Angabe einer
persönlichen Identifikationsnummer fordern
(Anhang III EBI-VO). Nach Sammlung der

Unterstützungsbekundungen müssen die Or-
ganisatoren diese den national zuständigen
Behörden zur Prüfung vorlegen. Jene haben
drei Monate Zeit, auf Basis einer stichproben-
artigen Prüfung die Anzahl der gültigen Un-
terstützungsbekundungen zu zertifizieren
(Art. 8 EBI-VO). Haben die Organisatoren
insgesamt 1 Million Unterschriften und in
mindestens sieben Mitgliedstaaten das jeweili-
ge Quorum (von 3.750 in Malta bis zu 74.250
in Deutschland, Anhang I EBI-VO) erreicht,
können sie ihre EBI der Kommission vorlegen.
Diese ist nicht zur Vorlage eines Vorschlags
verpflichtet, sondern lediglich dazu, in einen
Dialog mit den Organisatoren, wie zuvor be-
schrieben, zu treten und ihr Handeln bzw.
dessen Unterlassen zu begründen.

Die EBI als Chance für neue Akteure
Neben der Rolle der EU-Organe, ist die Frage
zentral, welche Akteure der Zivilgesellschaft
die EBI nutzen werden: Sind es „etablierte“
Akteure5 oder starten „neue“ Akteure6 EBIs
und brechen damit das etablierte System der
Konsultationsregime (als aktuelle Studie siehe
Kohler-Koch/Quittkat 2011) auf? Die Vermu-
tung, dass neue Akteure sich des Instruments
der EBI bedienen werden, wird durch drei
Argumente gestützt: (1) Unter bereits durch-
geführten sogenannten Probe-EBIs (siehe
unten), die im Vorfeld des Inkrafttretens des
Vertrags von Lissabon, die Tauglichkeit des
Instruments beweisen wollten, findet sich ne-
ben etablierten auch eine große Zahl neuer
Akteure. (2) Für etablierte Akteure, die die
Möglichkeit haben, sich klassischer Lobbyin-
strumente wie den Strategien „access“ und „li-
tigation“ (Beyers 2004) zu bedienen, könnte
das Instrument der EBI ineffektiver als andere
Strategien sein. (3) Durch die starke Issue-Ori-
entierung und die Möglichkeit zur Nutzung
des Internets zum Campaigning scheint die EBI
auf neue Akteure, ihre Organisationsformen
und veränderte Partizipationsbedürfnisse der
Bürger (Rucht 2010) zugeschnitten zu sein.

Ein erster Blick auf die Initiatoren von Pro-
be-EBIs (zwischen 2006 und 2008) zeigt, dass
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hier neue Akteure aktiv geworden sind. Als
Initiatoren der ersten 20 Probe-EBIs finden sich
drei Typen von Akteuren: (1) Es sind neun
etablierte Akteure, wie Friends of the Earth
und Greenpeace International, unter den Initi-
atoren. (2) Sieben Initiativen gehen von Ak-
teuren aus, die als neu zu kennzeichnen sind.
(3) Vier Probe-EBIs wurden von Abgeordne-
ten initiiert.7 Derzeit bereiten sich zudem die
ersten Organisatoren auf die Durchführung von
EBIs ab April 2012 vor. Auch hier gibt es
Hinweise, dass sich neue Akteure versuchen
zu vernetzen. Die Initiative „Free Sunday“ des
Europaabgeordneten Martin Kastler ist als
Versuch zu sehen, viele unterschiedliche Ak-
teurstypen zu einer Initiative zusammenzubrin-
gen (Free Sunday 2011). Ein weiteres Beispiel
für die Zusammenarbeit neuer und etablierter
Akteure ist ein Zusammenschluss von NGOs
der Unterstützer für eine EBI zum bedingungs-
losen Grundeinkommen sammelt (Basic Income
Initiative 2011). Aber auch etablierte Akteure,
wie das Europäische BürgerInnennetzwerk
(EBN), die hinter der Initiative „Fratérnité
2020“ steht, wollen sich der EBI bedienen.
Dabei vernetzt sich auch das EBN zur Durch-
führung mit anderen Akteurstypen wie Euro-
paabgeordneten und nationalen NGOs (vgl.
Fratérnité 2020).

Ein Blick nach vorn
Die EBI hat das Potenzial, die Legitimität der
EU zu stärken. Inwieweit dieses Potenzial ge-
nutzt werden wird, hängt maßgeblich vom
Handeln der EU-Organe ab. Werden sie versu-
chen, das Instrument EBI zur stärken oder es
in seiner praktischen Ausübung zu hemmen?
Hier kann vor Abschluss der ersten EBIs, die
für Dezember 2013 zu erwarten sind, jedoch
nur spekuliert werden. Einen zweiten Beitrag
zur Stärkung der Legitimität der EU kann das
Instrument der EBI durch die Öffnung von
Entscheidungsprozessen auf EU-Ebene für neue
Akteure leisten. Je direkter Akteure an einer
Entscheidung beteiligt sind, desto eher wer-
den sie diese als legitim anerkennen, so die
Annahme. Wie der Blick auf die Probe-EBIs

und die ersten angestoßenen Initiativen für
2012 zeigt, ist hier eine Erweiterung des Krei-
ses der an EU-Politik beteiligten Akteure zu
erwarten. Dabei darf jedoch nicht vergessen
werden, dass die EBI wie zuvor gezeigt wurde,
nicht Teil des eigentlichen Rechtsetzungspro-
zesses selbst, sondern nur eine formalisierte
Form des Agenda-Settings ist. Dabei gewinnt
die Ausübung dieses Rechts eine transnationa-
le Dimension. Da eine EBI mindestens in ei-
nem Viertel der Mitgliedstaaten das nationale
Quorum an Unterstützungsbekundungen errei-
chen muss, genügt es nicht, dass sich die Ak-
teure national vernetzen, sondern sie müssen
den Diskurs über den jeweiligen Gegenstand
in mindestens sieben Mitgliedstaaten tragen.
Unabhängig vom Erfolg einer einzelnen Initia-
tive fördert das Instrument EBI so die Vernet-
zung der europäischen Zivilgesellschaft, jen-
seits der Dachorganisationen auf EU-Ebene.
Auch wenn das Instrument der EBI an man-
cher Stelle als „schwaches“ Beteiligungsinstru-
ment zu sehen ist, vor allem im Licht direktde-
mokratischer Instrumente (Gross 2011), ist die
EBI ein (kleiner) Schritt zu „mehr“ europäi-
scher Demokratie.

Dr. Annette Knaut ist wissenschaftliche
Mitarbeiterin am Frank-Loeb-Institut an der
Universität Koblenz-Landau. Aktuelle For-
schungsschwerpunkte sind neben der Europäi-
schen Bürgerinitiative die Transnationalisierung
von Repräsentation. Kontakt: knaut@uni-
landau.de

Julian Plottka ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Institut für Europäische Politik e.V.
(IEP). Er ist Redaktionsassistent der Viertel-
jahreszeitschrift „integration“. Kontakt:
julian.plottka@iep-berlin.de

Anmerkungen
1 Zu den Zielen des Konvents vgl. die Erklä-

rung von Laeken aus dem Jahre 2001.
2 Zu den unterschiedlichen Deutungen der

Formulierung in Art. 11 Abs. 4 EU-Vertrag
siehe Maurer/Vogel (2009: 21-22).
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3 Treffenderweise trägt das Handbuch der
Kommission zur EBI auch den Titel „You
can set the agenda!“ (Europäische Kommis-
sion 2011).

4 Bei der Anmeldung einer Initiative müssen
die Organisatoren die Bezeichnung, den
Gegenstand, die Ziele sowie für die EBI re-
levante Vorschriften und die persönlichen An-
gaben zu den Mitgliedern des Bürgerausschus-
ses und alle Quellen der Unterstützung und
Finanzierung der EBI angeben (Anhang II
EBI-Verordnung).

5 Als „etabliere“ Akteure werde hier solche
bezeichnet, die im Transparency Register der
EU eingetragen sind, und damit bereits als
Akteure in der EU-Politik etabliert sind.

6 Als „neue“ Akteure werden hier solche be-
zeichnet, die sich zuvor nicht auf EU-Ebene
politisch engagiert haben.

7 Eigene Zählung auf Basis von Kaufmann
(2008: 12ff.).
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Im Tal der Ahnungslosen
Politikberater simulieren Kompetenz

„Unternehmertätigkeit ist zu fünf Prozent
Kopfarbeit und zu 95 Prozent Muskelarbeit.
Warum soll ich mir die fünf Prozent, die das
Einzige sind, was am Geschäft wirklich faszi-
nierend ist, was Spaß macht, von anderen erle-
digen lassen und dafür auch noch Geld bezah-
len.“ (Hubertus von Grünberg, ehemaliger
Vorstands- und Aufsichtsratvorsitzender von
Continental zu seiner Ablehnung von Unter-
nehmensberatern, die im Kern wohl auch für
den Politikbetrieb gilt.)

Es gibt kaum eine Disziplin, über die so viel
publiziert und debattiert wird, die aber gleich-
zeitig so selten in Reinkultur praktiziert wird,
wie die Politikberatung. Je stärker die Legiti-
mationsquellen, die Programm-Substanz, die
Personalauszehrung und damit der Handlungs-
radius der Politik bezweifelt und reduziert wer-
den, umso stärker wird öffentlich nach den
Beratern, Experten, Strippenziehern und Küchen-
kabinetten gefahndet. Eine Branche auf Treib-
sand. Auffallend ist, dass im Schatten einer be-

grenzten, spekulativ getriebenen  Aufmerksam-
keitsökonomie in den Diskursen einfache Wahr-
heiten aus der politischen Beratungs-Praxis kaum
Beachtung finden. Die Branche ist von (Lö-
sungs-) Ansprüchen und (Leistungs-) Mythen
überfrachtet. Die Entschlüsselung dieser von Fik-
tionen und Projektionen befeuerten Fehleinschät-
zungen würde ein scheinbar blühendes Gewer-
be entzaubern. Ein Blick auf die nüchternen
Fakten der tatsächlichen Beratungsprozesse in
der Politik erleichtert den Überblick.

Wesentliche Gründe für den geringen Wir-
kungsradius etwa der „wissenschaftlichen Poli-
tikberatung“ sind ihr begrenztes Leistungsver-
sprechen und die eigene, professionelle Skep-
sis gegenüber Vorhersagen, die von Politikern
vor allem gefordert werden. Wolfgang Streeck
(2011) bilanziert den Nutzen der Sozialwissen-
schaften für die Politik deshalb äußerst vor-
sichtig: Sie kann „mit Gründen vor Risiken
warnen und zugleich, wo Optimismus ange-
bracht sein könnte, zu Risiken ermuntern. (...)
Sie kann darauf hinweisen, was wahrscheinli-
cher wird, wenn die Dinge so weitergehen wie
bisher; sie kann Konflikte zwischen gleichzei-
tig verfolgten Zielen deutlich machen; und sie
kann versuchen, durch den sanften Zwang
unbestreitbarer Tatsachen zur Entschärfung
politischer Kontroversen beitragen.“ (Streek
2011: 20) Man braucht keine besondere Phan-
tasie, um festzustellen, dass solche ehrenwert
zurückhaltende Leistungsversprechen, bei den
Vertretern der politischen Klasse mehr Irritati-
onen als Aufmerksamkeit finden.

Diese Selbstbegrenzung auf (historische)
Kontextanalyse, vorsichtige Erklärungen und
Plausibilisierung sowie den weitgehenden Ver-
zicht auf Prognosen wird man von den klassi-
schen Politikberatern dagegen nicht hören. Im
Gegenteil: Sie neigen zu vollmundigen Verspre-
chen und eindeutigen „Wenn-dann-Konstellati-
onen“, ohne zentrale Bedingungen der poten-
tiellen Beratungs-Akzeptanz zu berücksichti-
gen. Dies betrifft den zweiten, zentralen As-
pekt, der den Beratungsmarkt einengt. Wollen
Politiker überhaupt (extern) beraten werden?
Passt die avisierte Beratungs-Dienstleistung zur
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Person und Biografie des jeweiligen Politiker-
Typs? Gibt es in der Spitzenpolitik überhaupt
eine Nachfrage nach einem anstrengenden,
entscheidungsrelevanten Beratungsprozess im
hektischen Politik-Betrieb?

Zwei Fallbeispiele mögen diesen Zielkonf-
likt illustrieren: Zwischen dem „alten“ und dem
„neuen“ hessischen Ministerpräsidenten liegen
beispielsweise Welten (Grunden 2009). Wäh-
rend Roland Koch bewusst als Generalist auch
auf der Berliner Bühne als „key player“ mit-
spielen wollte und zahlreiche Beratungskanäle
anzapfte, vollzog sein Nachfolger einen funda-
mentalen Kurswechsel. Volker Bouffier verord-
nete seiner Staatskanzlei und allen Beratern
eine neue Leitfrage für die Prüfung aller Pro-
jekte. Auf kleinen Zetteln schreibt er auf jede
Vorlage: „Was hat der hessische Bürger davon?“
Ähnlich sieht das politische Navigationssystem
seines rheinland-pfälzischen Kollegen Kurt Beck
aus. Der Ministerpräsident sieht sich vor allem
als Präsenzpolitiker im Dauerdialog, sozusagen
als Bürgermeister von Rheinland-Pfalz. Alle
Beratungsinitiativen ausschließlich im privaten
Kreis werden zunächst auf ihre praktische Taug-
lichkeit für Becks Politikstil taxiert. Die Grund-
satzabteilung in der Staatskanzlei wurde folg-
lich mangels Nutzwert aufgelöst.

Der dritte blinde Fleck, den die Politikbera-
ter bei ihren Versprechen und Visionen regelmä-
ßig ausklammern, bezieht sich auf das entschei-
dende Schmieröl der Politik: Auf die Ressource
Nähe und Vertrauen. Nahezu jeder Spitzenpoli-
tiker stützt sich in seinen Beratungen auf sein
engstes politisches Umfeld. Die Kanzlerin und
CDU-Vorsitzende Angela Merkel1 hat etwa ih-
ren strategischen Großentwurf der „asymmetri-
schen Demobilisierung“ – also die Vermeidung
kontroverser Auseinandersetzung mit dem Ziel,
das Lager des politischen Gegners von den
Wahlurnen fernzuhalten beziehungsweise zu
demobilisieren – im kleinsten, internen Berater-
kreis entwickelt. Dies gilt auch für andere wich-
tige Themenfelder. Ihre Erfahrungen – etwa mit
der Unternehmensberatung McKinsey in der
Phase Leipzig I- scheint abgeschlossen. Vertrau-
en und absolute Vertraulichkeit vertragen sich

nicht mit Politikberatern, die gerne auf der öf-
fentlichen Bühne agieren und ihre Überlegen-
heit zügellos zur Schau tragen.

Begrenzte Prognosefähigkeit, Kompetenz-
Defizite, unerfüllbare Erwartungen nach Ein-
deutigkeit und Klarheit von Konzepten, fakti-
sches Desinteresse an Beratung, mangelnde
personale Passgenauigkeit und der versperrte
Zugang auf Grund des Vertrauens-Vakuums
zwischen Politik und Beratern werden meist
bei der Analyse der praktischen Politikberatung
ausgeklammert.2 An drei Fallbeispielen aus dem
Erfahrungshorizont politischer Praktiker wer-
den diese Bruchstellen der politischen Beratung
im Folgenden aufgehellt.

Realitätsverlust: Politikberater verstehen
die Welt ihrer Kunden nicht
Politiker reden nur selten offen über Chancen
und Grenzen der Politikberatung. Der frühere
Chef des Kanzleramtes, Thomas de Maizière,
machte Ende 2009 eine Ausnahme. Der Ber-
telsmann-Stiftung gelang es für eine Berater-
Konferenz einen Praktiker zu gewinnen, der
die Kluft zwischen einer publizistisch boomen-
den Branche und eine real nicht existierenden
Dienstleistung erklärte.

Thomas de Maizière drängte es offenbar,
„Zustand und Zukunft von Politikberatung in
Deutschland“ jenseits der üblichen Klischees
auszuloten. Den gut 200 Politikberatern –
darunter nicht zufällig viele Lobbyisten, PR-
Berater und Public-Affairs–Manager – warf de
Maizière vor, dass sie zwar die Politik beraten
wollten, aber im Grunde gar nicht verstünden,
wie Politik funktioniere. Dass sie Politik nicht
beraten, sondern in Wirklichkeit beeinflussen
wollten, und dass sie das Primat der Politik
und die wichtige Rolle der Parteien in der par-
lamentarischen Demokratie nicht akzeptierten.

Der Chef des Kanzleramts vermittelte den
selbsternannten Politikprofis, wie die Feinme-
chanik politischer Entscheidungen heute wirkt:
„Bedenke, dass Politik Parteien braucht.“ Die-
ser wohl wichtigste Merksatz aus dem Reper-
toire eines Sozialkundeunterrichts für Erwach-
sene irritierte die Zuhörer sichtlich. In der
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Politik brauche man Durchhaltevermögen, Mut
und Ausdauer, das Gefühl für den richtigen
Zeitpunkt, so de Maizière, „Verbände können
das nicht“.3 Man müsse alle Akteure im politi-
schen Prozess „in ihren Antriebskräften verste-
hen“. Politik müsse führen und sammeln. Nach
seiner Erfahrung würden Politiker scheitern,
die nur führten, aber auch diejenigen, die nur
sammelten. Politik beruhe auf der Tugend der
„politischen Geduld“. Den Politikberatern rief
er zu: „Bedenke, dass der Mensch kompliziert
ist!“ Alle politischen Vorhaben müssten durch
ein „komplexes Prüfraster“ geschickt werden,
um die „Wertebasis“ und einen möglichen
„Kulturbruch“ zu identifizieren. Institutionen
und Leistungseliten müssten für die Umset-
zung gewonnen werden. Und stets würden alle
Initiativen scheitern, die die „politischen Trans-
formationskosten“ eines Projekts nicht zuvor
kühl kalkulierten.

Mit Transformationskosten sind wohl in-
nerparteilicher Widerstand, Lobby-Protest,
Koalitionszwänge und der volatile, harmonie-
süchtige, interessengesteuerte Wählermarkt
gemeint. Mitbedacht werden müssen deshalb
in jedem wirksamen Beratungsprozess die Risi-
ko-Angst und die Konflikt-Vermeidung der
handelnden Akteure. Dazu kommt der innere
Kompass der Akteure, sich nicht zu früh fest-
zulegen, „anschlussfähig“ zu sein, sich Optio-
nen offen zu halten, um in neuen Situationen
schnell gegensteuern zu können. Guter Rat –
so sein Appell an die Politikberater – müsse
immer einen „Praxistest“ durchlaufen.

Er empfahl den Berater-Profis eine Begeg-
nung mit der Realität: „Fragen Sie Ihre Toch-
ter, Schwiegermutter und den Taxifahrer. Der
Blick allein auf den homo oeconomicus ist zu
eng.“ Weil Politikberater stets davon ausgin-
gen, dass sie die richtige und genaueste Exper-
tise bereithielten und die Politik nur ein Ak-
zeptanzproblem habe, folgte ein weiterer Denk-
satz des politischen Profis: „Bedenke, dass Psy-
che und Emotion stärker sind als Logik und
empirische Studien.“

De Maizieres Credo: Die Logik der meis-
ten Politikberater ist weit entfernt von den

Antriebskräften einer vernünftigen Politik. Zwei
Kulturen prallten aufeinander. Die Verwalter
der Sachzwänge, die integrationsbesessen und
konfliktscheu ihre Macht sichern und nieman-
den beunruhigen wollen, begegnen den Reali-
täts-Ingenieuren, die für die Folgekosten ihrer
Konzepte kein Risiko übernehmen müssen. De
Maizière ließ keinen Zweifel daran, dass Poli-
tikberatung heute „in Wahrheit Lobbyarbeit
ist“ und keine Entscheidungsverantwortung
trage. Die ungeschminkte Botschaft des Vor-
sicht-Politikers mit den Sekundärtugenden ei-
nes nüchternen Spitzenbeamten: Die Berater-
zunft  müsse sich von dem eingefahrenen Sys-
tem der Gefälligkeitsgutachten, gewagten
Konzepten, frisierten Statistiken und interes-
sengeleiteten Expertisen verabschieden. Auch
Berater müssen demnach „auf Sicht fahren“.

Von Politikberatern werden Komplexitäts-
reduktion und einfache medial wirksame
Botschaften erwartet
Zuvor hatte sich ein Spitzenpolitiker der Ära
Schröder mit seinen knappen Bemerkungen im
denkbar größten Kontrast zu de Maizière prä-
sentiert: Heinrich Tiemann, Ex-Staatssekretär
im Auswärtigen Amt und Steinmeiers Ex-Ko-
ordinator für die Bund-Länder-Beziehungen, sah
vor allem in der „strategischen Beratung“ die
größte Marktchance. Der frühere Gewerk-
schaftsfunktionär aus der Grundsatzabteilung
der IG Metall hatte einen ganz praktischen
Tipp für die Berater parat. Sie sollten auf blu-
mige Beratungstexte oder ausladende Ergeb-
nisberichte verzichten und stattdessen „das Ding
auf zwei Seiten, nicht auf zwanzig Seiten brin-
gen.“ Er sah für die Berater eine „schöne He-
rausforderung“, da die Politik in den vergan-
genen Jahren das Planungspersonal überall ein-
gespart habe, mit der Folge: „Die Einheiten
gibt es nicht mehr.“ Das sei die Chance der
Berater, die aufgerufen seien, der Politik ihre
Ratschläge zu übermitteln. Schon früher hatte
Tiemanns Staatssekretärs-Kollege Wilhelm Ta-
cke ähnlich argumentiert. Beamte würden
umständlich formulieren, was alles nicht gehe.
Clevere Berater dagegen hätten stets die knap-
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pen Botschaften für die öffentliche Präsentati-
on mit im Gepäck. Kein Zweifel: Die Fast-
Food-Berater hatten im rot-grünen Regierungs-
personal wichtige Verbündete. Nicht nur die
große Zahl der Kommissionen illustriert die-
sen Politikstil. Lobbyisten und Verbänden hat-
te die rot-grüne Koalition offizielle Kontakt-
foren eingerichtet (Siefken 2007; Kaspari
20084).

Ex-McKinsey-Mann Markus Klimmer wur-
de von Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmei-
er sogar als wichtigster Wirtschaftsberater an-
geheuert. Ihm gelang es, den Gesundheitsmarkt
als potentielle Boombranche als Kernziel der
künftigen SPD-Wirtschaftspolitik in Steinmei-
ers Wahlprogramm zu transportieren. In einer
jüngst installierten Berater-Runde der SPD-Frak-
tion, die ein Regierungsprogramm für 2013
entwickeln soll, ist Klimmer wieder mit von
der Partie.

Was Klimmer für die SPD ist, war McKin-
sey-Chef Jürgen Kluge für die CDU. Er schrieb
sogar mit seinen Berater-Teams mit am CDU-
Programm und trieb für die CDU die „Kopf-
pauschale“ als Lösung für die Dämpfung der
galoppierenden Gesundheitskosten voran. Die
Beratung beim Umbau der Bundesagentur für
Arbeit (BA) war für McKinsey eine Goldgru-
be. Den an der Spitze der Behörde eingepflanz-
ten „Meckies“ gelang es, die Arbeitslosen-Sta-
tistiken zu bereinigen und die gewünschte Fle-
xibilisierung des Arbeitsmarktes durchzusetzen.
Ein wesentliches Ergebnis: Schwer vermittel-
bare Arbeitskräfte bleiben im Käfig der Ar-
beitslosigkeit. Der Politikwissenschaftler Ru-
dolf Korte hatte zu dieser Kooperation bemerkt:
„Das CDU Programm für die Bundestagswahl
2009 hätte auch von McKinsey geschrieben
worden sein.“

Berater dieser Kategorie sind die stillen
Teilhaber im Collegium der Politik- und Wirt-
schaftseliten. Ihr Vorteil: Sie sind funktional
einsetzbar und folgen in jedem Fall den Vorga-
ben und der Logik der Auftraggeber. D.h. sie
liefern bestellte Botschaften, verzögern oder
beschleunigen Vorhaben oder torpedieren un-
erwünschte Projekte. Ihre Diskretion und ge-

räuschlose Funktionalität ist garantiert. Die-
ser Berater-Typus versteht sich zunächst als Be-
ziehungsmanager – mit dem Ziel, über die Be-
ratung oder Kommissions-Mitwirkung in die
Herzkammer der ökonomischen und politi-
schen Eliten einzudringen und hier den Takt
anzugeben. Unter De Maiziere wurde der Ein-
fluss dieser Unternehmensberater jedoch wieder
stark zurückgedrängt und durch die „inhouse-
Beratung“ unter den Vertrauten der Kanzlerin
ersetzt.

Politikberatern fehlt das interdisziplinäre
Erfahrungswissen und der Zugang zu den
Entscheidern
Das dritte Beratungs-Dementi stammt von
Werner Jann. Er ist ein Ausnahme-Wissenschaft-
ler, der als Grenzgänger zwischen Praxis und
Theorie produktive Impulse geben kann. Er
kennt die praktische Beratungs-Politik aus der
Kieler Staatskanzlei, als Björn Engholm sich
aufmachte, die Sozialdemokratie neu zu erfin-
den. In der Welt der Wissenschaft kennt sich
der Verwaltungsexperte aber auch aus. An der
Universität Potsdam lehrt er Politikwissenschaft.
Er hat die Beziehungsspiele zwischen Politik
und Beratung nicht nur analysiert, er hat sie
selbst erlebt. Jann überraschte das Bertelsmann-
Publikum mit der Fragestellung, wie man Poli-
tikberatung so organisieren könne, „dass Poli-
tik nicht jede Beratermode mitmacht, oder dass
inkompetente oder eigennützige Experten und
Think Tanks (6) daran gehindert werden kön-
nen, zu viel Schaden anzurichten“.5

Jann erklärte, dass sie zunächst ein realisti-
sches Bild des Policy Makings – der politischen
Praxis – benötigten, um handlungsfähig zu
werden. Denn die Kernfragen – wie Politik
funktioniert und welche Handlungszwänge
dominieren – blenden die meisten Berater aus.
Dies ist ein wesentlicher Grund, warum die
Kommunikation zwischen Beratern und deren
Objekten aus der Politik meist nicht gelingt –
oder erst gar nicht zu Stande kommt. In der
Politikberatung prägen, so Jann, vor allem die
„Fachbruderschaften“ und „Politik-Netzwerke“,
die so genannten „eisernen Dreiecke“ zwischen
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Ministerialbürokratie, Parlamentsausschüssen
und Verbänden, sowie der Wissenschaft die
Prozesse. „Aber diese Fachbruderschaften zum
Beispiel der Verkehrspolitiker, der Sozialpoliti-
ker oder auch der Umweltpolitiker sind nur
begrenzt innovativ“, bilanzierte Jann. „Solche
fachlichen Politiknetzwerke lernen schwer und
langsam, sie lernen in ihrem eigenen Interesse
– und natürlich besonders schwer, solange Kon-
troversen nicht öffentlich politisiert werden.“

Jann hat auf dem Gebiet der praktischen
Politikberatung vor allem die „Generalisten“
in der politischen Führung als Bremser ausge-
macht. Ihr Problem sind „zuständigkeitsüber-
greifende Konzepte“, die „Interdependenz von
Handlungsfeldern“.6 Die Probleme an Zukunfts-
orientierung und Integration auf dieser Ebene
werde als das „hole in the centre“, das Loch
im Zentrum, bezeichnet. Auf der Ebene der
Generalisten sei man dem, was politikbereich-
spezifisch ausgehandelt werde, oft ziemlich
machtlos ausgeliefert und auf jeden Fall den
Fachleuten und ihren wissenschaftlichen Bera-
tern informationell unterlegen. Die Folge: „Po-
litikberatung stärkt die Experten, die Advoca-
cy Coalitions, und schwächt die Generalisten.“

Jann zitierte das Buch Speaking Truth to
Power von Aaron Wildavsky und betonte die
Bedeutung von Interaktionen, die Prozesse der
Konfliktlösung und Konsensbildung, also das
gesamte Spektrum des Verhandelns und Aus-
tauschens. Es gehe hier um mehr als um reine
Wissensvermittlung und Analysetiefe. Um die-
sen anstrengenden und langfristig angelegten
Prozess zu verstehen, empfahl er eine eigene
Definition von Politik: „Politik ist der Prozess,
in dem wir lernen, was wir wollen und was wir
können.“ Politikberatung sei – so Jann – stets
parteilich und Teil der öffentlichen Auseinan-
dersetzung.

Politikberatung ist demnach immer Teil des
politischen Meinungskampfes, und damit, „ob
sie es will oder nicht, Munition in politischen
Auseinandersetzungen“. In diesem Prozess gehe
es darum, bessere Zahlen und belastbare Bele-
ge zu liefern, die die größte Überzeugungs-
kraft hätten. Da es keine abschließenden Be-

weise für die eigene Argumentation gebe, kom-
me es in der Politikberatung vor allem darauf
an, „informierte und überzeugende Argumen-
te zu produzieren“. Jann nennt auch Erfolgs-
faktoren: „Entscheidend ist die Bedeutung von
Ideen, Weltbildern, Narrativen.“ Es gilt also
die Sarrazin-Politik-Formel: „Eine gute Story
sei wirksamer als tausend richtige Argumen-
te.“ Solche aus der Praxis gewonnene Einsich-
ten finden sich nicht in der von Theoretikern
verfassten Beratungs-Leitfäden.

Wer Erfolg in der Politikberatung haben
wolle, müsse Konzepte liefern, „mit denen die
Realität geordnet und interpretiert werden
kann“. Praktiker übernähmen in der Regel
keine fertigen Lösungen oder abstrakte Theo-
rien, sondern würden durch Begriffe, Daten,
Konzepte und Sichtweisen der Wissenschaft
beeinflusst. Dies sei ein „diffuser Prozess der
Aufklärung“, der den Adressaten der Politik-
beratung Legitimation verschaffe. Erfolgreiche
Politikberatung habe immer die Sichtweise und
die Lage des zu Beratenden im Auge, so Jann:
„Es geht darum, die eigenen Bedingungen und
Restriktionen, und die der anderen, besser zu
verstehen.“

Jann favorisiert ein realistisches Konzept der
Politikberatung, die auf Nähe, Kontinuität,
Diskurs und Unabhängigkeit gegenüber dem
Auftraggeber setzt. Er kalkuliert die Risiken
und Nebenwirkungen des Beratungsprozesses
mit ein. Nur: Im politischen Alltag sind die
skizzierten Erfolgsbedingungen politischer
Beratung die seltenen Ausnahmen, weil die
Berater das von Jann geforderte „Soziale Kapi-
tal“ in der Regel nicht in den Beratungspro-
zess einbringen können und die Kunden in der
Politik die zentrale Ressource „Vertrauen“ nur
engsten Mitarbeitern gegenüber aufbringen,
die wissen, wie „der Chef tickt.“ Die meisten
Politiker folgen der Richtschnur, dass ihre
Entscheidungen zu 80 Prozent ihrer Intuition
folgen und zu 20 Prozent auf Erfahrung beru-
hen. In ihrem rastlosen, termingetriebenen
Leben ist zudem wenig Platz und Muße für
prozessorientiertes Lernen in intensiven Bera-
tungsprozessen.
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Politiker müssen erst den konkreten Nut-
zen langfristiger Strategiebildung und Konzept-
planung erkennen. Erst dann kann sich eine
professionelle, erfahrungsgesättigte, interdiszi-
plinäre Politikberatung in einem kontinuierli-
chen Prozess entfalten.

Politikberatung in Deutschland: Eine Branche
ohne Markt, Akzeptanz und Kompetenz –
Zusammenfassung in 10 Thesen
1. Politikberatung ist in Deutschland keine

entwickelte, professionell abgesicherte Dis-
ziplin mit geregelter Ausbildung, verbindli-
chen Standards und gereifter Ethik. Politik-
beratung ist heute zum Sammelbegriff poli-
tiknaher Dienstleistungen (PR, Lobbyismus,
Konferenz-Organisation, Reden u.v.m.) mu-
tiert. Selbst Immobilienberater haben einen
stärkeren Professionalisierungsgrad. Politik-
berater formulieren anspruchsvolle Leis-
tungsversprechen, liefern aber bislang kaum
dokumentierte Leistungsnachweise.

2. Für Politikberatung gibt es in Deutschland
keinen Markt. Die meist gut ausgestatte-
ten Leitungsstäbe in Ministerien und
Staatskanzleien machen klassische Politik-
beratung für das Spitzenpersonal im Grun-
de überflüssig. Deutschland ist für Politik-
berater ein Entwicklungsland.

3. Politikberatung wird von der in der Poli-
tik grassierenden Misstrauenskultur und
neidgetriebener Konkurrenz aufgezehrt.
Weil selbst jahrzehntelange „Freundschaf-
ten“ in der Politik noch von Misstrauen
unterlegt sind, ist das Zugangspotenzial
von externen Beratern sehr begrenzt.

4. Dazu kommt die Konkurrenz mit den Mit-
arbeitern, die eigentlich die Beratung leis-
ten sollten. Minister kommen und gehen.
Der Apparat bleibt. Politikberater werden
mit Argusaugen beobachtet und können
nicht auf eine gewachsene, professionelle
Akzeptanz bauen. Wirksame und erfolg-
reiche Berater sind folglich eine Konkur-
renz für die Mitarbeiterstäbe, die im Zwei-
fel vor Fallen und Rufschädigung nicht
zurückschrecken.

5. Politikberater sind meist Generalisten mit
begrenztem Erfahrungswissen und selten aus-
gewiesene Spezialisten mit langjähriger Pra-
xiserfahrung. In der Regel sind sie die ver-
längerte Werkbank der PR-und Lobby-Agen-
turen, die Hilfsbeamten der Demoskopen,
die Praktikanten der wirklichen Strategen.
Kurz: Es fehlt oft eine nachgewiesene Leis-
tungsbilanz, interdisziplinäre Kompetenz
und ein unverwechselbares Profil. Der Drei-
klang von Erfahrungswissen, analytischer
Kompetenz und hoher Kommunikationssen-
sibilität ist selten anzutreffen.

6. Faktisch sind die meisten Politikberater Lob-
byisten für ihre Auftraggeber. Sie unterlie-
gen allen Vor- und Nachteilen des Gewerbes.
Lobbyismus unterscheidet sich aber von sei-
ner instrumentellen Zielsetzung, dem meist
unbegrenzten Einsatz der Mittel und dem
Verzicht auf ethische Grenzen fundamental
von seriös abwägender Politikberatung.

7. Politikberater können (fast) keine schlüssi-
ge Erfolgsgeschichte erzählen und haben
einen begrenzten praktischen Erfahrungs-
schatz. Erfahrung, Erfolg und souveräne
Diskretion sind aber die Rohstoffe für den
Zugang zu echten Beratungsprozessen.

8. Politikberater stehen im Schatten einer
mächtigen Konkurrenz, die offenbar eher
die Bedürfnisse der Auftraggeber erfüllt.
Dazu gehören Werber, Medienberater,
Kampagnenmacher, PR-Agenturen, Lobby-
isten sowie die schneidigen Unternehmens-
berater von McKinsey bis Roland Berger.
Sie gestalten Politik stärker als ihre ver-
meintliche Konkurrenz, die den Beruf „Po-
litikberater“ auf ihre Visitenkarten führen.

9. Den meisten Politikberatern fehlt Strate-
giewissen, strategische Kompetenz. Sie sind
keine strategischen Generalisten und ha-
ben kein reflektiertes Verständnis für die
realen politischen Prozesse. Diese Kompe-
tenz ist jedoch die Grundvoraussetzung,
um ernst genommen zu werden. Strategie-
kompetenz (die nur wenige in der Politik
haben), eine Vertrauensposition (die müh-
sam erworben werden muss) und das Wis-
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sen, wie Politik funktioniert, sind unver-
zichtbare Ressourcen für „echte“ Berater.
Zudem verlangt erfolgreiche Politikbera-
tung – auf beiden Seiten – Geduld, einen
hohen Zeiteinsatz, Kontinuität und lang-
fristig angelegte Konzepte.

10. Dieses anspruchsvolle Profil ist im Berufs-
zweig der selbsternannten Politikberater sel-
ten anzutreffen. Deshalb sollte sich die
Branche einer selbstkritischen Inventur un-
terziehen, Grenzen und Ziele genauer de-
finieren und so ihren Branche neu legiti-
mieren und Akzeptanz in der Praxis auf-
bauen.

Fazit: Die Branche muss Aufgabenfelder
präzisieren und Praxiserfahrung sam-
meln
Heute ist Politikberatung der Sammelbegriff für
alle Dienstleistungen, die sich Politiker – vor al-
lem für Kampagnen in Wahlkampfzeiten – ein-
kaufen. Diese Art begrenzter Politikberatung ohne
konkrete Leistungsnachweise bleibt deshalb eine
frei schwebende Dienstleistung in einer nervö-
sen Randzone. Das niedrige Niveau der Professi-
onalisierung, das Misstrauen vieler Politiker und
die fast durchgehende Instrumentalisierung der
Beratung für offene oder verdeckte Lobbyzwe-
cke stellen die Branche vor große Herausforde-
rungen und die Notwendigkeit, ihr Berufsbild
und ihre realen Aufgabenfelder genau zu definie-
ren und mehr Praxiserfahrungen in der realen
Politikberatung zu sammeln.

Prof. Dr. Thomas Leif, Autor u.a. von „bera-
ten & verkauft, McKinsey & Co. – der große
Bluff der Unternehmensberater“, München
2006, 11. Auflage sowie „angepasst & ausge-
brannt. Politik in der Nachwuchsfalle, München
2009. Kontakt: thomas.leif@ faberdesign.de

Anmerkungen
1 „Merkels Tafelrunde“ in der Zeitschrift „Po-

litik & Kommunikation“, Oktober 2011: 54f.
und „System Henkel“ in der „Berliner Mor-
genpost“, 17.8.2011: 11; ähnliche Fallanaly-

sen zum unmittelbaren Umfeld von Spitzen-
politikern finden sich in einer Serie der Ber-
liner Morgenpost. Alle Analysen haben eine
gemeinsame Erkenntnis: Einflussreiche Be-
rater von Spitzenpolitikern gehören zu de-
ren engsten Umfeld.

2 Prof. Peter Weingart von der Universität Bie-
lefeld hat zusammen mit der Akademie der
Wissenschaften (Berlin) ein pragmatisches
Konzept für die Wissenschaftliche Politikbe-
ratung entwickelt.

3 Gemeint sind auch Lobbyisten.
4 In dieser Dissertation wird der Einfluss der

„rot-grünen Kommissionen“ materialreich
rekonstruiert.

5 Einen aktuellen Einblick zu Berliner Think
Tanks gibt Schlieben 2011. Am Beispiel der
„Stiftung Zukunft“ wird ein interessanter
Trend der gegenwärtigen „Politikberatung“
nachgezeichnet.

6 Der Dauerstreit zu zentralen Konflikt-The-
men zwischen den Ministerinnen Ursula von
der Leyen und Christina Schröder illustriert
diesen ständigen ministerialen Konkurrenz-
und Abwehrkampf treffend.
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Zeichen des Protests 2011
Lange nicht mehr war die Zivilgesellschaft
weltweit so aktiv wie im Jahr 2011. Eindrucks-
voll und unterhaltsam ist dies dokumentiert in
einer Onlinezusammenstellung der Internetsei-
te buzzfeed.com der 40 besten Protestschilder
aus dem Jahr 2011.
www.buzzfeed.com/mjs538/the-40-best-protest-
signs-of-2011.

Pepper Pike Proteste
Eigentlich stellt der Einsatz von Pfefferspray
durch Polizisten auf Demonstrationen sowie
die daran geübte Kritik keine Besonderheit dar;
dem US-amerikanischen Polizisten John Pike
brachte dies jedoch gewisse Berühmtheit so-
wie die Suspendierung ein. Grund hierfür ist
die originelle und für viel Aufmerksamkeit
sorgende Gegenwehr der Internetcommunity
am Verhalten des Polizisten. Pike hatte bei ei-
ner Occupy-Wall-Street-Demonstration auf dem
Campus der kalifornischen Universität in Da-
vis eine Gruppe Protestler mit Pfefferspray
besprüht. Zum Verhängnis wurde ihm nicht
nur die provokant beiläufige Weise, in der Pike
die passiv auf dem Boden sitzende Gruppe über
lange Zeit dem durchaus gefährlichen Spray
aussetzte. Ein Video, das das Geschehen doku-
mentiert, tauchte im Internet auf – und kurze
Zeit später eine wachsende Zahl von Kolla-
gen, die den sprühenden Polizisten als Übeltä-
ter in berühmten Bildern, Kunstwerken oder
Fotos von historischen Ereignissen zeigt – vom
Plattencover der Beatles über Guernica von
Picasso bis hin zur amerikanischen Unabhän-
gigkeitserklärung. So aufbereitet erhielt der Fall
internationale Berühmtheit und führte
schließlich zur Suspendierung des Polizisten.
Viele der Kollagen sind zusammengestellt auf
occupythegame.com/lieutenant_john_pike.

Lobby-Studie der OBS
Die im Dezember 2011 von der Otto-Brenner-
Stiftung veröffentlichte Studie „Marktordung
für Lobbyisten“ dokumentiert den steigenden
Einfluss, den Lobbyisten in den heutigen ge-
sellschaftlichen Strukturen innehaben, sowie die

damit verbundene Gefahr einer Aushöhlung
der demokratischen Ordnung. Die von Andre-
as Kolbe, Herbert Hönigsberger und Sven
Osterberg verfasste Studie basiert auf umfang-
reichem Material – einer umfassenden Auswer-
tung von Presseartikeln und einschlägigen Par-
lamentsdebatten, Experteninterviews sowie ei-
ner Analyse verschiedener Regulierungsforde-
rungen. Im Mittelpunkt der Analyse steht nicht
der Einzelfall, sondern das grundsätzliche
Verhältnis von Politik und Ökonomie.
Die Autoren kommen zum Ergebnis, dass der
Einfluss mächtiger Lobbygruppen auf die Poli-
tik die Demokratie akut gefährdet. Zudem
werde deutlich, dass es keinen demokratischen
Konsens darüber gibt, wie die Politik mit Lob-
byismus umgehen soll – allein eine Forderung
nach mehr Transparenz, so Kolbe et al., reiche
nicht aus. Die Politik müsse eine Regulierung
des Lobbysektors in Angriff nehmen, die über-
mäßigen Einfluss verhindert, aber ebenso auch
legitime Interessenvertretung sinnvoll nutzt. Die
Studie ist inklusive der untersuchten Materia-
lien online zugänglich unter www.lobby-
studie.de.

Enquete-Kommission Internet & digitale
Gesellschaft
Im Februar 2011 startete die Enquete-Kommis-
sion Internet und digitale Gesellschaft eine In-
ternetplattform zur Bürgerbeteiligung. Seitdem
haben über 2.000 Bürgerinnen und Bürger rund
370 Vorschläge und über 12.000 Bewertungen
abgegeben. Zwei der zwölf Handlungsempfeh-
lungen des Zwischenberichts zu Medienkom-
petenz der Kommission stammen von der Platt-
form. Der Vorsitzende der Kommission, Axel
E. Fischer (CDU/CSU), wertet dies als Beleg
für die Qualität der Beiträge. Die Internetplatt-
form www.enquetebeteiligung.de ist unlängst
überarbeitet und nutzerfreundlicher gestaltet
worden.

Journal der Jugendkulturen 17
Das Archiv der Jugendkulturen e.V. hat eine
neue Ausgabe seines Online-Magazins veröf-
fentlicht. Das Journal der Jugendkulturen Nr.
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17 setzt sich unter anderem mit der Berliner
Techno-Szene, den sozialen Bewegungen zum
Thema „Recht auf Stadt“ und der Konstrukti-
on von „weißer“ Männlichkeit im Heavy Me-
tal auseinander.
Unter http://shop.jugendkulturen.de > Jour-
nal der Jugendkulturen kann das aktuelle Heft
als Pdf-Datei für 3 Euro heruntergeladen wer-
den.

Protestsparen
Mit ihrer neuen Aktion Protestsparen wirbt
die Bewegungsstiftung um finanzielle Unter-
stützung. Die grundsätzliche Idee: Interessier-
te geben der Bewegungsstiftung für drei, vier
oder sechs Jahre ein zinsloses Darlehen, das
von der Stiftung bei ethisch-nachhaltig wirt-
schaftenden Banken angelegt wird. Die erwirt-
schafteten Zinsen kommen den Projekten der
Stiftung zugute. Eine Kapitalertragssteuer fällt
für das so angelegte Geld nicht an. Weitere
Informationen zur Idee und Umsetzung fin-
den sich unter protestsparen.de. Einen Über-
blick über die aktuellen Projekte und Kampag-
nen, die die Bewegungsstiftung momentan
unterstützt, sowie über die Förderstrategie der
Einrichtung finden Sie unter
bewegungsstiftung.de/foerderung.html.

Oscar für Datenkraken 2012
Seit 2000 wird in Deutschland der BigBrothe-
rAward an Firmen, Organisationen und Perso-
nen verliehen, die besonders deutlich und nach-
haltig die Privatsphäre von Menschen beein-
trächtigen oder persönliche Daten Dritten zu-
gänglich machen. Das Projekt wurde ins Le-
ben gerufen, um die Diskussion über Daten-
schutz und Privatsphäre zu bestärken und miss-
bräuchliche Praktiken aufzudecken. Bis zum
31. Dezember 2011 konnten Nominierungen
für den BigBrotherAward 2012 abgegeben
werden, im Frühjahr werden die Gewinner
bekannt gegeben.
Die BigBrotherAwards sind ein internationa-
les Projekt: In bisher 19 Ländern wurden frag-
würdige Praktiken mit diesen Preisen ausge-
zeichnet und so vielfach auf Datenmissbrauch

und Datenschutzprobleme aufmerksam ge-
macht. Weitere Informationen unter
bigbrotherawards.de

Soziales Unternehmertum
Kann unternehmerisches Handeln die Welt
verbessern? Dieser Frage widmet der Wegwei-
ser Bürgergesellschaft in seinem Newsletter Nr.
23 einen eigenen Schwerpunkt. Eingangs klärt
Dr. Lilian Schwalb, wissenschaftliche Mitar-
beiterin am Forschungszentrum für Bürger-
schaftliches Engagement an der HU Berlin,
zentrale Begrifflichkeiten und gibt einen Ein-
blick in das aktuelle Forschungsfeld zu Social
Entrepeneurship und Social Business. Im Wei-
teren werden diverse Unternehmen, Akteure
und Projekte aus dem Bereich des Sozialen
Unternehmertums vorgestellt, so etwa der Ver-
ein Viva con Agua (VcA), der sich als soziales
Netzwerk gemeinsam mit der Welthungerhilfe
für eine Verbesserung der weltweiten Trink-
wasserversorgung engagiert. Mit Ashoka wird
zudem eine der größten Organisationen zur
Förderung von Sozialunternehmen beschrieben.
Sie unterstützt weltweit ausgewählte Unterneh-
men, die – so das zentrale Kriterium von Asho-
ka – eine neue Idee mit systemverändernder
gesellschaftlicher Wirkung verbreiten. Darüber
hinaus bietet der Newsletter das Protokoll zur
16. Sitzung des Unterausschusses Bürgerschaft-
liches Engagement des Deutschen Bundesta-
ges. Diverse Experten diskutierten in der Sit-
zung mit dem Ausschuss die Frage, ob Sozial-
unternehmer gegenüber Staat und Zivilgesell-
schaft die innovativeren und besseren Problem-
löser seien.
Sämtliche Artikel sind zugänglich über den
Newsletter Nr. 23 unter wegweiser-
buergergesellschaft.de > Aktuelles > Archiv des
Newsletters.

Handbuch Bürgerschaftliches
Engagement
Das von Thomas Olk und Birger Hartnuß
herausgegebene Handbuch Bürgerschaftliches
Engagement bietet eine systematische Darstel-
lung von Formen und Feldern des bürgerschaft-
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lichen Engagements, klärt zentrale Begrifflich-
keiten und beschreibt organisatorische wie
rechtliche Hintergründe des Themenfeldes.
Darüber hinaus werden Strategien der Enga-
gementförderung thematisiert und ein empiri-
scher Überblick zu freiwilligem Engagement
gegeben. Zudem werden die Forderungen von
Politik und öffentlicher Verwaltung hinsicht-
lich einer Förderung von bürgerschaftlichem
Engagement analysiert und auf Grundlage die-
ser Analyse das Feld der Engagementpolitik
umrissen und dargestellt. Das 844 Seiten star-
ke Handbuch ist für 78 Euro im Buchhandel
erhältlich.
Olk, Thomas/Hartnuß, Birger 2011 (Hg.):
Handbuch Bürgerschaftliches Engagement.
Weinheim, Basel. 844 S., 78 Euro.

Spekulationen mit Nahrungsmitteln
Die Spekulationen von Investmentbanken mit
Agrarrohstoffen beeinflusst massiv die weltwei-
ten Lebensmittelpreise. Besonders betroffen sind
hierbei Nahrungsmittel, die der Grundversor-
gung der Menschen in ärmeren Ländern die-

nen. Die Initiative foodwatch setzt sich des-
halb für starke Regulierungsmaßnahmen der
Banken durch die europäische Politik ein. In
ihrem Report „Die Hungermacher“ werden die
komplexen Hintergründe und Zusammenhän-
ge der Spekulationsgeschäfte verständlich dar-
gestellt und die Diskussion über Spekulatio-
nen mit Agrarrohstoffen aufbereitet. Der Re-
port kann in deutscher, englischer und franzö-
sischer Sprache kostenfrei als Pdf-Datei herun-
tergeladen werden unter foodwatch.de > Kam-
pagnen & Themen > Nahrungsmittelspekula-
tion.
Bode, Thilo 2011 (Hg.): Die Hungermacher.
Wie Deutsche Bank, Goldman Sachs & Co.
auf Kosten der Ärmsten mit Lebensmitteln
spekulieren. Foodwatch Report 2011. 88 Sei-
ten.

Europäisches Jahr 2012 online
Das Europäische Jahr 2012 für aktives Altern
und Solidarität zwischen den Generationen
möchte die Chancen des demografischen Wan-
dels nutzen, aktives Altern in Europa erleich-



| 99

FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 25. Jg. 1 | 2012

tern und eine gesellschaftliche Kultur fördern,
die allen Generationen gleichermaßen zugute-
kommt. Die deutsche Internetseite zum Euro-
päischen Jahr www.ej2012.de bietet Informati-
onen zu Zielen und Hintergründen der Initia-
tive sowie zu geplanten Projekten und Veran-
staltungen des Themenjahres und zu Mitwir-
kungsmöglichkeiten. In Deutschland wird das
Europäische Jahr organisatorisch umgesetzt
durch die nationale Koordinierungsstelle im
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend, unterstützt von der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen
e.V. (BAGSO) und der Forschungsgesellschaft
für Gerontologie e.V. (FfG).

Förderpreis Aktive Bürgerschaft 2012
Zum 14. Mal wurde der bundesweite Förder-
preis Aktive Bürgerschaft vergeben. In der
Kategorie „mitStiften“ gewann die Heilbron-
ner Bürgerstiftung den Preis für ihre Fundrai-
sing-Aktion „SOS Gaffenberg“, durch das ein
sanierungsbedürftiges Kinderfreizeitheim geret-
tet werden konnte. Die Bürgerstiftung Lilien-
thal gewinnt für ihr naturwissenschaftliches
Bildungsangebot für Jugendliche in der Kate-
gorie „mitGestalten“, den Preis in der Katego-
rie „mitMachen“ erhält in diesem Jahr die
Bürgerstiftung Hellweg-Region aus Soest für
ihr Projekt „Gemeinsam statt allein“ zur För-
derung stifterischen Engagements. Die Wies-
baden Stiftung erhält für ihr BürgerKolleg, in
dem sie freiwillig Engagierten kostenlose Schu-
lungen anbietet, den Preis der Kategorie „mit-
Bestimmen“. Der mit 10.000 Euro je Katego-
rie dotierte Preis wird vom Verein Aktive Bür-
gerschaft jedes Jahr verliehen. Unter aktive-
buergerschaft.de > Förderpreis > Preisträger wer-
den die Gewinner und ihre Projekte porträtiert.

Finanz-Rating-Agentur im Non-Profit-
Gewand
Angesichts der anhaltenden Kritik an den in-
ternationalen Finanz-Rating-Agenturen plant die
Bertelsmann Stiftung die Entwicklung eines
Modells einer unabhängigen Non-Profit-Rating-
agentur. Diese soll Staaten nicht ausschließ-

lich hinsichtlich ihrer finanziellen Lage bewer-
ten, sondern auch Aspekte wie Durchsetzungs-
vermögen und Reformbereitschaft von Regie-
rungen mit berücksichtigen. Den bestehenden
Rating-Agenturen mangele es an Transparenz
und Legitimität, ihre Kriterien seien zudem zu
eng gefasst, so Gunter Thielen, Vorstandsvor-
sitzender der Bertelsmann Stiftung. Die Agen-
tur soll jedoch die herkömmlichen Finanz-Ra-
ting-Agenturen nicht ersetzen, sondern vielmehr
ein ergänzendes Korrektiv darstellen. Ein ers-
ter Entwurf des Modells, an dem die Bertels-
mann Stiftung neben eigenen Experten inter-
nationale Think Tanks mit einbeziehen möch-
te, soll im Frühjahr 2012 auf ihrer Finanzkon-
ferenz in Washington vorgestellt werden, die
die Stiftung parallel zu den Tagungen von IWF
und Weltbank ausrichtet. www.bertelsmann-
stiftung.de.

Vereinskultur in Deutschland
Die Zahl der Vereine in Deutschland steigt
weiterhin an – dies geht aus der fünften bun-
desweiten Vereinsstatistik 2011 hervor, die der
V&M Verlag veröffentlicht hat. Aktuell gibt
es rund 580.300 Vereine in der Bundesrepub-
lik, und damit über 35.500 mehr als zum Zeit-
punkt der ersten Vereinsstatistik im Jahr 2001.
Wenige Vereinsneugründungen gab es im Be-
reich Sport, die meisten neuen Vereine wurden
im Bereich Soziales gegründet (6.715 Neugrün-
dungen). Mit je rund 8 Prozent erfuhren der
Bereich Umwelt, Naturschutz, Tierschutz so-
wie der Bereich Kultur den größten relativen
Zuwachs an Vereinen. Die Vereinsstatistik ba-
siert auf der Auswertung der örtlichen Vereins-
register der Amtsgerichte im Sommer 2011.
npo-info.de/vereinsstatistik/2011.

Interface: Frauenbewegung
Unter dem Titel „Feminism, Women’s Move-
ments and Women in Movement“ beschäftigt
sich die zweite Ausgabe 2011 (November) des
Online Journals „Interface: A Journal For and
About Social Movements“ mit aktuellen Ent-
wicklungen der Frauenbewegung(en). Neben
Analysen bestehender Bewegungen und Berich-
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ten aus den Bewegungen aus verschiedenen
Regionen der Welt widmet sich ein Teil des
Heftes „Feministischen Strategien für Verän-
derung“. Eingeleitet werden diese eher aktivis-
tischen Beiträge durch ein Interview mit den
Sisters of Resistance, die für eine starke Frau-
enbewegung eintreten. Das Interview steht als
Audiodatei online zu Verfügung, der Link
hierzu findet sich in der Pdf-Datei des Hefts
(herunterladbar unter interfacejournal.net).

Deutschland rundet auf
Eine neue Art der Spendenwerbung stellt das
Projekt „Deutschland rundet auf“ dar, das im
März 2012 starten soll. Die Idee: Beim Ein-
kauf im Supermarkt oder im Kaufhaus rundet
man die Einkaufssumme auf den nächst höhe-
ren 10-cent-Schritt (aus 6,43 Euro werden 6,50
Euro) und spendet somit die Differenz (7 Cent)
an die Aktion. Die Gelder sollen in voller Höhe
ausgewählten gemeinnützigen Projekten zu-
kommen. Zu Beginn der Aktion steht die För-
derung sozial benachteiligter Jugendlicher im
Vordergrund: Die Spendengelder sollen unter
anderem dem Projekt Eltern-AG zugutekom-
men, das sich der Verhinderung von Kinderar-
mut durch Unterstützung, Förderung und
(Weiter)Bildung der Eltern zum Ziel setzt. Zur
Finanzierung des notwendigen organisatori-
schen Aufwandes wird eine zweite Stiftung
gegründet. Diese speist sich aus Gebühren, die
die an der Aktion beteiligten Unternehmen
zahlen. Derzeit planen bereits 13 große Unter-
nehmen die Teilnahme an der Initiative,
darunter SinnLeffers, Penny und Reno. Infor-
mationen zu weiteren Teilnehmern und den
Projekten, die mit den Spendengeldern unter-
stützt werden sollen, unter deutschland-rundet-
auf.de.

Die Angst vor politischen Bürgern
Für die im November 2011 veröffentlichte Stu-
die „Das Bürgerbild in politischen Reden“ ana-
lysierte die Universität Koblenz-Landau zusam-
men mit dem Verband der Redenschreiber der
deutschen Sprache insgesamt zehn Reden aus
den Jahren 2010 und 2011, unter anderem von

Christian Wulff, Angela Merkel, Sigmar Gab-
riel und Joachim Gauck. Das Ergebnis stimmt
nachdenklich: In den Augen der Politiker, so
die Studie, erscheint der Bürger oft als un-
mündiger Mensch, der „mitgenommen“ oder
„abgeholt“ werden müsse. Der sozial engagier-
te Bürger – so ein weiteres Ergebnis der Analy-
se – ist willkommen, der politisch aktive je-
doch suspekt.
Die 19seitige Studie ist als Pdf-Datei frei zu-
gänglich unter aktive-buergerschaft.de/fp_files/
Nachrichtendienst/StudieBuergerbild.pdf.

Kunstausstellung zu Demonstrationen
„Demonstrationen. Vom Werden normativer
Ordnungen“ – so lautet der Titel einer Aus-
stellung, die vom 20. Januar bis zum 25. März
2012 in den Räumen des Frankfurter Kunst-
vereins zu sehen ist. Die Ausstellung ist ein
gemeinsames Projekt zwischen dem Kunstver-
ein und dem 2006 gegründeten Exzellenzclus-
ter „Die Herausbildung normativer Ordnun-
gen“ der Goethe-Universität Frankfurt am
Main. Dieses beschäftigt sich mit Entstehen
und Veränderung gesellschaftlicher Ordnungen.
Die Ausstellung zeigt unterschiedliche Formen
der öffentlichen Artikulation von Macht, Kri-
tik und Protest, und möchte so künstlerisch
wie ideengeschichtlich das Aushandeln norma-
tiver Ordnungen, wie es auf Demonstrationen
stattfindet, sichtbar machen. Die Ausstellung
umfasst über 40 Objekte aus den Bereichen
Kunstgeschichte, zeitgenössische bildende
Kunst und Performance. Einige Bilder sowie
Weiteres zum Konzept der Ausstellung sind
auf der Homepage des Kunstvereins unter
www.fkv.de zu finden.

Dresden Nazifrei 2012
Auch in diesem Jahr soll der geplante Auf-
marsch der Rechtsextremen in Dresden verei-
telt werden. Jedes Jahr nehmen rechtsextreme
Gruppierungen den Tag der Bombardierung
Dresdens zum Anlass für einen Gedenkmarsch
– und für eine Geschichtsverklärung der Ereig-
nisse (Stichwort: Mythos des „unschuldigen
Dresdens“) sowie zur Verbreitung rechtsradi-
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kaler Propaganda. In den vergangenen zwei
Jahren war es den DemonstrantInnen gelun-
gen, den mit rund 7.000 Teilnehmenden euro-
paweit größten Naziaufmarsch durch Blocka-
den zu verhindern. Zu diesem Zweck hat sich
wieder ein Bündnis aus unterschiedlichsten zi-
vilgesellschaftlichen Gruppen und AktivistIn-
nen gebildet. Die Internetseite des Bündnis-
ses, dresden-nazifrei.com, bietet vielfältige In-
formationen zu geplanten Aktionen, Info- und
Protestmaterialien sowie aktuelle Meldungen.
2010 hatten bereits 12.000 Menschen an den
Demonstrationen gegen den Aufmarsch teil-
genommen, im Jahr 2011 waren es sogar
20.000.

Klimagipfel in Durban
Zusammen mit einem Team aus dem Wupper-
tal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH
war Wolfgang Sterk, Projektleiter der For-
schungsgruppe Energie-, Verkehrs- und Klima-
politik, während der Klimakonferenz in Dur-
ban vor Ort. Unter dem Titel „Progressive
Countries Score a Realpolitik Victory in Dur-
ban While the Real Climate Continues to Heat
Up“ gibt er eine erste kurze Einschätzung ab -
eine umfassendere Analyse wird zudem auf den
Seiten des Wuppertal Institut veröffentlicht
werden. Die Studie ist in englischer Sprache
frei zugänglich unter wupperinst.org/info/ent-
wd/index.html?beitrag_id=1860.

Abgeordnetenwatch gewinnt Engage-
mentpreis
Das Online-Portal Abgeordnetenwatch hat den
Publikumspreis des Deutschen Engagementprei-
ses 2011 gewonnen. Die mit 10.000 Euro do-
tierte Auszeichnung wird vom Bündnis für
Gemeinnützigkeit verliehen. Über 12.600
Menschen stimmten beim Online-Voting für
die Internetplattform, die seit 2004 Abgeord-
nete nicht nur mit wesentlichen Informatio-
nen zur Person darstellen, sondern über
abgeordnetenwatch.de auch die Online-Kom-
munikation zwischen WählerInnen und ihren
Abgeordneten ermöglicht. Annähernd 600.000
Seitenzugriffe von über 125.0000 Personen
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zählte die Seite bereits im ersten Jahr.
Inzwischen können Abgeordnete auf EU- wie
auf Bundesebene befragt werden. Hinzu kom-
men eine Vielzahl von Abgeordneten aus acht
Landtagen, unter anderem Nordrhein-Westfa-
len, Bayern und Niedersachsen.

Attac-Basistext zur Europakrise
Der im November 2011 erschienene Attac-Ba-
sistext zeichnet die einzelnen Etappen der EU-
Krise nach, analysiert ihre politischen und öko-
nomischen Ursachen und versucht, mögliche
Alternativen aufzuzeigen. Die schwere Krise,
in der sich die Europäische Union momentan
befindet, wird ausgenutzt, um den europäischen
Neoliberalismus voranzutreiben und zu schär-
fen – so die AutorInnen des Textes. Die bei
EU und IWF vorherrschende Krisenpolitik, an
deren Ausrichtung die Bundesregierung maß-
geblich Anteil hat, stelle einen weitreichenden
Angriff auf soziale und demokratische Rechte
dar.
Die Studie kann im Attac-Onlineshop für 7
Euro (zzgl. Versandkosten) bestellt werden
unter http://shop.attac.de > Bücher > Attac-
Basistexte.
Karrass, Anne/Stierle, Steffen 2011: Europa-
Krise. Wege hinein und mögliche Wege hin-
aus. Basistext 39. VSA-Verlag, 96 Seiten.
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Hildebrandt, Cornelia/Tügel, Nelli (Hg.) 2011:
Der Herbst der Wutbürger. Soziale Kämpfe
in Zeiten der Krise. Berlin: Rosa-Luxemburg-
Stiftung.

Roth, Roland 2011: Bürgermacht. Eine Streit-
schrift für mehr Partizipation. Hamburg: edi-
tion Körber-Stiftung.

Steinweg, Reiner/Laubenthal, Ulrike (Hg.)
2011: Gewaltfreie Aktion. Erfahrungen und
Analysen. Frankfurt am Main: Brandes & Ap-
sel Verlag.

Voigt, Hans-Christian/Kreimel, Thomas (Hg.)
2011: Soziale Bewegungen und Social Media.
Handbuch für den Einsatz von Web 2.0.  Wien:
OGB-Verlag.

Nach dem „Herbst der Entscheidungen“, in
dem die Bundesregierung nicht nur versuchte,
handstreichartig den Atomausstieg rückgängig
zu machen, sondern auch der Widerstand ge-
gen die Tieferlegung des Stuttgarter Haupt-
bahnhofs mit Wasserwerfern durchgesetzt wer-
den sollte, folgte eine Renaissance der Bürger-
bewegungen in Deutschland, wie sie in dieser
Form kaum einer erwartet hatte. Denn es wa-
ren auf einmal nicht nur „geübte“ Protestie-
rende aus dem vornehmlich linken Lager, son-
dern Bürger wie du und ich, die auf einmal
auf die Straße gingen und klar machten, dass
die Politik da oben nicht das ist, was der Bür-
ger da unten so möchte. Begleitet wurde diese
Entwicklung auch publizistisch, wobei die
Neuerscheinungen von Praxisberichten aus der
Bürgerbewegung wie der Aufsatzsammlung
„Der Herbst der ‚Wutbürger‘„ oder dem Sam-
melband „Gewaltfreie Aktion“ über erste Ana-
lysen wie die Streitschrift „Bürgermacht“ von
Roland Roth bis hin zu ganz praktischen Hand-

RENZENSIONEN
.................................................................................................................................

büchern wie „Soziale Bewegungen und Social
Media“ reichen.

Nahe an den Ereignissen
Von den hier besprochenen Büchern ist die
Aufsatzsammlung „Der Herbst der ‚Wutbür-
ger‘“ am nächsten an den Ereignissen des
Herbstes 2010 dran, da diese bereits im Früh-
jahr 2011, noch vor der Reaktorkatastrophe
in Fukushima, erschienen ist. Der erste Teil
des Sammelbandes beschäftigt sich dabei mit
den Protesten gegen Stuttgart 21, schildert,
wie sich der Widerstand gegen die Tieferle-
gung des Stuttgarter Hauptbahnhofs entwi-
ckelt hat und welche Gruppen ihn tragen.
Dabei bietet die Befragung von Demonstran-
ten auch eine erste spannende Datengrundla-
ge zur Analyse dieser Proteste, die sympto-
matisch sind für die entstandene Kluft zwi-
schen Regierenden und Regierten. Sie wurde
bei der 48. Montagsdemonstration am 18.
Oktober 2010, wenige Tage nach dem ersten
Vermittlungsgespräch mit Schlichter Heiner
Geißler, von der „Forschungsgruppe Zivilge-
sellschaft, Citizenship und politische Mobili-
sierung in Europa“, angesiedelt am Wissen-
schaftszentrum Berlin, durchgeführt. Die
Umfrage bestätigt, dass der Protest in die-
sem Fall in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen ist. Er wird vor allem von der Al-
tersklasse zwischen 40 und 64 Jahren getra-
gen. Rund die Hälfte der Demonstrierenden
hat einen Hochschulabschluss, unter ihnen be-
finden sich aber auch viele einfache Ange-
stellte oder Beamte (27,5 Prozent) oder Haus-
frauen und Hausmänner (14 Prozent). 73,1
Prozent glauben, dass in der Politik viele Din-
ge im Verborgenen passieren. Außerdem zeigt
die Umfrage, dass es sich bei 52,6 Prozent
der Befragten um sogenannte „situativ Enga-
gierte“ handelt, die geringe Protesterfahrung
haben, politisches Engagement vor allem in
niedrigschwelligen Formen pflegen und sich
politisch „mitte-links“ einordnen (S. 54). Die
Umfrage sagt auch das Ergebnis der Land-
tagswahlen, die im März 2011 stattfanden,
gut voraus: 653 der 798 Umfrageteilnehmer
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gaben an, bei der nächsten Landtagswahl Grün
zu wählen. Dagegen entfiel keine einzige Stim-
me auf die CDU. Die SPD hätte 12 Stimmen
bekommen (S. 51).

Die Autoren des Sammelbands gehen aber
auch auf die Anti-Atombewegung ein und kon-
zentrieren sich dabei vor allem auf den Castor-
Transport im Herbst 2010, an dem sie die
Aktionsformen der Anti-Atom-Bewegung und
das Soziale Lernen durch diese Aktionen be-
schreiben. Der Blick richtet sich aber auch auf
die beginnenden Sozialproteste in Europa, den
Bildungsstreik oder die Aktionen gegen Nazi-
aufmärsche am Beispiel von Dresden. Der Sam-
melband liefert nicht nur erste Analysen und
Ergebnisse, sondern gibt auch Denkanstöße,
wie sich künftig Protest organisieren könnte,
wenn er Erfolg haben möchte.

Gewaltfreiheit im Mittelpunkt
Fallbeispiele stehen auch im Mittelpunkt des
Sammelbands „Gewaltfreie Aktion“, den Rei-
ner Steinweg und Ulrike Laubenthal zusammen-
gestellt haben. Wie der Name schon sagt, ste-
hen friedliche Proteste im Mittelpunkt des Buchs.
Dabei wird ein breiter Bogen gespannt von
Martin Luther King über die Friedliche Revolu-
tion in der DDR und gewaltfreie Aktionen ge-
gen den Golfkrieg 1991 bis hin zu aktuellen
Anlässen wie dem Widerstand gegen Castor-
Transporte und gegen Stuttgart 21 oder der
Eskalation auf der „Mavi Marmana“, einem der
Schiffe, die die israelische Blockade des Gaza-
Streifens aufbrechen wollten. Dieses letzte Er-
eignis gab den Ausschlag für die Autoren, die-
sen Sammelband zusammenzustellen. Einge-
schlossen sind dabei auch Aktionen des „Zivi-
len Ungehorsams“, die rein formaljuristisch
zumindest Ordnungswidrigkeiten sind und da-
mit strafrechtlich verfolgt werden können – etwa
die Blockade von Gleisen beim Castor-Trans-
port oder die Besetzung von Bäumen im Stutt-
garter Schlossgarten, die gefällt werden sollen.

Dabei erzählen nicht nur Aktivistinnen und
Aktivisten aus der Praxis des Protests. Auch
der theoretische Hintergrund des gewaltfreien
Widerstands wird erklärt. Dieser fußt auf den

Grundlagen von Mahatma Gandhi und der
darauf aufbauenden Tradition der „Gütekraft“,
die beispielsweise Andreas Buro und Martin
Arnold in ihren Aufsätzen thematisieren.

Das Buch gibt im dritten Teil dann Hin-
weise darauf, wie sich das „Handwerk der
Gewaltfreiheit“ erlernen lässt, zeichnet die
Tradition der Trainingscamps nach und liefert
Kontaktadressen für interessierte Aktivistinnen
und Aktivisten.

Im letzten Abschnitt versammeln die Her-
ausgeber auch kritische Stimmen, die sich da-
mit auseinandersetzen, wo der gewaltfreie Wi-
derstand an seine Grenzen stößt. So schildert
Michael M. Nagler, wie mit dem Entern der
„Mavi Marmana“ das israelische Militär den
gewaltfreien Protest blutig beendet hat. Egbert
Jahn zeigt in seinem Aufsatz „Gewaltlose Tech-
niken für unrechte Ziele?“, dass nicht nur die
Mittel des Widerstands gewaltlos sein müssen,
sondern auch die Ziele, die mit dem Wider-
stand erreicht werden sollen. Ulrike Laubenthal
schreibt über die Chancen und Risiken zivilen
Ungehorsams bei Massenveranstaltungen, die
eine gewisse Eigendynamik entwickeln können.
Dass die gewaltfreien Aktionen immer auch auf
eine gewaltfreie Gesellschaft abzielen, macht
Wolfgang Hertle in seinem historischen Abriss
deutlich: „Gewaltfreiheit als Ziel verlangt Ab-
bau aller gewaltförmigen Herrschaftsmittel und
Strukturen auch auf dem Weg dorthin. (…)
Wenn der Öffentlichkeit klar ist, dass wir uns
gegen massive gesellschaftliche und industrielle
Gewalt wenden und dabei bewusst keine Ge-
gengewalt ausüben, haben wir bessere Chancen,
zu überzeugen und viele Menschen zu Wider-
stand (oder zum Verständnis und zur Sympa-
thie für den Widerstand Anderer) zu bewegen.
Dann können Situationen herbeigeführt werden,
in denen auch der stärkste Staat einsehen muss,
dass bestimmte Ziele politisch nicht durchsetz-
bar sind“ (S. 266).

Historische Chance
Deutlich analytischer reflektiert Roland Roth
die neue Stärke der Bürgerproteste, kommt
jedoch zu ähnlichen Schlüssen wie die Auto-
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ren des Sammelbands „Gewaltfreie Aktion“.
Letztendlich lasse sich die Welt und die Poli-
tik nur verändern, wenn möglichst viele Bür-
ger ihre Macht nutzen und sich aktiv in die
Politik einbringen. Dafür sieht Roth eine his-
torische Chance gekommen, die es nun zu
nutzen gilt.

In seinem Plädoyer für mehr Bürgermacht
analysiert Roth unter der Überschrift „Bürger-
schaftliches Unbehagen“ zunächst, woher die
Vertrauenskrise der Bürger in den Staat resul-
tiert. Er konstatiert eine Krise der Demokratie,
betont aber zugleich, dass Demokratien seit der
Antike „als besonders stabile und zugleich ex-
trem wandlungsfähige Formen politischer Herr-
schaft“ gelten (S. 38). Das gilt aus seiner Sicht
prinzipiell auch für die repräsentative Demo-
kratie, da sich die Regierungen regelmäßig frei-
en Wahlen stellen müssen und die Bürger ihre
Ansprüche zumindest mit Blick auf die Wahlen
klar formulieren können. In dem Wahlerfolg
Barack Obamas sei aber auch deutlich gewor-
den, dass die Bürger aktiver sein wollen und
nicht nur für einen Wahlkampf unter dem Motto
„Yes, we can“ zu mobilisieren sind. Sie wollen
nicht, dass für sie, sondern dass mit ihnen ent-
schieden wird.

Die Art des politischen Engagements hat
sich gewandelt. Die politischen Parteien sind
aus Sicht von Roland Roth in der Krise, seit die
Wahlentscheidung nicht mehr von dem Milieu
abhängig gemacht wird, in dem der Wähler
aufgewachsen ist. Deshalb müssten die Parteien
eigentlich ständig neu um ihre Legitimation
kämpfen. Doch statt die Bürger und die eige-
nen Mitglieder einzubinden, werde das politi-
sche Geschäft immer mehr von professionellen
Agenturen und Berufspolitikern übernommen.
„Zugespitzt lässt sich formulieren, dass selbst-
bewusste und engagierte Parteimitglieder heute
nur stören, denn sie schränken potentiell die
Handlungsfähigkeit der Parteispitzen ein“ (S.
47). Verschärft werde dies durch wachsende
soziale Ungerechtigkeit. Seit der Staat sein Ver-
sprechen auf soziale Sicherheit und gute Bil-
dung für Jedermann nicht mehr einlöse, wür-
den immer mehr Menschen ausgegrenzt, was

sich „in besonders großer Politik- und Demo-
kratieverdrossenheit nieder(schlägt)“ (S. 49).
Umso mehr sei der Staat gefordert, auch diese
Menschen „politisch zu befähigen und zu er-
mächtigen“ (S. 52). Ganz besonders kritisiert
Roland Roth, dass wesentliche Reformprojekte
ohne die Bürgerschaft auf den Weg gebracht
wurden. Er macht dies vor allem an Hartz IV
und am Bologna-Prozess fest. Sowohl beim
Umbau der Hochschulen als auch beim Umbau
der Sozialsysteme seien „die Betroffenen und
Beteiligten einem rigiden bürokratischen Sys-
tem unterworfen (…), das zuvor noch vorhan-
dene Spielräume der Selbst- und Mitbestimmung
oder des bevormundungsfreien sozialen Rück-
halts drastisch reduziert hat“ (S. 66). Das habe
sich auch bei der Bewältigung der Finanzkrise
gezeigt, die ebenfalls ohne Bürgerbeteiligung
erfolgt sei. Politik werde immer mehr zum Ge-
schäft, Verwaltung und Universitäten zu Dienst-
leistern, die allerdings vergessen, dass sie keine
Waren und Dienstleistungen verkaufen, sondern
für die Versorgung der Bevölkerung mit öffent-
lichen Gütern wie Bildung und Infrastruktur
zuständig sind. „Wie steht es um die Gemein-
wohlorientierung vieler Entscheidungen, fragen
sich immer mehr Bürgerinnen und Bürger, die
nicht erkennen können, dass in ihrem Namen
und entlang ihrer Interessen gehandelt wird“,
konstatiert Roth (S. 80).

Bürger als Gestalter
Unter der Überschrift „Es geht auch anders“
zeichnet Roth zunächst die Geschichte der neu-
en sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik
und der DDR nach und hebt die Bedeutung
hervor, die die sozialen Bewegungen
insbesondere bei der Themensetzung in der
Politik gespielt haben und nach wie vor spielen.
Anschließend nimmt sich Roth die Ebene vor,
in der er den Bürgern die größte Bedeutung
auf politische Einflussnahme zutraut: die Kom-
munen. Dabei hebt er auch ab auf die „gestie-
gene Bereitschaft zum Engagement“, die er als
„ungehobenen Schatz“ in Zeiten schwacher
kommunaler Finanzen bezeichnet. Das mache
den Bürger zum „Mitgestalter und Koprodu-
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zenten“ in der Bürgerkommune, aber auch zum
Kunden und zum Auftraggeber der Kommunal-
verwaltungen und zum Entscheider (S. 159).

Zentrales Arbeitsmittel sind für ihn die
Bürgerhaushalte, „weil sie in das ‚Allerheiligs-
te‘ repräsentativer Demokratien, das Budget-
recht der Parlamente, eindringen, pragmatisch
sind sie mit Blick auf die konkreten Hand-
lungsmöglichkeiten, denn sie bewegen sich in
einem zumeist engen Korridor der vorhande-
nen öffentlichen Mittel. (...) Durch ihren lo-
kalen Ansatz bleiben Bürgerhaushalte und ihre
Projekte in der Regel so konkret und anschau-
lich, dass genügend Stoff für eine breite Betei-
ligung vorhanden ist. Sie können sich an bil-
dungsferne Schichten ebenso wenden wie an
Kinder und Jugendliche, weil es nicht zuletzt
um einen konkreten, nachvollziehbaren Nut-
zen geht“ (S. 176 f.). Das macht Roth an ver-
schiedenen Beispielen deutlich.

Als weiteres Werkzeug nennt er die Demo-
kratie-Audits, mit denen die Legitimation und
die Leistungsfähigkeit demokratischer Institu-
tionen und Verfahren auf den Prüfstand ge-
stellt werden. Im Unterschied zu den Nieder-
landen oder zu Österreich gebe es für Deutsch-
land bislang kein umfassendes Demokratie-
Audit, sondern nur Einzelstudien und interna-
tionale Vergleiche, die „jedoch nicht eingebun-
den (sind) in einen Reformprozess, der auf eine
möglichst breite Beratung und Bewertung der
Bürgerschaft setzt und damit dem Anspruch
eines demokratischen Audits genügen könn-
te“ (S. 235).

Der dritte Baustein ist für ihn das „Empo-
werment“. Das bedeutet für Roth: „Menschen
tun sich zusammen, um gemeinsam etwas zu
bewirken und nicht, um andere zu Handlun-
gen zu zwingen, die sie eigentlich, das heißt
ohne Androhung von Zwang, gar nicht tun
wollen“ (S. 240).

„Bürgermacht setzt Bürgerschaft voraus“
(S. 249), betont Roth und macht damit deut-
lich, dass es nicht nur um die erfolgreiche
Durchsetzung eigener Interessen geht, son-
dern um die „Weisheit der Vielen, die heute
vor allem in Protesten, Bürgerinitiativen und

sozialen Bewegungen zum Ausdruck kommt“
(S. 300).

Protestformen in Sozialen Netzwerken
Doch nicht nur die Analyse des wachsenden
Bürgerprotests ist Gegenstand neuer Veröffent-
lichungen. Die Bürgerbewegten und jene, die
es werden wollen, erhalten auch eine Reihe
von Tipps, wie sie sich organisieren sollten,
um wirklich eine breite Wirkung zu erreichen.
Ein sehr ungewöhnliches Buch ist dabei der
Sammelband von Hans-Christian Voigt und
Thomas Kreimel. Unter dem Titel „Soziale
Bewegungen und Social Media“ legen sie ein
Handbuch für den Einsatz von Web 2.0 vor,
das seinesgleichen sucht, weil es die Brücke
zwischen dem gedruckten Buch und dem in-
teraktiven Internet schlägt. Dies gelingt nicht
nur dadurch, dass man mit dem Erwerb des
gedruckten Exemplars gleichzeitig auch einen
Code für das E-Book bekommt. Auch das ge-
druckte Buch ist so aufgebaut, dass sich darin
Elemente aus dem Internet finden, etwa gelb
unterlegte Begriffe, die auf grafisch abgehobe-
ne Hintergrundinformationen verweisen, un-
terstrichene Begriffe, die (allerdings nur im E-
Book) direkt zu Internetseiten führen. Am Ende
eines jeden Beitrags finden sich außerdem
Kommentare, die auf der Homepage der Her-
ausgeber zu den Texten hinterlegt worden sind.
Was den Sammelband außerdem auszeichnet,
ist die Tatsache, dass nur Web-Praktiker schrei-
ben, die zwar „ihre“ Sprache benutzen, diese
zugleich aber für Web-Neulinge zu übersetzen
versuchen.

Eingeleitet wird das Buch durch zwölf Fall-
beispiele, die zeigen, in welchen Fällen sich
der Einsatz von sozialen Medien im Internet
angeboten und manchmal sogar aufgedrängt
hat. So berichtet die Frau eines Wissenschaft-
lers, der unter Terrorverdacht gerät und des-
halb in Untersuchungshaft kommt, wie sie ihre
Eindrücke und Erfahrungen in einem Blog
verarbeitet hat. Um den Protest gegen große
Bauprojekte geht es beispielsweise beim „Jose-
finischen Erlustigungskomitee“, das sich gegen
den Bau einer privaten Konzerthalle für die
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Wiener Sängerknaben am Augartenspitz und für
den Fortbestand des öffentlichen und denkmal-
geschützten Barockpark-Ensembles Augarten
engagiert. „Flügel TV“ wurde aktiv im Protest
gegen „Stuttgart 21“. Mit einer Kamera film-
ten Projektgegner zunächst den Nordflügel des
Bahnhofs von ihrem Büro aus und stellten diese
Bilder ins Internet. Nach und nach entwickelt
sich daraus ein alternativer Internetsender, der
über den Protest gegen  „Stuttgart 21“ berich-
tete und dabei Gegner wie Befürworter zu Wort
kommen lässt. Das vierte Fallbeispiel zeigt, wie
bei der Besetzung des Audimax der Universität
Wien im Oktober 2009 das Internet von den
Studierenden unter dem Schlagwort „unibrennt“
genutzt wird, um die Proteste zu dokumentie-
ren, zu moderieren und weitere Unterstützer
zu mobilisieren. Drei Fallbeispiele zeigen, wie
sich Arbeitnehmer über soziale Netzwerke or-
ganisieren. Danach folgen Beispiele, wie etab-
lierte Organisationen wie Gewerkschaften, Kir-
chen und Parteien soziale Netzwerke nutzen,
um eine Vernetzung der Mitglieder und Akti-
visten zu erreichen. Es handelt sich dabei aber
nicht nur um Erfolgsgeschichten. So wird
beispielsweise die Online-Kampagne der SPD im
Bundestagswahlkampf 2009 als Beispiel für eine
Kampagne dargestellt, der es nicht gelang, die
Menschen mitzunehmen.

Nach diesen Fallbeispielen geben die Auto-
ren den Lesern „Manuals“, also Gebrauchsan-
weisungen an die Hand, wie sie das Internet
für ihre Ziele und Zwecke nutzen können. Diese
zeigen zunächst die Strukturen und Kanäle,
die es im Internet gibt. Dann geht es darum,
wie Präsenz und Aktivität im Netz gezeigt und
organisiert werden können. Und schließlich
geht es darum, wie mensch sich im Internet
orientiert und ein eigenes Selbstbewusstsein für
die Umsetzung seiner Ziele entwickelt. Auf
dieser Basis werden Werkzeuge wie Facebook
und Twitter ganz praktisch erklärt und in die
Schilderungen eingebunden.

Wie der Name schon sagt, ist das weltwei-
te Netz ohne Grenzen und damit prädestiniert
für transnationale Aktionen. Das machen die
Autoren des Sammelbands deutlich an Globa-

lisierungskritik, internationaler Gewerkschafts-
arbeit, dem Einsatz für Menschenrechte. Sie
schildern dabei die Gründung des Netzwerks
„Indymedia“ oder der Plattform „WikiLeaks“
sowie die Vernetzungsgeschichte von Attac und
anderen weltweit operierenden Organisationen,
die sich für die Umsetzung ihrer Ziele und die
Mobilisierung ihrer Akteure das Internet zu
Nutze machen. Letztlich geht es aber auch
um den Einsatz für ein freies Internet, in dem
Informationen unzensiert kursieren können und
für jeden zugänglich sind, die Rechte der Bür-
ger aber nicht verletzt werden. Im letzten Ka-
pitel entwerfen die Autoren Visionen dazu, wie
das Internet eine andere Welt, ein anderes
Mediensystem und andere Formen der Beteili-
gung, der Zusammenarbeit und der Debatten
ermöglichen kann.

Insgesamt zeigt die Fülle der Neuerschei-
nungen, dass Soziale Bewegungen und Bürger-
proteste derzeit „in Mode“ sind. Die hier be-
sprochenen Bücher stellen dabei allerdings nur
Zwischenstände dar, denn trotz der größeren
und kleineren Erfolge ist noch nicht klar, ob
aus diesem „Hype“ des Protests tatsächlich
dauerhaft ein neues Selbstbewusstsein des
„Staatsbürgers“ entsteht und ob sich die Poli-
tik in Deutschland und anderswo dauerhaft in
Richtung von mehr (direkter) Demokratie ver-
ändert. Diese Entwicklung zu stärken und zu
befördern, bleibt auch eine Aufgabe der For-
scher und Publizisten, die hier eine besondere
Verantwortung tragen.

Karin Urich, Mannheim

�

Neue Wege des Klimaprotests

Ob Kopenhagen, Cancún oder Durban: Die
UN-Klimakonferenzen sind vor allem durch

Brunnengräber, Achim (Hg.) 2011: Zivilisierung
des Klimaregimes. NGOs und soziale Bewegun-
gen in der nationalen, europäischen und inter-
nationalen Klimapolitik. Wiesbaden: VS-Verlag.
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Zwischen Bedeutungslosigkeit und
Vereinnahmung
„Nicht der Klimawandel selbst wird in diesem
Band als zentrales Problem definiert, sondern
die mindestens mangelhafte, wenn nicht sogar
gescheiterte – nationale wie internationale –
Regulierung des Problems“, schreibt Brunnen-
gräber im Vorwort (S. 8). Davon ausgehend
bekommt die Frage, ob die Zivilisierung des
Klimaregimes gelingen kann, eine praktische
Relevanz: Wie gehen Akteure der Zivilgesell-
schaft am besten vor, um dieser gescheiterten
Klimapolitik etwas entgegenzusetzen? Sollen
sich Umweltengagierte an den Verhandlungen
beteiligen und versuchen, Einfluss zu nehmen?
Oder ist der offizielle UN-Prozess zum Schei-
tern verurteilt und stellt an sich schon ein Pro-
blem dar? Der Sammelband bietet zwar keine
Antwort auf diese Frage, aber er verdeutlicht,
mit welchen Problemen sowohl die moderaten
NGOs als auch die radikalen Protestierer zu
kämpfen haben: Sie bewegen sich zwischen der
Gefahr, vereinnahmt zu werden und der Ge-
fahr, ignoriert zu werden und in der Bedeu-
tungslosigkeit zu versinken.

Besonders interessant sind die drei Beiträ-
ge, die sich empirisch mit diesem Spagat be-
fassen: Brunnengräber arbeitet die Entstehung
der wichtigen Rolle der NGOs im internatio-
nalen Klimaregime heraus und zeigt zudem die
Entwicklungen im Regime auf, die dazu ge-
führt haben, dass in Kopenhagen „nachgeholt“
wurde, „was in der Weltfinanz- und Welthan-
delspolitik lange schon beobachtet wird: Pro-
test und Demonstrationen vor den Toren der
Tagungsstätten“ (S. 29). Barbara Unmüßig,
Vorstandsmitglied der Heinrich-Böll-Stiftung, be-
fasst sich speziell mit der Rolle der NGOs,
während sich Jonas Rest auf die neuen Dynami-
ken in den sozialen Bewegungen konzentriert.

Schon bei der ersten Klimakonferenz 1988
im kanadischen Toronto waren Vertreter von
Umweltorganisation eingeladen worden.
Inzwischen sind bei den Vereinten Nationen
mehr als 1200 NGOs registriert. Sie profitie-
ren stärker als andere Organisationen von öf-
fentlichen Fördermitteln, einem großen Medi-

viele Appelle und wenig Ergebnisse gekenn-
zeichnet. Seit dem Scheitern von Kopenhagen
scheinen die Klimaverhandlungen festgefahren:
Die Industriestaaten pochen auf die Beteiligung
der Schwellenländer, diese wiederum verwei-
sen auf die wesentlich höheren Pro-Kopf-Emis-
sionen der USA, und die Vereinigten Staaten
wollen kein ambitioniertes Abkommen, weil
dort im Abgeordnetenhaus ein Klimaschutzge-
setz blockiert wird.

Der Klimagipfel in Kopenhagen vor zwei
Jahren hat aber doch etwas ins Rollen gebracht:
Einen – wenn auch noch etwas zaghaften –
Aufbruch der Zivilgesellschaft. Neben den eta-
blierten NGOs, die teilweise seit Beginn der
Klimaverhandlungen auf jeder Konferenz an-
wesend sind, hat sich eine Klimabewegung
herausgebildet, die mit den offiziellen Verhand-
lungen wesentlich härter ins Gericht geht. Vom
Entstehen, den Ursachen und der möglichen
Zukunft dieser Bewegung handelt der Sam-
melband „Zivilisierung des Klimaregimes“.
Dabei geht es vor allem um die Frage, ob es
der Zivilgesellschaft gelingen wird, die inter-
nationale Klimapolitik positiv zu beeinflussen
oder ob sie nicht selbst Bestandteil der herr-
schenden Klimapolitik ist, der es nicht gelingt,
den Klimawandel effektiv zu bekämpfen.

In dem Buch gibt zunächst Achim Brun-
nengräber einen Überblick über das internati-
onale Klimaregime, etwa über das Kyoto-Pro-
tokoll samt seiner flexiblen Mechanismen wie
dem Emissionshandel. Anschließend befassen
sich drei Beiträge mit der Situation von NGOs
und sozialen Bewegungen sowie deren Entwick-
lung. Chris Methmann versucht, mit Hilfe post-
strukturalistischer Theorieansätze die Trennung
zwischen staatlicher und nichtstaatlicher Sphä-
re und somit die Vorstellung wirklich unab-
hängiger NGOs an sich in Frage zu stellen.
Desweiteren finden sich in dem Band mehrere
Beiträge, die sich mit einzelnen Aspekten be-
fassen, die sich im weiteren Kontext der zen-
tralen Fragestellung des Bandes befinden –
beispielhaft seien hier die Themen „NGOs und
Agrotreibstoffe“ oder „Vom Umgang sozialer
Bewegungen mit den Medien“ genannt.
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eninteresse und damit auch höheren Spenden-
einnahmen. Gleichzeitig können sie aber auch
als Feigenblatt für eine katastrophale Klima-
politik der Staatengemeinschaft gesehen wer-
den. In internationalen Verhandlungen, die nur
über die teilweise demokratisch gewählten
Regierungen ihre Legitimation erfahren, die-
nen Umwelt-NGOs als weitere Legitimations-
ressource, wie Achim Brunnengräber in seinem
Beitrag erläutert. Nun aber, da auf absehbarer
Zeit keine Lösung für das Klimaproblem in
Sicht ist, verlieren die Organisationen selbst
ihre Rolle: „In dem Maße, wie auch die Erfol-
ge in der Emissionsreduktion ausbleiben oder
Konflikte bei der Implementierung der Klima-
schutzinstrumente auftreten, müssen NGOs auch
um ihre eigene Legitimation als Akteure der
internationalen Klimapolitik bangen“ (S. 27).

Diejenigen Umweltschützer, die sich den-
noch entscheiden, weiter für (bessere) Abkom-
men zu lobbyieren, können jedoch auch ganz
unterschiedliche Interessen, Hintergründe und
Probleme haben, wie Barbara Unmüßig auf-
zeigt. Sie entlarvt die Vorstellung einer homo-
genen Zivilgesellschaft als Illusion und vertritt
den Standpunkt, dass die NGOs mit ähnlichen
Problemen wie die Staaten konfrontiert seien:
„Wer ist dabei, wer ist ausgeschlossen? Wie ist
Handlungs- und Strategiefähigkeit bei äußerst
heterogenen Interessen überhaupt herstellbar?
Wie sieht eine kluge Arbeitsteilung bei so vie-
len Akteuren aus?“ (S. 45). Ihr ernüchterndes
Fazit: Eine Organisationen übergreifende Stra-
tegiedebatte existiert nicht und es ist fraglich,
ob es sie überhaupt geben könnte. Schließlich
gibt es kein Zentrum der Zivilgesellschaft.

Selbst unter NGOs, die sich positiv auf die
Verhandlungen beziehen, gibt es Streit, zum
Beispiel durch eine unterschiedliche Schwer-
punktsetzung auf Umweltschutz oder wirt-
schaftliche Entwicklung der ärmeren Länder,
durch Herkunft aus dem globalen Norden oder
Süden. Unmüßig schreibt: „NGOs formulie-
ren […] nicht selten Forderungen analog zu
den Interessen ihrer jeweiligen Länder und
Regierungen“ (S. 52). Zum Beispiel würden
Organisationen aus OECD-Staaten auch Re-

gierungen aus dem Süden zu Emissionsreduk-
tionen drängen – unabhängig von den Zusa-
gen der Industrieländer.

Generell laufen die an den Konferenzen teil-
nehmenden NGOs Gefahr, sich vereinnahmen
zu lassen. Unmüßig nennt mehrere Faktoren,
die dazu beitragen: Durch Professionalisierung
geht die Bindung an die Basis verloren; die
Fachdiskussionen drehen sich um technische
Details, man verliert sich schnell im Klein-Klein;
durch Kooperation mit Staaten verliert man
womöglich ein Stück weit die eigene Autono-
mie. Wer eng mit den Ministerialbeamten des
eigenen Staates zusammenarbeitet (was etwa
um Informationen über die undurchsichtigen
Verhandlungen zu erlangen, durchaus sinnvoll
erscheint), übernimmt schneller die Sichtweise
der Regierung.

Strategiewechsel möglich, aber unwahr-
scheinlich
All diese Probleme der NGOs kann die neue
Klimabewegung, die in Kopenhagen durch
Demonstrationen im bisher nicht gekannten
Ausmaß erstmals deutlich in Erscheinung ge-
treten ist, getrost ignorieren. „Kopenhagen
markiert einen Bruch“, schreibt Jonas Rest in
seinem Beitrag – weg von Lobbyarbeit und
Expertise, hin zu einer umfassenden Kritik an
der internationalen Klimapolitik. Die neue
Bewegung thematisiert Macht- und Herrschafts-
verhältnisse im internationalen System, kriti-
siert die Dominanz von kapitalistischen Unter-
nehmen. Und sie präsentiert neue Lösungen.
Während der Emissionshandel bei den offiziel-
len Verhandlungen als bestes oder einziges
Mittel zum Klimaschutz betrachtet wird, for-
dern die neuen zivilgesellschaftlichen Akteure
wie etwa das Netzwerk „Climate Justice Now“
den Verbleib fossiler Brennstoffe im Boden.
Ohne Ölförderung keine Ölverbrennung, kei-
ne Treibhausgasemissionen. Und so kommt
Rest zu dem Schluss: „Die Formierung des
neuen Netzwerks kann auf die Wirkungslosig-
keit der internationalen Klimapolitik zurück-
geführt werden, effektive Emissionsreduzierun-
gen zu erreichen“ (S. 89). Der Blick auf die
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Zahlen zum weltweiten CO2-Ausstoß zeigt
nämlich: Ein Ende des Anstiegs ist nicht in
Sicht. Nur in den politischen Wunschszenari-
en für die Zukunft.

Und wie sieht es um die Zukunft der Klima-
bewegung aus? Schwenken NGOs, die sich bislang
an den offiziellen Verhandlungen beteiligt haben,
nun um und konzentrieren ihre Kraft auf Mobi-
lisierung der Massen? Rest ist kritisch. Zwar sei
„nicht ausgeschlossen, dass angesichts der Erfah-
rungen in Kopenhagen zumindest einige NGOs
eine kritischere Haltung zum offiziellen UN-Kli-
maprozess einnehmen“. „Allerdings ist sowohl
angesichts der bisherigen Entwicklungsdynami-
ken als auch der innerorganisatorischen Struktu-
ren der NGOs kaum zu erwarten, dass die Krise
der internationalen Klimapolitik zu einer grund-
sätzlichen Wende der politisch-strategischen Aus-
richtung der Mehrheit der internationalen NGOs
führt“ (S. 94).

Wahrscheinlicher sei, dass die „Anpassung
an den bestehenden Zustand der Klimapolitik
fortgesetzt wird“. Das bedeutet: Die großen
Organisationen orientieren sich weiter an den
offiziellen Verhandlungsprozessen.

In der Frage, welche Perspektiven die Zivil-
gesellschaft – vielleicht auch unabhängig von
den etablierten NGOs – hat, bleibt der Sam-
melband leider recht vage. Dies ist sicherlich
auch dem Umstand geschuldet, dass sich viele
Beiträge mit Themen befassen, die zur Klä-
rung der Frage nach den Möglichkeiten einer
„Zivilisierung des Klimaregimes“ nur im wei-
teren Sinne beitragen. Das Verhältnis von
NGOs zu Agrotreibstoffen, der Umgang sozi-
aler Bewegungen mit den Medien, die Klima-
bewegung in Russland, die britischen Klima-
camps oder das Verhältnis von sozialem Ge-
schlecht und Klimawandel – all das sind The-
men, die zwar interessant sind. Die große Klam-
mer der zentralen Fragestellung des Sammel-
bandes ist aber kaum noch erkennbar.

Nichtsdestotrotz finden sich dort einige Bei-
träge, die durch Beschreibungen der Rollen
von NGOs und Protestbewegung in den inter-
nationalen Klimaverhandlungen wichtige Dis-
kussionen anstoßen. Die Unterschiede zwischen

den einzelnen Akteuren werden herausgearbei-
tet und deren Probleme aufgezeigt. Wünschens-
wert wäre, wenn dies fortgesetzt und in Zu-
kunft anhand von Fallstudien das Spannungs-
verhältnis zwischen Vereinnahmung und Bedeu-
tungslosigkeit noch detaillierter analysiert wür-
de. Gleichzeitig muss sich die Zivilgesellschaft
permanent zum UN-Klimaprozess positionie-
ren. Für sie dürfte der Sammelband eine her-
vorragende Diskussionsgrundlage bieten.

Felix Werdermann, Berlin

�

Per Ideenwettbewerb zur linken
Hegemonie
Empiriker erforschen das „Links sein“
und geben (partei)politische Ratschläge

Matuschek, Ingo/Krähnke, Uwe/Kleemann,
Frank/Ernst, Frank 2011: Links sein: Politi-
sche Praxen und Orientierungen in linksaffi-
nen Alltagsmilieus. Wiesbaden: VS-Verlag.

„Links“ zu sein verwies früher einmal auf die
parlamentarische Sitzordnung, war nahezu 200
Jahre fester Bestandteil politischer Auseinan-
dersetzungen und scheint sich seit gut 20 Jah-
ren in Beliebigkeit aufzulösen. So oder so ähn-
lich klingt der Befund von Philosophen und
Zeitdiagnostikern angesichts des Zerfalls klas-
sischer politischer Strömungen. Das Erstaunen
darüber, dass sich trotz Ende des Staatssozia-
lismuses und neoliberaler Wende heute mehr
als die Hälfte der bundesrepublikanischen Be-
völkerung politisch links verortet, veranlasste
eine Forschergruppe aus Jena, Chemnitz und
Berlin, sich der Thematik empirisch zu nähern:
Was macht heute „Links sein“ aus?

Ihre These ist, dass die heutige politische
Kultur von einer Ambivalenz geprägt sei: Auf
der einen Seite gebe es eine eindeutige kultu-
relle Hegemonie des Neoliberalismus, auf der
anderen Seite sei eine deutliche „Persistenz lin-
ker Positionen und Denkmuster“ (S. 10) zu
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beobachten. Ihr politisches Projekt geht auf
die Hegemonietheorie Gramscis und den Ver-
such, kulturelle Hegemonie zu erlangen, zu-
rück. Ihnen geht es darum, in einer Art Be-
standsaufnahme zu klären, „was ‚linke’ Positi-
onen kennzeichnet, wer sie vertritt und wel-
che politischen Praxen hervorgebracht werden“
(S. 11) – um sich auf Grundlage dieser Daten
mit der Frage auseinander zu setzen, wie ein
solches Spektrum zu einer politischen Strö-
mung gebündelt werden könnte. Sie knüpfen
damit an die Debatte um die so genannte
Mosaiklinke an. Der Begriff Mosaiklinke soll
der Ausdifferenzierung linker Strömungen wie
der Absage an alte Einheitsvorstellungen Rech-
nung tragen

Kartografierung der Linken
Hintergrund sind dabei drei empirische Ein-
zelstudien, die in der vorliegenden Publikation
zusammengeführt werden. An den qualitativen
Gruppendiskussionen, Fokusgruppen- und Ein-
zelinterviews sowie einer standardisierten Te-
lefonumfrage nahmen nahezu 1700 Befragte
teil.

Da es keinen feststehenden Kanon gibt, wie
politische Ausrichtungen gemessen werden
könnten, stellt sich zunächst einmal die Frage
nach der eindeutigen Bestimmung der Katego-
rie. Die Autoren der Studie verknüpfen in ih-
rer Definition die Selbsteinschätzung der Be-
fragten mit ihrer Haltung zu den Parteien SPD,
Linke und Grüne und bestimmen so linksaffi-
ne, rechtsaffine und tendenzlose Bevölkerungs-
gruppen. So kommen sie umhin, allein die
Ausrichtung an Parteien durch die bloße Selbst-
einschätzung der Befragten in den Mittelpunkt
zu stellen.

Jenseits der Definitionsfragen geht es aber
um weit mehr. Im Mittelpunkt stehen „lebens-
weltlich verankerte(r) politische(r) Praxen (...)
in linksaffinen Milieuzusammenhängen“ (S. 12)
und wie diese in individuellen Biografien ver-
ankert sind. Kern der Studie ist somit eine
„Kartografierung“ (ebd.) des linksaffinen Spek-
trums. Dabei werden neun „exemplarische,
linksaffine Alltagsmilieus“ (ebd.) skizziert:

Milieus, die durch Alter, Beruf, Arbeitslosig-
keit oder politisches Engagement geprägt sind.
Bei dieser Milieubildung sticht heraus, dass
Migranten – untersucht wird eine Gruppe „be-
ruflich integrierter Migranten“ – als eigenes
Milieu skizziert werden, ohne zu hinterfragen,
dass damit die Reproduktion einer ordnungs-
politischen Kategorie betrieben wird: Pass oder
Herkunft allein ergeben nun einmal kein „links-
affines Alltagsmilieu“. Schließlich spielen die-
se Kategorien in der Darstellung der anderen
Milieus auch keine Rolle.

Einstellungen, Bezugnahmen, Orientie-
rungen
In den Interviews wurden bestimmte Einstel-
lungen, Bezugnahmen und Orientierungen ab-
gefragt. Themen sind lebensweltliche Grund-
einstellungen, die Bezugnahme auf den Kapi-
talismus oder die Einschätzung der Rolle der
Wirtschaft in politischen Prozessen. Die Band-
breite der Antworten ist dabei sehr groß, den-
noch sehen die Autoren der Studie verbinden-
de Elemente. Wie etwa beim Thema Erwerbs-
arbeit machen die Empiriker Positionen von
einer deutlichen Erwerbsarbeitszentrierung bis
zu radikaler Ablehnung aus. Dennoch sehen
sie in der Gruppe der Linksaffinen ein gemein-
sames Element: Arbeit habe für eine Mehrheit
der Linken einen „über den reinen Gelderwerb
hinausgehenden Zweck“ (S. 82). Das wiederum
sei Hinweis auf eine „immanente Sinnzuschrei-
bung“ (ebd.).

Eindeutig auch der Befund in Sachen Ver-
änderungswillen: „Einerseits werden die wahr-
genommenen Auswirkungen der ökonomischen
Verwerfungen in den letzten Jahren kritisch
bewertet, andererseits wird aber die kapitalis-
tische Grundordnung allenfalls von einem Teil
(noch) grundsätzlich in Frage gestellt“ (S. 123).
Als Stütze der Gesellschaft betätigt sich die
Linke auch in ihrem bürgerschaftlichen Enga-
gement: Niemand engagiert sich so intensiv
zivilgesellschaftlich wie die sich als „links“ ver-
stehende Bevölkerungsgruppe. Nicht nachvoll-
ziehbar ist somit vor diesem Hintergrund die
Schlussfolgerung, dass „die wirtschaftliche
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Ordnung“ um Akzeptanz ringe, „weil sich nicht
nur die Linksaffinen in kritischer Distanz [zu
ihr; G.O.] verorten“ (S. 134).

Eine Infragestellung der Verhältnisse findet
sich auch bei der Bewertung des neoliberalen
Sozialstaatsumbaus nur in homöopathischen
Dosen. Die Forscher sprechen davon, dass in
die „Ränder des linksaffinen Spektrums“ neo-
liberale Deutungsmuster eindringen würden,
die die „Bewertung des Sozialstaats beeinflus-
sen“ (S. 185). Beispielhaft sei hier eine diskur-
sive Orientierung an schlechteren Sozialsyste-
men: „Damit wird systematisch die Frage aus-
geblendet, ob in Deutschland die Gestaltungs-
möglichkeiten vor dem Hintergrund des vor-
handenen gesellschaftlichen Reichtums tatsäch-
lich ausgeschöpft sind“ (S. 185f.). In Frage
steht damit allerdings auch das Deutungsmus-
ter der vorliegenden Studie: Muss nicht statt
einer starren Konfrontation zwischen Neolibe-
ralismus und linksaffinen Spektrum davon aus-
gegangen werden, dass auch ehemals linke Ideen
den Neoliberalismus mitgeprägt haben? Dass
die so genannten postmaterialistischen Werte
des grünen Bürgertums genau das widerspie-
geln?

Linke Familie
In ihrem Resümee betonen die Autoren der
Studie, dass es trotz Abgrenzungsbemühungen
durchaus „Familienähnlichkeiten“ im linksaffi-
nen Spektrum gebe, sie sprechen von der „Ein-
heit in der Vielfalt“ (S. 249). An feststehen-
den inhaltlichen Positionen benennen sie die
sozioökonomische Perspektive in der Betrach-
tung von wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Entwicklungen, die weiterhin Bestand hat.
Insofern könne auch trotz der geringen Bereit-
schaft, die kapitalistische Grundordnung in
Frage zu stellen, von einer Kapitalismuskritik
gesprochen werden. Darüber hinaus werde auch
die Verknüpfung von Arbeit und Würde, Soli-
darität als zentraler Wert, wie die Forderung
nach einer materiellen Existenzsicherung Aller
und einer angemessene Beteiligung am gesell-
schaftlichen Reichtum nicht aufgegeben. Es
gebe allerdings über diese Punkte hinaus eine

„Vielfalt an Einstellungen und Orientierungen“.
Eindimensionale Definitionsversuche müssten
deshalb scheitern. Links sein sei ein „offenes,
dynamisches Feld von Denk- und Praxismus-
tern“ (S. 251). Die Inhalte der Verortung „Links
sein“ sind somit, so die Forschergruppe, „dop-
pelt fluide“ (ebd.): weil sie sich im Laufe des
Lebens ändern würden und weil es immer
wieder neue politische Konstellationen in der
Gesellschaft gebe.

Potenziale bündeln
Schließlich möchten die Verfasser der Studie
mit ihren empirischen Befunden auch Politik
machen. Im linken Spektrum sei ein großes
Potenzial vorhanden, der „kulturellen Hege-
monie“ des Neoliberalismus etwas entgegen-
zusetzen: „Dieses Potenzial in Form von politi-
schen Orientierungen und damit verknüpften
Praxen gilt es zu einer gesellschaftlich-politi-
schen Bewegung zu bündeln“ (S. 254). Ein
„Ideenwettbewerb verschiedener linker Akteu-
re“ (S. 256) soll dem linken Projekt neue An-
triebskraft geben.

Auch hier zeigt sich, wie unbedarft sie mit
dem arg monolithisch konzipierten Neolibera-
lismus umgehen. Erst einmal müsste nachvoll-
zogen werden, wie sich neoliberale Politikkon-
zepte als Amalgam aus liberalen Wirtschafts-
konzepten und Forderungen sozialer Bewegun-
gen, die sich beide in ihrem Antietatismus tra-
fen, bilden konnten. Schließlich war der Neo-
liberalismus eine Antwort auf die Krise des
Fordismus, und zu dieser Krise haben auch die
sozialen Kämpfe der 1960er und 1970er Jahre
beigetragen. In der trotzig ironischen Formel
der italienischen Operaisten von der Revoluti-
on, die gesiegt habe, liegt mehr Wahrheit, als
manch einer eingestehen möchte. Die erste rot-
grüne Bundesregierung hat davon gezeugt, die
kommenden grün-roten Regierungen werden
die Verhältnisse weiter zuspitzen.

Gottfried Oy, Frankfurt a.M.

�
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Tariq Modood: Differenz und Integration (FJ SB 1/2012, S. 5-20). Eine Besonderheit des
„Multikulti ist tot“-Diskurses ist, dass nun eine bestimme Definition von Multikulturalismus zu
Grunde gelegt wird. Sogar neutrale Kommentare gehen gemeinhin von einem Multikulturalis-
musbegriff aus, der Differenz statt Gemeinsamkeiten, Separatismus statt Austausch, partikulare
statt nationale Identitäten und Relativismus anstelle demokratischer Werte betont. Jedoch wer-
den keine wissenschaftlichen Quelltexte, politischen Reden oder konkrete Policies als Belege
dafür angeführt, dass Multikulturalisten tatsächlich solche Auffassungen vertreten. Diese rheto-
rische Strategie ist so erfolgreich, dass sogar Verteidiger des Multikulturalismus heute lieber auf
Begrifflichkeiten wie „multiculture“ oder „Interkulturalismus“ zurückgreifen. Im Gegenzug ar-
gumentiere ich, dass der Multikulturalismus ein Integrationsmodus ist, der mit anderen Modi
wie Assimilation, individualistischer Integration oder Kosmopolitismus kontrastiert werden kann.
Ebenso wie letztere basiert er auf den demokratischen Grundwerten der französischen Revoluti-
on: Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit/Solidarität.

Tariq Modood: Difference and integration (FJ SB 1/2012, pp. 5-20). One of striking features
of the ‚Multiculturalism is dead‘ discourses is that they now define ‚multiculturalism‘. It is now
commonplace for even neutral commentators to define multiculturalism as a view which empha-
sises difference at the expense of commonality, separatism rather than mixing, group rather than
national identities, relativism rather a defence of democratic values. Yet no evidence is ever
offered by reference to academic texts, political speeches or actual policies that any of this has
ever been promoted by multiculturalists. This rhetorical strategy has been so successful that even
those who defend multiculturalism today prefer to use a vocabulary of ‚multiculture‘ and ‚inter-
culturalism‘. Modood challenges this strategy by arguing that multiculturalism is a mode of
integration, which can be contrasted with other modes such as assimilation, individualist-integra-
tion and cosmopolitanism, and like the others it is based on the core democratic values of
liberty, equality and fraternity/solidarity.

Roland Roth: Vom Gelingen und Scheitern sozialer Bewegungen (FJ SB 1/2012, S. 21-31). Die
internationale Protestkonjunktur des Jahres 2011 – vom „Arabischen Frühling“ bis zu „Occupy
Wall Street“ – hat weltweit Faszination und weitreichende Veränderungshoffungen ausgelöst:
Bewegungen machen wieder Geschichte. Roland Roth unternimmt den Versuch, einige der
überraschenden und neuen Elemente dieser transnationalen Protestkonstellation zu identifizie-
ren. Auffällig ist, dass die durchaus erfolgreichen deutschen Proteste und Bewegungen dieses
Jahres davon wenig aufgenommen haben, sondern eigene, pfadabhängige Wege gegangen sind.
Bürgerinitiativen und neue soziale Bewegungen, allen voran die Anti-AKW-Bewegung, haben
starke Traditionen gestiftet, die für die radikaleren und utopischen Momente des transnationa-
len Geschehens offenbar nur einen schwachen Resonanzboden abgegeben.

Roland Roth: Success and Failure of Social Movements (FJ SB 1/2012, pp. 21-31). The
apparent boom of protests in the year 2011 – from „Arabellion“ to „Occupy Wall Street“ – has
fascinated the world and given hope for change: Once more, movements make history. Roland
Roth tries to identify new and surprising elements of these transnational protest combinations.
It is striking that the German protest movements, themselves quite successful in 2011 have not
taken on these elements, but have found their own ways. Citizens’ groups and new social
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movements, first and foremost the anti-nuclear movement, have started strong traditions in
Germany which leave little room for the more radical and utopian aspects of transnational
events.

Christa Wichterich: Wie wir dahin kamen, wo wir sind. Frauenbewegungen als politische
Handlungsobjekte zwischen Realpolitik und Systemveränderung (FJ SB 1/2012, S. 32-42).
Christa Wichterich blickt auf die Frauenbewegungen der vergangenen 100 Jahre. Sie unterschei-
det zwischen den „alten“ frauenpolitischen Bewegungen, die sich vor allem für die Gleichheit
eingesetzt haben, und den zweiten Frauenbewegungen, die die Forderung nach Selbstbestim-
mung in den Vordergrund gerückt haben. Die zweite Bewegungswelle schuf eine politische
Gegenkultur zu den etablierten Frauenverbänden. Gleichzeitig macht die Autorin deutlich, dass
Frauenbewegungen immer Sammelbecken sind und keine homogenen Organisationen. Sie zeigt
das Dilemma der Institutionalisierung von Frauenpolitik auf, die hauptamtliche Bewegte hervor-
bringt, die möglicherweise von der Basis abgekoppelt agieren. Und sie macht darauf aufmerk-
sam, dass die Logik globalisierter Märkte zwar einerseits Raum für die individuelle Entfaltung
der Frau bietet, dies andererseits aber auch zur Endsolidarisierung und damit zur Stabilisierung
des neoliberalen Systems führt, das frau eigentlich verändern wollte.

Christa Wichterich: How we got to where we are. Women’s movements as objects of political
action between realpolitik and systemic change (FJ SB 1/2012, pp. 32-42). Christa Wichterich
looks at the womens’ movements of the past 100 years. She distinguishes between the „old“
political womens’ movements, whose main goal was equality, and the second wave womens’
movements, which focused on the demand for self-determination. The second movement wave
created a political counter-culture vis-a-vis established womens’ associations. At the same time
the author makes clear that womens’ movements are always melting pots rather than homogene-
ous organsations. She illustrates the dilemma of institutionalised womens’ politics which create
professional activists whose actions might be disconnected from the base. And she underlines
that the logic of globalised markets, while on the one hand providing spaces for the individual
flourishing of women, also leads to de-solidarisation and thus stabilises the very neoliberal
system which women wanted to change.

Achim Brunnengräber: Ein neuer Bewegungszyklus. Von der NGOisierung zur Occupy-Bewe-
gung (FJ SB 1/2012, S. 42-50). Nichtregierungsorganisationen (NGOs) haben seit den 1990er
Jahren immer mehr an Bedeutung gewonnen und durften ihre Stimme auch bei den großen
Konferenzen äußern. Damit wurde der zivilgesellschaftliche Sektor von der Politik zur Kenntnis
genommen, andererseits bewegten sich die NGOs dabei auch innerhalb von institutionalisierten
Regelwerken. Damit ließ die mobilisierende Kraft nach. Vor diesem Hintergrund untersucht
Achim Brunnengräber die Occupy-Bewegung als einen neuen Protestzyklus, der offene und freie
Willensbildung, Transparenz und demokratische Organisationsformen in den Mittelpunkt rückt.
Brunnengräber hinterfragt aber auch kritisch, ob diese Versprechen eingehalten werden und
vermisst, dass die Occupy-Bewegung die Systemfrage nicht stellt.

Achim Brunnengräber: A new movement cycle. From the NGO-isation to the Occupy move-
ment (FJ SB 1/2012, pp. 42-50). Non-governmental organisations (NGOs) have steadily gained
in importance since the 1990s and were also permitted to raise their voices at large conferences.
With this, politics acknowledged the civil society sector, but on the other hand NGOs also
moved into institutionised frameworks, thus diminishing their mobilising potential. Against this
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background, Achim Brunnengräber examines the occupy movement as a new protest cycle which
emphasises open and free decision-making, transparency and democratic forms of organisation.
But Brunnengräber also questions whether these promises are being met and notes that the
occupy movement fails to raise the „system question“.

Frauke Banse/Friederike Habermann: Vom Ende der Globalisierungsbewegung – und dem,
was kommt. Ein Rück- und Ausblick (FJ SB 1/2012, S. 51-59). Frauke Banse und Friederike
Habermann liefern eine Chronik der Globalisierungsbewegung, die auf die indigine Bewegung
der Zapatistas in Mexiko zurückgeht. Diese hatte erstmals die ökonomischen Verhältnisse ins
Zentrum ihrer Proteste gerückt und andere marginalisierte Gruppen aufgerufen haben, sich
ihrem Kampf anzuschließen. Darauf beriefen sich auch die Gruppen, die von 1997 an bei den
großen Gipfeltreffen protestierten. Banse und Habermann berichten vor dem Hintergrund eige-
ner Erfahrungen auch vom G8-Gipfel in Heiligendamm und den UN-Klimaverhandlungen in
Kopenhagen. Mit dem „Block G8“ und der „Handel-Macht-Klima-Karavane“ war es gelungen,
den Grundstein für eine neue Protestkultur in Deutschland und in Europa zu legen. Mit Blick
auf den Arabischen Frühling erwarten sie nun eine neue Welle der Protest-Vernetzung.

Frauke Banse/Friederike Habermann: On the end of the globalisation movement – and what’s
to come. History and prospects (FJ SB 1/2012, pp. 51-59). Frauke Banse and Friederike Haber-
mann provide a history of the globalisation movement which goes back to the indigenous
movement of the Zapatistas in Mexico, whose protests for the first time focused on the econo-
mic conditions and called on other marginalised groups to join their struggle. The groups which
protested at the large summits since 1997 also referred to this group. Against the background
of their personal experience, Banse and Habermann discuss the G8 summit in Heiligendamm
and the UN climate negotiations in Copenhagen. The „block G8“ and the „trade-power-climate-
caravan“ established the foundation for a new protest culture in Germany and Europe. With a
view to the Arab spring, they now expect a new wave of networked protest.

Theodor Ebert: Erfolg durch Zivilen Ungehorsam? (FJ SB 1/2012, S. 60-64). Theodor Ebert
beschreibt Zivilen Ungehorsam als ein Instrument, mit dem Konflikte medienwirksam dramati-
siert und in ihrer politischen Bearbeitung vorangetrieben werden können. Dabei wird die Ge-
waltfreiheit dieses Protestes betont, denn der Protestierende will weder den politischen Gegner
noch Unbeteiligte verletzen und muss die Folgen des Protestes weitgehend selbst tragen. Ebert
verweist aber auch auf die Grenzen des Zivilen Ungehorsams, die sich aus seiner Sicht dann
auftun, wenn eine (politische) Entscheidung, gegen die protestiert wird, bereits so weit durch
demokratische Verfahren legitimiert schein, dass auch Ziviler Ungehorsam diese Entscheidungen
nicht mehr infrage stellen oder rückgängig machen kann.

Theodor Ebert: Success through Civil Disobedience? (FJ SB 1/2012, pp. 60-64). Theodor
Ebert describes Civil Disobedience as an instrument to dramatise and progress the political
processing of conflicts in a media-effective manner. The nonviolent nature of this protest is
emphasised, as the protesting person does not want to harm his political opponent or noninvol-
ved people and has to largely take responsibility for the consequences of the protest by himself.
But Ebert also draws attention to the limits of Civil Disobedience, which in his view arise when
the (political) decision that is being protested against already seems sufficiently legitimised by
democratic means that even Civil Disobedience can no longer call into question or reverse these
decisions.
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Michael Narberhaus: Effektive Strategien für zivilgesellschaftliche Organisationen zur „Großen
Transformation“ (FJ SB 1/2012, S. 65-70). Michael Naberhaus sieht die zivilgesellschaftlichen
Organisationen in einer Krise, da sie auf die globalen Probleme unserer Zeit keine hinreichende
Antwort finden können. Deshalb regt er eine „Große Transformation“ zu einer zukunftsfähigen
Gesellschaft an, für die sich die Organisationen zusammentun und ihr Expertenwissen bündeln
sollten, um eine Große Erzählung anbieten zu können, die Millionen von Menschen anspricht
und damit weltweit radikale Veränderungen anstoßen kann. Nur wenn Bürger, Geldgeber, Indus-
trie und Politik mitgenommen werden können, ist dieses Vorhaben für Naberhaus von Erfolg
gekrönt. Diese Gruppen zusammenzubringen, ist das Ziel des Smart CSOs Lab.

Michael Narberhaus: Effective strategies for civil society organisations towards a „great trans-
formation“ (FJ SB 1/2012, pp. 65-70). According to Michael Naberhaus, civil society organisa-
tions are currently in crisis, as they are unable to provide satisfactory answers for today’s global
problems. He therefore proposes a „great transformation“ towards a future-oriented society in
which the organisations should join forces and combine their expertise so as to be able to offer
a Great Narrative which appeals to millions of people and hence is able to prompt radical
changes. This undertaking will only succeed if citizens, donors, industry and politics are on
board. The aim of the Smart CSOs Lab is to bring these groups together.
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